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Rede Sr . Koͤnigl. Hoheit des Großherzogs von

Baden gehalten bei Eroͤffnung der Staͤndever⸗

ſammlung am 28 . Maͤrz 1822 .

Edle Herren und liebe Freunde !

Zum zweitenmal eroͤffne Ich heute die Verfamm—⸗

fung der Stånde meineg lieben getrruen Volkes , durch —

drungen von der beruhigenden Ueberzeugung , daß

die Anordnungen , welche Ich ſeit dem letzten Land —

tag getroffen habe , Ihnen die ſicherſte Buͤrgſchaft leiſten

werden , daß das Wohl des Vaterlandes fortwaͤhrend

Mein einziges Beſtreben iſt .

Mit Wehmuthweilt Mein Blick auf der allgemeinen

Noth , die auch unfer geſegnetes Land noch immer druͤckt.

Allein die Verhaͤltniffe, welche ſie veranlaffen , liegen

leider auſſer dem Kreis menſchlicher Berechnungen . In⸗—

bef dürfen Wir mit Zuverſicht hofſen , daß es damit —

wenn auch langſam — dennoch von Tag zu Tag beffer

werden mif :

gafen Sie Uns einsweilen der guͤtigen Vorfehung

danken , die mitten unter den Stürmen einer heftig
Protokolle der 1. Kammer . t



bewegten Zeit Unferem deutſchen Vaterlande , und ſomit
auch Baden , eine Ruhe vergoͤnnt , um die Uns Millio —

nen beneiden , und der Wir die Moͤglichkeit verdanken ,
Uns mit Gegenſtaͤnden beſchaͤftigen zu koͤnnen , die —

nur im Frieden gedeihend — Uns eine erfreulichere
Zukunft verſprechen —

Ich habe verordnet , daß Ihnen vorgelegt werde ,

was in dieſer Beziehung theils ſchon geſchehen , theils

eingeleitet ift .

Gie werden daraus erfehen , welche Schritte Sh

babe thun lafen , damit der Handel im Innern der

BundesStaaten der Feſſeln entledigt werde , die noch
immer ſeine freie Bewegung und Ausdehnung hemmen .
Die Verhandlungen in Darmſtadt , ſo wie die bey der

CentralSchiffahrts Commiſſion in Mainz , liefern die

Belege dazur

Auch im Innern des Landes iſt es Uns endlich

gelungen , durch Auffindung eines unentbehrlichen Pro —

duktes , das bis jetzt Uns nur das Ausland gab , be —

deutende Summen fuͤr die Zukunft zu erſparen , und

einem dringenden Beduͤrfniß durch ein Erzeugniß des

vaterlaͤndiſchen Bodens zu genuͤgen .

Nichts wird unverſucht gelaſſen , was die Laſten nach
und nach vermindern kann , die Mein treues Volk , und

ſomit auch Mein Vaterherz , noch druͤcken .



Nichts wird auch in Zufunft unbeachtet bleiben

wag mir die Hoffnung geben Fónnte , den Wohlſtand

Meiner guten Badener zu vermehren .

Meine proteſtantiſchen Unterthanen zweier verſchie —

dener Confeſſionen hat ein Band der Liebe und Eintracht

vereint ; verſammelt um den nehmlichen Altar ſteigen

nunmehr ihre Gebete fuͤr Fuͤrſt und Vaterland zu Gott .

Fuͤr Meine katholiſchen Unterthanen mit gleicher

Liebe beſorgt , habe Ich die fruͤher begonnenen Unter —

handlungen mit dem Oberhaupt ihrer Kirche eifrigſt be —

trieben . Mit lebhafter Freude kann Ich Ihnen den be—⸗

friedigenden Fortgang derſelben verkuͤnden , die Grund⸗

lagen ſind bereits feſtgeſtellt , und der nahe Abſchluß dieſer

Verhandlungen wird in jeder Beziehung Meine . våters

liche Gorgfalt beurfunden .

Unferem Lande ift der Gig des Erzbifchofs zu Theil

geworden .

Fuͤr Unſer inneres Staatsleben verſpreche Ich Mir

von der Gemeinde - Ordnung , die Ich Ihnen werde vor —

legen laſſen , die erfreulichſten Reſultate .

In den uͤbrigen Geſetzes⸗ - Entwuͤrfen , die noch zur

Berathung kommen , werden Sie nicht allein eine bereit —

willige Erfuͤllung manchen von Ihnen geaͤuſſerten Wun —

ſches , ſondern uͤberhaupt Mein Beſtreben erkennen ,

den Geiſt Unſerer Verfaſſung taͤglich mehr ins Leben zu

rufen .



Und nun , edte Herren und liebe Freunde ! begin -

nen Sie die Erfuͤllung Ihres erhabenen Berufg mit

treuem Herzen , und vertrauen Sie dabey den Abſichten

Meiner Regierung , ſo wie Ich Ihnen vertraue . Wir —

ken Sie mit biederem deutſchem Sinn dahin , daß dieß

ſchoͤne Band des gegenſeitigen Zutrauens immer feſter

ſich knuͤpfe und durch einen aͤchten , uͤber alle Privat - Ab—

ſicehten erhabenen Gemeingeiſt zum Wohl Unſeres theuern

Vaterlandes unzerſtoͤrbar gegruͤndet werde .

Zaͤhlen Sie dabey fortwaͤhrend auf Meine kraftigſte

Mitwirkung , auf Meine Liebe und auf Meine Wohl —

gewogenheit .



Erte Sihung .

Karlsruhe den 29 . Maͤrz 1822.

—

Gegenwaͤrtig :

Se . Hoheit der durchlauchtigſte Praͤſident , Herr Mark —

graf Wilhelm zu Baden ,

Der zweite Vicepraͤſident , Staatsrath Frhra v. Baden ,

Ee . Hoheit Der Herr Markgraf Leopold zu Baden ,

Er , Hoheit der Herr Marfgraf Marimil ian zu Baden ,

Herr Bisthumsverweſer Frhr . v . Weſſenberg ,

— Praͤlat Hebel ,

— Staatsminiſter Frhr . v. Berſtett ,

— Staatsminiſter Frhr . v. Berkheim ,

— General - Lieutenant v. Schaͤffer ,

— Staatsrath Baumgaͤrtner ,
— Generalmajor Frhr . v. Freyſtedt ,

—SOberhofmarſchall Geheime Rath Fihr . H Gay -

ling ,

— Landoberjaͤgermeiſter v. Kettner ,

— Staatsrath Frhr . v. Tuͤrkheim ,

— Geheimerath Frhr . v. Hornſteunn ,



8 Protokolle der Erſten Kammer .

Herr Kammerherr Frhr . v. Falkenſtein ,

— — — — v . Gemmingen Praͤſteneck ,
— e Steinegg ,

mO A a Anei
— Staatsrath Frhr . v. Zyllnhardt ,
— Geheime Hofrath Zachariaͤ ,

— Hofrath v. Rotteck .

Nachdem den Mitgliedern der erſten Kammer in einer
am 25 . d. M. gehaltenen vorbereitenden Zuſammenkunft
durch den Staats⸗ und Cabinets⸗ Miniſter Frhr : y,
Ber ſte tt drey hoͤchſte Reſeripte wegen Ernennung des

Praͤſidenten , des erſten und zweyten Vicepraͤſidenten ,
ſo wie der von Sr . Koͤniglichen Hoheit zu beſtimmenden

acht Mitglieder und der Regierungs e Commifaire mit -

getheilt ,

Beylage Siffer 3 .

hierauf am 28 . d. M. im Sitzungsſaale der zweyten
Kammer von Sr . Koͤniglichen Hoheit , dem Großherzog ,
die Staͤnde Verſammlung mit einer vom Throne gehat -
tenen Rede eróffnet , von den neu eintretenden Mitglie-
dern der verfaſſungsmaͤſſige Eid geleiſtet , und von dem
Staats - und Cabinets - Miniſter , Freyh . v. Berſtett ,
nachdem derſelbe zuvor in einer Rede die Verhaͤltniſſe
des Staats im Allgemeinen dargeſtellt , und die Gegen -
fände , welche von der Regierung den Kammern zur
Berathung vorgelegt werden ſollen , bezeichnet hatte ,



Erfe Sitzung vom 29 . März . 9

der Landtag fúr eróffnet erflárt worden mwar ; “verfam -

melte fich heute , Bormittagg um ọ Uhr , die erfte Kam -

mer in ihrem Gigungsfaale , um ihre Arbeiten gu bes

ginnen .
;

Se . Hoheit der durchlauchtigſte Praͤſident eroͤff—

neten die Sitzung mit folgender Anrede an die Ver —

ſammlung :

Zum zweitenmal mit dem Vertrauen Sr . Koͤnigl .

Hoheit des Großherzogs beehrt , uͤbernehme ich aber —

malg die Pråfidentenftelein diefer hohen Kammer . JH

úbernehme fie mit den nehmtichen Gefinnungen und Ge -

fuͤhlen , welche ich fruͤher in dieſer Verſammlung aus —

zuſprechen die Ehre hatte . Sie haben mir damals Ihr

Zutrauen erworben , moͤge mir dieſes Gluͤck von neuem

zu Theil werden .

Wir alle — ich glaube es mit voller Ueberzeugung

ſagen zu duͤrfen , — wir alle begegnen uns in unſerm

fruͤhern Wunſch und Beſtreben , das Gluͤck und die Zuz

friedenheit unſers theuern Regenten zu erhalten und

zu ſichern , ſo wie die Wohlfahrt unſeres Vaterlandes

zu befoͤrdern .

Moͤchte es uns vergoͤnnt werden , durch Gerechtig —

keit , und durch die fruͤher bewieſene Maͤßigung dieſes

Ziel zu erſtreben , und dadurch unſerm hohen und fhi-
nen Beruf würdig gu entfpreden :

Hicrauf legten Ge . Hoheit der Pråfident die

an den Staat - und Cabinets - Minifter : von Berftett

gerichteten Entfhudigungg - Schreiben deg Herrn Fåre

fen von Ghtpenberg der Herrn Fårfen Georg

und Friedrich Karl von Loͤwenſtein - Wert —

peim , des Herrin Fuͤrſten Karl zu Loͤwenſtein ,

und der Herrn Grafen von Leiningen - Neudenau

und Billigheim ,



10 Protokolle der Erſten Kammer

Beylage Ziffer 4. 5. 6. . 8 . 9 . ( ungedr . )
ſo wie die an das Praͤſidium gerichteten Schrei —
ben des zweyten und ſechſten dieſer abweſenden Mitglie —
Der vor ,

Se . Hoheit uͤbernahmen es , an den Herrn Fuͤrſten

Georg von Loͤwenſtein Wertheim und den Gra —

fen von Leiningen Billigheim , welche zugleich
an Sie geſchrieben , Antwortſchreiben zu erlaſſen , und

denſelben , ſowie dem Herrn Fuͤrſten von Fuͤrſt en —

ber g , als Vicepraͤſidenten , mit Aeußerung des Wun —

ſches , ſie bald moͤglichſt in der Verſammlung zu ſehen ,

zu eroͤffnen , daß Sie ihre Entſchuldigungsſchreiben der

Kammer vorgelegt Håtten , worauf

beſchloſſen : i
wurde , Die fåmmtlichen Entſchuldigungsſchreiben zu den

Acten zu legen .
Das Praͤſidium legte hierauf eine Hochdemſel —⸗

ſelben von einem ungenannten Verfaſſer zugeſandte

Schrift unter dem Titel :

„ Schnelle Mittel gegen die ſchweren Folgen des

„ niedrigen Getraidepreiſes im Sommer 1841 .

von Diaͤtophylos , Mannheim 1821 .

vor , worauf die Kammer

beſhleoß

dieſelbe in der Bibliothek aufzuſtellen .

Auf ein ſodann vorgelegtes Schreiben des Aſſeſſors

und Canonicus Ruͤder in Leipzig , worin derſelbe um

Uebertragung der Archivarſtelle der erſten Kammer bittet

Bey lag e Ziffer ro . ( ungedruckt . )

beſchloſſen

daß , da es im Innlande nicht an Subjecten fuͤr dieſe

Stelle fehle , dieſes Geſuch auf ſich beruhen ſolle ; wo —

bey uͤbrigens der geh. Hofrath Zach aria der Kennt⸗
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niſſe und der Geſchicklichkeit des Bittſtellers ruͤhm⸗

lichſt erwaͤhnte .

Sodann legten Se. Hoheit den von dem ſtaͤndiſchen

Ausſchuß uͤber die Verhaͤltniſſe der Amortiſations⸗Caſſe

pro 1820/21 erſtatteten und in den Verhandlungen der

zweyten Kammer enthaltenen Bericht vor ;

Beylage Ziffer 11

und Unter - Beylage Ziffer J ( ungedr . )

worauf der Frhr . v. Tuͤrkheim bemerkte : diefer Be -

richt moͤchte zunaͤchſt in dem Seeretariat zur Einſicht

der einzelnen Mitglieder niederzulegen ſeyn .

Srhr . v. Baden : Diefer Bericht betreffe eine ab -

gelegte Rechnung , und er finde es zweckmaͤßig , daß die —

ſer wichtige Gegenſtand durch eine eigene Commiſſion

noaͤher gepruͤft , und der Kammer cin Vortrag darüber

erſtattet merde .

Der Frhr . pon Falfenftein trat - diefer An —

ſicht bey .

Frhr . von Berkheim : Er glaube , daß zwar

eine eigene Commiſſton zu ernennen ſey , dieſe jedoch

nicht wohl vor der Vorlage des Budget ihren Vortrag

werde erſtatten koͤnnen .

Frhr . von Gayling : Der Bericht des Aus —

ſchuſſes beziehe ſich auf das Verfloſſene , das Budget

aber auf die Zukunft ; er glaube daher , daß beides un —

abhaͤngig von einander ſey .

Frhr . von Berſtett : Er halte es fuͤr ſachfoͤr —

dernd , wenn die Budget - Commiſſton der erſten Kam —

mer ernannt werde , ſobald das Budget der zweyten

vorgelegt ſeyn werde , und mit dieſer werde ſich die we —

gen des Berichtes des Ausſchuſſes zu ernennende Com⸗

miſſton benehmen muͤſſen .
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Der Frhr . v. Gayling und der Staatsrath
Baumgaͤrtner machten darauf aufmerkſam , daß
die kuͤnftige Budget - Commiffon in jedem Falle fich in

mehrere Abtheilungen får die Einnahme , die Ausgaben ,
die Amortifations - Cafe u. f . w. theilen merde , der
letztere mit dem Zuſatze , daß eine gruͤndliche Eroͤrterung
ohne Einſicht in das Ganze der Finanz - Verwaltung
nicht wohl moͤglich ſey .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Nach der Geſchaͤftsordnung
koͤnne keine Commiſſion ohne vorausgegangene Vorbe —

rathung ernannt werden ; er wiederhole uͤbrigens ſei —
nen Antrag .

Die Kammer

beſchloß

hierauf , den Bericht einſtweilen im Secretariot nieder —

legen zu laſſen , damit die einzelnen Mitglieder naͤhere
Kenntniß davon nehmen koͤnnten , ſo jedoch , daß der —

felbe nach 8 Tagen reproduzirt werden folle .

Se . Hoheit , der Pråfident forderten , fodann
die Kammer auf ; zur Wahl der Secretåre zu ſchreiten .

Bey dieſer ſogleich vorgenommenen Wahl wurde
der Staatsrath Frhr . von Zylinhardt und der

Geheime Hofrath Zachariaͤ zu Secretaͤrs ernannt ,
dugleich jedoch unter Beziehung auf §. 8 u. 59 der Ge -

ſchaͤftsordnung dag hohe Pråfidium erfucht , zur Aus —

huͤlfe fuͤr die Secretariats⸗ und Kanzley - Geſchaͤfte die

geeigneten Vorkehrungen zu treffen
Se Hoheit , der Pråfident fuden demnaͤchſt die

Kammer ein , eine Commiſſton zur Entwerfung einer

Dank - Addreſſe an Se Koͤnigl . Hoheit , den Großherzog ,
zu ernennen . Durch Stimmen - Mehrheit wurden hiezu
der Staatsrath Frhr . v. Baden , der Bißthums - Ver —
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weſer Frhre v. Weſſenberg und der geheime Hof -

rath Zachariaͤ gewaͤhlt .

Die Kammer ſchritt ſodann zur Wahl der Peti —
tiong » Commiffion , welehe auf

den Frhrn . v. Falkenſtein
den Frhrn . v, Gayling und

den Frhrn . V. Gemmingen Pråfened fiel .
Der geheime Hofrath Zachariå erbat fih nun

dag Wort und fprach :
Da die Kammer fùr jegt noch durch andere Ge -

fhäfte in ihrer Seit weniger beengt ift , ſo hoffe ich deſto
eher Verzeihung zu erhalten , wenn ich mir einige die

Verfaſſung der Kammer betreffende Sragen aufzuwer -
fen erlaube ,

l

Die erfe Frage betrifft die Stimme , melhe ich zu
fuͤhren die Ehre habe . Nach der Verfaſſungs - Urkunde
twåhlt jede der beiden Landes - Univerfitåten ihren Abs

geordneten auf vier Jahre . Man pat bey Faſſung
dieſer Stelle wohl unſtreitig den gewoͤhnlichen Fall vor
Augen gehabt , da ein Univerſitaͤts - Abgeordneter erſt
das vierte Jahr , alſo erſt nach zweh ordentlichen Land⸗

tagen , austritt . Allein was iſt dann Rechtens : Wenn
der von einer Univerſttaͤt gewaͤhlte Abgeordnete , w ͤh⸗
rend ſeiner vier Jahre austritt oder abgeht ; ein

Fall , der gerade bey mir eintritt ? Wird der , ſtatt
des abgehenden Abgeordneten , Gewaͤhlte in dieſer Be —

ziehung nur als Stellvertreter ſeines Vorgaͤngers be⸗

trachtet , oder werden jene vier Jahre von dem Tage
feiner Wahl angerechnet ? Der 6. 29 . u. 38 . der Bor -

faſſungs - Urkunde ſcheint fuͤr dieſen Fall nicht eine ge —
nuͤgende Analogie darzubieten . Nun bin ich zwar be —

reit , wegen dieſes Gegenſtandes eine foͤrmliche Motion

einzureichen . Allein , ſo wenig ich mir auch eines Pri⸗
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vat - Intereſſes wegen der Entfheidung diefer Frage

bewuft bin, da , fo hoch ich auch die Ehre anſchlage in

dieſer Verſammlung zu ſitzen , ich dennoch die Verfaſ —

ſung , welcher ich dieſe Ehre verdanke , noch hoͤher ſchaͤ—

tze ; ſo wuͤrde ich doch wuͤnſchen , daß dieſer Gegenſtand ,

ohne daß es einer foͤrmlichen Motion von meiner Seite

beduͤrfte , von einer Commiſſion in vorlaͤufige Erwaͤgung
gezogen wuͤrde . Auch aͤhnliche Fragen uͤber das Ver —

faſſungs - Recht der Kammer bieten ſich ſchon jetzt dar ,

und werden ſich in der Folge noch oft darbieten . Sind

z. B. die auf einem fruͤhern Landtage gemachten und

unerledigt gebliebenen Yntråge , Motionen u, f. w. auf

dem folgenden Landtage von dem Secretariat zu repro —⸗

duciren , oder nunmehr als nicht geſchehen zu beteac -
ten ? Wie iſt es wegen derjenigen Mittheilungen zu

zu halten , welche, auf dem vorigen Landtage von der

erſten Kammer an die zweyte erlaſſen , von dieſer ohne

Antwort geblieben ſind ? Ein Fall , der namentlich bey

der fo wichtigen Motion des Hn . Staatsraths v. Zylln —

þardt úber den §. 6r . der Berfafungs » Urfunde

eingetreten iſt . Vielleicht waͤre es daher vortheilhaft ,

auf einem jeden Landtage eine ſtaͤndige Commiſſion zu

ernennen , an welche dieſe und aͤhnliche , die Auslegung

der Verfaſſungs - Urkunde und der Geſchaͤfts - Ordnung

betreffende Fragen zur Berichts - Erſtattung verwieſen

werden koͤnnten . Dieſer Vorſchlag iſt nicht bloß aus

dem Reiche der fluͤchtigen Meinungen entlehnt . In

dem brittiſchen Ober⸗ und Unterhauſe beſteht eine aͤhn⸗

liche Commiſſion .

Frhr . v. Baden : Nach der Gefchaͤfts - Ordnung

ſcheine dieſer Vortrag als Motion betrachtet und be —

handelt werden zu muͤſſen.
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Die Kammer erklaͤrte ſich fuͤr einverſtanden mit

dieſer Anſicht , wobey , ebenfalls mit Einverſtaͤndniß der

Kammer ,

Se . Hoheit der Pråfident bemertten : Der Hór -

trag des Hrn . geh . Hofraths Zach ariaͤ beduͤrfe nur

der ſchriftlichen Anzeige bey dem Secretariat , um als

Motion angeſehen zu werden , und eine Beziehung auf

dieſen Vortrag koͤnne alsdann die Stelle der Motivi —

rung vertreten .

Dag hohe Praͤfidium machte hierauf die Kani -

mer auf die wegen des Drucks der Protokolle zu er —

greifenden Maßregeln aufmerkſam , worauf die Kam —

mer Hochdaſſelbe erſuchte , mit Zuziehung der Secretaͤre

deshalb die noͤthigen Einleitungen zu treffen , deren Er —

folg demnaͤchſt das Secretariat der Kammer anzuzeigen

habe .
Endlich trat der Staatsrath v. Tuͤrkheim auf ,

und aͤußerte :

In dem Protokolle der zweyten Kammer vom 27 .

July 1819 , welches bekanntlich erſt nach Beendigung
des Landtags im Jahr 1820 . zum Vorſchein gekommen

iſt , und woruͤber alſo heute zum erſtenmal in dieſer

Verſammlung geſprochen werden kann , habe ich Aeuße —

rungen uͤber den durch mich erſtatteten Commiſſtons⸗

Bericht in Betreff des Standes - und Grundherrlichkeits —
Edicts gefunden , welche mir , ſo ungern ich auch jetzt

dieſen Gegenſtand beruͤhre , doch eine kurze Erklaͤrung ,

weniger in Ruͤckſicht auf meine Perſon als auf die

Commiſſton , in deren Namen ich damals ſprach , ab —

nóthigt .

Jch begnåge mich mit jener Rube , mit weler man

in ſolchen Faͤllen bey aller Unterſtuͤtzung durch dag ei -

gene Bewußtſeyn , doch nur auf das enige zuruͤckblicken
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kann , was bereits der Vergangenheit angehoͤrt , ganz
im Allgemeinen meine Mißbilligung beſtimmt und laut⸗
daruͤber auszuſprechen , daß man die Stellung der

Rechte und das Benehmen einer Commiſſton der erſten
Kammer und ihres Sprechers in den erwaͤhnten Verhand⸗
lungen ſo gar nicht mit demſelben Maasſtab gemeſſen hat,
welcher damals fuͤr die eigenen angenommen war .

Gaͤnzliches Stillſchweigen hieruͤber haͤtte ich auch jetzt
noch fuͤr unwuͤrdig gehalten ; aber wenn im Jahr 1819

zwar nicht Vieles aber doch Einiges auf jene Aeußerun⸗
gen zu erwiedern geweſen waͤre, ſo mag nunmehr , nach
dem die Zeit Dag Beſte dabey gethan hat , im Jahr
1822 , wo man frey zu ſprechen nicht aufgehoͤrt , aber

auch andere eben ſo ſprechen zu laſſen gelernt hat , dieſe
kurze Erklaͤrung genuͤgen , und der Beurtheilung eines

jeden Leſers unſerer Verhandlungen uͤberlaſſen werden ,
ob in dem von mir erſtatteten Commiſſtons - Bericht das

enthalten ſey , was mehrere Redner der zweyten Kam —

mer damals darin zu finden glaubten .

Die Kammer erklaͤrte die Niederlegung dieſer Aeuſ —
ſerung im Protokolle fuͤr genuͤgend , worauf die Sitzung
geſchloſſen , und die naͤchſte auf morgen Vormittags tm

11 Uhr beſtimmt wurde .

Die proviſoriſchen Secretaͤre :

Frhr . v. Zyllnhardt .
Frhr . v Tuͤrkheim
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Beylage Ziffert .

Ludwig von Gottes Gnaden ,

Großherzog zu Baden , Herzog zu Zaͤhringen ; Land —

graf zu Nellenburg , Graf zu Salem , Petershauſen
und Hanau u. f. mw.

Zum Pråfidenten der erten Kammer ernennen Wir

Unſern geliebten Herrn Halbbruder , des Markgrafen

Wilhelm , Hoheit und Liebden , ſodann zum erſten

Vicepraͤſtdenten Unſers Herrn Vetters des Fuͤrſten von

Fuͤrſtenber g Liebden , und zum zweyten Vicepraͤſi —

denten Unſern Staatsrath Freyherrn von Baden .

Wir beauftragen Unſern Cabinets - Miniſter Frey —

herrn v. Berſtett , dieſe Ernennungen zur Kenntniß

der erſten Kammer zu bringen .

Gegeben , Carlsruhe den 24 . Maͤrz 1822 .

Ludwig
vdt . Berfert .

Auf Befehl feiner Königlichen Həpeite

Weiß .

Beylage Ziffer z

fudwig von Gottes Gnaden , `

Grófherzog ju Baden , Herzög 4u Zähringen ; Lands

graf zu Nellenburg , Graf zu Salem , Petershauſen
und Hanau it . f w.

:

Wir haben Ung gnådisft bewogen gefunden , får
die bevorſtehende Stande⸗Verſammlung zu Mitglie —

dern der erſten Kammer zu ernennen , Unſern
yrotofolle der I. Kammer , *
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Oberfthofmeiffer und General der Cavalerie Frey⸗
herrn von Geufau ,

Staats - und Cabinets - Miniſter Freyherrn von

Berſtett ,

Staats - Miniſter Freyherrn v. Berkheim ,
General - Lieutenant von Schaͤffer ,
Oberhofmarſchall geheime Rath Freyherrn von

Gayling ,

Staatsrath Baumgaͤrtner ,
General - Major von Freyſt edt , und

Land⸗Oberjaͤgermeiſter von Kettner .
Wir beauftragen Unſern Cabinets - Miniſter , vorſte⸗

hende Ernennungen ſeiner Zeit zur Kenntniß der erſten
Kammer zu bringen .

Gegeben , Carfgruhe den 17 . Maͤrz 1822 .

Ludwig .
vdt Berſtett .

Auf Befehl Sr . Koͤniglichen Hoheit
Weiß .

—

Bepylage Ziffer 3z,

Ludwig von Gottes Gnaden ,
Großherzog zu Baden , Herzog zu Zaͤhringen ; Land —
raf zu Nellenburg , Graf zu Salem , Petershauſen

und Hanau w: f. w.

Zu dem bevorſtehenden Landtag ernennen Wir zu
Commiſſarien der Regierung zuvoͤrderſt Unſere Staats⸗
Miniſter und die Mitglieder Unſers Staats - Miniſte —
riums , ſodann
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den geheimen Referendaͤr von Traitteur
den geheimen Kriegsrath Reidh und
die geheimen Referendaire Nebenius und
von Liebenſtein .
Wir behalten Ung vör , mit der Verlegung und

Vertheidigung einzelner Geſetzes - Entwuͤrfe noch andereUnferer Gtaatgdiener zu beauftragen .
Wir verordnen zugleich , daß bey der Diseuſſtonuͤber das Budget die Poſitionen der einzelnen Admini —

firationg - Branchen entweder durch deren Vorſteher ,oder durch von dieſen dazu ernannte Mitglieder derſel⸗
vertheidtgt werden .

Wir beauftragen Unſern Cabinets Miniſter Frey⸗herrn v. Berſtet t , vörſtehende Ernennungen ſeiner Zeit
zur Kenntniß der beiden Kammern zu bringen

Gegeben , Carlsruhe , den 8. Mär 1622 ?

Ludwig .
vdt . Berſtett .

*
Auf Befehl Sr Koͤniglichen Hohelt

Weiß .



Protofolle der Erfien Kammer ,

Zweyte Sitzung .

Karlsruhe , den 3o . Mår ; rg22 .

Gegenmwmårtig
die in der erſten Sitzung erſchienenen ) Mitglieder mit

Ausnahme :
Sr . Hoheit des Durchlauchtigſten Praͤſidenten Herrn

Markgrafen Wil hlelm zu Baden ,
Sr . Hoheit des Herrn Markgrafen Leopold zu

Baden ,

Sr . Hoheit des Herrn Markgrafen Maximilian zu
Baden

und des Herrn Staatsminiſters Frhru . d. Be rkheim ;
weiter anweſend

der Herr Regierungs s Commifår , geh . Referendaͤr y.
Liebenſtein .

Unter dem Vorſitz des zweyten Vicepraͤſtdenten ,
Staatsraths Frhrn . v. Baden .

Auf die Einladung des Vicepraͤſtdenten legte der

geheime Referendaͤr v. Liebenſt ein , welcher ſich
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als Regierungs⸗Commiſſaͤr mittelſt eines hoͤchſten Re —⸗

ſeripts vom 28 . Maͤrz d. J . legitimirte

Beylage Ziffer 12 u . 13 .
der Kammer folgende Geſetzes Entwuͤrfe vor :

I ) den Entwurf eines Gefeges dber die Gtudier -
freyheit .

Beylage Ziffer 14 .
2) den Entwurf eines Geſetzes uͤber die Berant :

lichkeit der oberſten Staatsdiener

Beylage Ziffer 15 .
)) den Entwurf eines Geſetzes uͤber das PVerfah—

ren in Fillen der Anklage gegen Miniſter und Mitglie —
der der oberſten Staats - Behoͤrde , wegen Verletzung der

Verfaſſung oder anerkannt verfaſſungsmaͤßiger Rechte .
Beylag e Ziffer 16 .

Er begruͤndete zugleich dieſe Entwuͤrfe durch die
unter Ziffer 17 . u. 18 . anliegenden Vortraͤge .

Auf die von dem Vicepraͤſidenten geſtellte
Frage :

Ob die Kammer ſofort zur vorlaͤufigen Beſprechung
uͤber dieſe Vorſchlãge nd zu Ernennungh der Commiſ —
fionen ſchreiten wolle ?

beſchloß
die Kammer , da bemerkt wurde , daß es wegen zukuͤnf ,
tiger Fälle von Wichtigkeit fey , die Vorberathung nicht
unmittelbar auf die Vorlegung der Geſetz ⸗Entwuͤrfe
folgen zu laſſen ,

Beides auf naͤchſtenMontag auszuſetzen .
Hierauf wurde das Protokoll der erſten Sitzung

verleſen , und mit einer ſogleich in der Faſſung deſſelben
berürkſichtigten Bemerkung einſtimmig genehmigt .

Demnachſt bemerkte das Secretariat , daß der ge —heime f
——— —heime Hofrach Zach ariaͤ ſeine Motion , die Ernennung
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einer ftândigen Commiffon zür Prüfung der Anträge
und Motionen , welder Auslegung der Verfaſſungs - Ur —
tunde oder der Gefcháftordnung zim Gegenſtande ha —

ben, betreffend, frifilicdh angezeigt babe .

Beylage Ziffer 19 .

Srhr . v. Gemmingen Steinegg : Yh erlaube

mir wegen einer Berfafungs =Sache eine Anfrage an

rie Rammer zu richten . ES ift von - mir und andern

Mitgliedern der Kammer beſonders bemerkt worden ,

daf Se . Kónigliche Hoheit diefmal nicht , wie auf dem

erſten Landtage , die Wahl des zweyten Vicepraͤſidenten

der HKammer uͤberlaſſen , ſondern dieſen hoͤchſtſelbſt er —

nannt haben . So ſehr ich mich nun dieſer Ernennung ,

was die Perſon betrifft , erfreue , ſo waͤre es doch ſehr

zu wuͤnſchen , daß der Kammer die Gelegenheit bliebe ,

in Zukunft durch eine Wahl dem einem oder dem andern

ihrer Mitglieder ihre Achtung zu bezeigen

Frhr . v. Berftett : Nah der Berfafunggs Ur -
funde fteht dem Großherzoge ausſchließlich das Recht

zu , den Praͤſidenten der Kammer zu ernennen ; hieraus

folgt von ſelbſt , daß ihm daſſelbe Recht auch in Anſe —

hung des Stellvertreters des Praͤſidenten zukommt . In

dem Reſeripte vom Jahr 1819 wurde die Wahl des

zweyten Vicepraͤſidenten ausdruͤcklich nur fuͤr die ſes
Wal der erſten Kammer überlaſſen :

Frhr . v. Tauͤrkheim : Die Verfaſſungs - Urkunde
erklaͤrt ſich nur uͤber die Ernennung des Praͤſidenten ;

ſie ſchweigt von der der Vicepraͤſidenten . Sie laͤßt

alſo allerdings zweifelhaft , von wem dieſe Ernen —

nung ausgehen ſoll . Die Frage iſt von großer Wich —

tigkeit , und billig von allen Seiten in Erwaͤgung zu

ziehen . Sie kann aber nicht ſofort erledigt , ſondern ſie

muß auf jeden Fall an eine Commiſſton verwieſen werden .

r z PEE
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Frhra v. Zyllnhardt : Die Frage ſcheint eine von

denen zu ſeyn , welche fuͤr die ſtaändige Commiſſion gehoͤ⸗
ren wuͤrden , die der Hr. geheime Hofrath Zachariaͤ in

der letzten Sitzung in Vorſchlag gebracht hatz bis über

dieſen Vorſchlag ein Beſchluß gefaßt ſeyn wird , koͤnnte

die jetzt aufgeworfene Frage ausgeſetzt werden .

Hiermit erklaͤrte ſich der Frr . v . Tuͤrkheim ein —
verſtanden .

v. Rotte : Der Musgang Deg in der vorigen

Sitzung gemachten Vorſchlags iſt noch zweifelhaſt .
Beſſer wuͤrde es ſeyn , wenn der Frhra v . Gemmingen⸗

Steinegg die geſtellte Frage als eine foͤrmliche Mo —

tion bey dem Secretariate einreichte .

Da ſich der Proponent hiezu bereit erklärte , fo
wurde dieſer Gegenſtand für heute als auf ſich beru —

hend angeſehen .

Endlich wurde die im Eingange dieſes Protokolls

gedachte Motion des geh . Hofraths Zacharia in vor —

laͤufige Berathung gezogen .

Frhr .v. Berftett , v. Kettner , Baumgárt ,
ner und v. Rotted erflërten fid gegen diefen Bor -

fhlag , befonderg weil er mit der Geſchaftsordnung im

Widerſpruch ſtehe ; die Frhrn . v. Tuͤrkheim und

Zyllnhardt aber unterſtützten denſelben zu dem Ende,
damit er in dem durch die Geſchaͤftsordnung vorgezeich —
neten Wege in naͤhere Betrachtung gezogen werden

koͤnne . Durch Stimmenmehrheit wurde dieß Legtere

beſchloſſen .

Fihr vi galln portr .
Zacharis —
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Beylag e Ziffer z

Ludwig von Gottes Gnaden ,
Großherzog zu Baden , Herzog zu Zåþringen ; Lands

graf zu Nellenburg , Graf zu Salem , Petershauſen
und Hanau u. ſ. w.

Wir beauftragen hiermit Unſern geheimen Referen⸗
daͤr v. Liebenſtein , den von Uns genehmigten Ent —

wurf eines Geſetzes uͤber Studierfreyheit den beiden
Kammern Unſerer getreuen Skaͤnde und zwar zuerſt der

erſten Kammer vorzulegen , und bey den Diseuſſionen
daruͤber zu vertheidigen .

Signatum , Karlsruhe den 28 . Mår 1822 .

EUSTA
vdt . grhr . v. Berkheim .

Auf Befehl Sr . Koͤnigl . Hoheit .
Barack .

Beylag e Ziffer 13 .

fudwig von Gottes Gnaden ,
Großherzog zu Baden , Herzog zu Zaͤhringen ; Land —

graf zu Nellenburg , Graf zu Salem , Petershauſen
und Hanau w. f. w.

Wir beauftragen hiermit Unfern geheimen Referens
dår y. Liebenftein , die von Ung genehmigte neue
Redaction des Gefegeg Aber die Verantwortlichkeit der

Miniſter und Mitglieder der oberſten Staats Behoͤrde ,
ſodann den von Uns ebenfalls genehmigten Entwurf ei —

— — RETE NyEAN a*
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nes Geſetzes über daS Verfahren ſin Faͤllen der Anklage
den beiden Kammern Unſerer getreuen Staͤnde , und
zwar zuerſt der erſten Kammer zvorzulegen , und bey
den Disceuſſtonen daruͤber zu vertheidigen :

Signatum , Karlsruhe den 28 . Maͤrz 1822 .

Ludwig .
vdt . Frhr . v. Berkheim —

Auf Befehl Sr . Koͤnigl . Hoheit

Barack .

Beylage Ziffer 14 .

Entwurf
eines Geſetzes uͤber die Studierfreyheit .

Neske

Die Berordnungen vom r . Juni 1810 , vom 24. Juni
1812 , und vom 21 . Decbr. 1815 ſind hiermit aufgehoben .

§ . 2 .

Kuͤnftig ſteht es jedem Inlaͤnder frey , ohne vor —⸗
hergehende Staats — Erlaubniß zu ſtudiren , was und
two er mif ,

Goz :

-Seher Inlaͤnder , der leine der beiden Landes
Univerſttaͤten beziehen wil , der muf fih , ehe er zum
akademiſchen Buͤrgerrecht zugelaſſen werden darf , in
den dafuͤr geordneten Formen genuͤgend daruͤber aus —
weiſen , daß er die erforderliche vorbereitende Befaͤhi⸗
gung entweder auf oͤfſentlichen Lehranſtalten des In —
oder Auslandes oder durch Privatunterricht erlangt
hat. Solche Inlaͤnder , die ſich von inlaͤndiſchen Ly—
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ceen und Gymnaſien auf auslaͤndiſche Univerſttaͤten be —

geben wollen , muͤſſen von dieſen Lehranſtalten auf gleiche
Weiſe entlaſſen und mit den Zeugniſſen uͤber hinrei —
chende vorbereitende Befaͤhigung verſehen werden , wie

diejenigen Inlaͤnder , welche ihre Studien auf den Lan -
deg - Univerfitåten fortfegen moklen .

Solche Inlaͤnder , die blos Privatunterricht genof —
ſen haben , und ſich auf eine auslaͤndiſche Uiiverfitåt bez

geben wollen , múfen fich bey einer infåndifchen mitt -
lern Lehranftalt průfen laffen , und von da aug mit dea

Zeugniſſen uͤber hinreichende vorbereitende Befaͤhigung
perſehen werden .

Solche Inlaͤnder endlich , die ſich nach genoſſe —
nem Unterricht auf einer auslaͤndiſchen Mittelſchule von

da auf eine auslaͤndiſche Univerſitaͤt begeben wollen , muͤſ⸗
ſen von jener Lehranſtalt mit den gehoͤrigen Zeugniſſen
uͤber ihre hinreichende vorbereitende Befaͤhigung verſehen
werden .

EA

Weder dag afademifche noch dag Privatfudium giebt
kuͤnftig einen Anſpruch auf Anſtellung im Staatsdienſt .

Die jungen Theologen beider chriſtlichen Confeſſio —
nen erwerben einen ſolchen Anſpruch erſt durch die Auf —
nahme in die Candidatenliſten , oder durch die Erthei —
lung des Tafeltitels .

Junge Rechtsgelehrte , Cameraliſten , Aerzte und

Chirurgen koͤnnen erſt alsdann , wenn ſie nach vollende

ten Studien eine Pruͤfung mit gutem Erfolg beſtanden
und ſich darauf die gehoͤrige praktiſche Befaͤhigung er —

worben haben , eine Anſtellung im Dienſte des Staats

erwarten , ohne jedoch auch alsdann einen poſitiven An —

ſpruch darauf zu baben :
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—J
Die Pruͤfung , und wenn ſie ein genuͤgendes Reſul⸗

tat gewaͤhrt hat , die Zulaſſung zu den Mitteln prakti⸗
ſcher Befahigung kann Keinem verſagt werden , der :

a ) Dag in dem §. 3. Vorgefhriebene erfüllt þat ;
b) Gih in gehoͤriger Form ğber die Vollendung

ſeiner akademiſchen Studien auszuweiſen vermag .

§. 6.

Durch beſondere Verordnungen , inſofern die bis —
her beſtandenen nun nicht mehr genuͤgen , ſollen feſtge —
ſetzt werden :

a) Die Vorſchriften uͤber die zum Beſuch der Uni —

verſitaͤten bey Inlaͤndern erforderliche Vorbereitung
und Befaͤhigung und die daruͤber beyzubringenden Nach⸗
weiſungen .

b) Die Vorſchriften uͤber die Pruͤfungen der jungen
Theologen beider chriſtlichen Confeſſtonen , uͤber ihre
Aufnahme in die Candidatenliſten und die Ertheilung
des Tafeltitels .

c ) Die Vorſchriften uͤber die Pruͤfungen junger
Rechtsgelehrten , und uͤber die Zulaſſung derſelben zur

praktiſchen Befaͤhigung und zur Advokatur .

d) Die Vorſchriften uͤber die Pruͤfungen junger
Cameraliſten , und die Zulaſſung derſelben zur prakti —
ſchen Defaͤhigung .

e ) Die Vorſchriften uͤber die Pruͤfungen junger
Aerzte und Chirurgen , und die Ertheilung der Erlaub —

niß zur aͤrztlichen und wundaͤrztlichen Praxis an die —

ſelben .
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Beylage Ziffer 15 .

Gefegess Entwurf úber die Verantwortlichkeit der

oberſten Staatsdiener .

Ludwig von Gottes Gnaden ,
Großherzog zu Baden , Herzog zu Zaͤh r in⸗

gen , Landgraf zu Nellenburg , Graf zu
Salem , Peters hauſen und Hanauſze . ꝛc.

In der Verfaſſungs Urkunde iſt den Kammern Unſerer
Landſtaͤnde das Recht ertheilt worden , die Miniſter und

Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrde wegen der Ver —

letzung der Verfaſſung oder anerkannt verfaſſungsmaͤſ⸗
ſiger Rechte anzuklagen . Ein beſonderes Geſetz ſoll die

Faͤlle der Anklage , die Grade der Ahndung , die ent —

ſcheidende Behoͤrde und die Procedur beſtimmen .
ŞHT .

Wenn eine That , wodurch die BVerfaffiung oder an -
erfannt verfafungsmåffige Rechte verlegt werden , von
einem Staatsdiener herruͤhrt , welcher nicht Mitglied
Unſerer oberſten Staatsbehoͤrde iſt , oder doch in dieſem
Fall , als in ſeiner Dienſtfuͤhrung derſelben untergeord⸗
nct betrachtet werden muf , fo haben die Staͤnde dag

Recht , ihre Beſchwerde bey der hoͤchſten Behoͤrde anzu —
bringen , welche der Verletzung auf der Stelle abhelfen ,
und entweder im Wege der Dienſtordnung , oder durch
die competente Juſtizſtelle , die gebuͤhrende Ahndung
eintreten laſſen wird .

Gaa

Der fórmlihen Anflage durd die Kammer iſt hin⸗
gegen unterworfen jede That , wodurch von einem oder
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mehreren , keiner vorgeſetzten Behoͤrde untergeordneten
Staatsbeamten , die Verfaſſung oder anerfannt verfaf -
ſungsmaͤſſige Rechte entweder im Ganzen oder in ein —
zelnen Punkten wirklich verletzt werden .

WoR
Die Anlage fann demnach von den Kammern ’ ers

Hoben werden :

a ) Gegen einzelne Miniſter oder andere Staatsbeamte ,
wenn ſolche entweder uͤberhaupt keiner vorgeſetzten
Behoͤrde untergeordnet ſind , oder doch in dieſem
beſondern Fall ſelbſtſtaͤndig und ohne Unterordnung
unter eine hoͤhere Behoͤrde gehandelt haben .

b) Gegen die ſaͤmmtlichen Mitglieder der oberſten
Staatsbe hoͤrde, wenn die That , welche zu der

Anklage Veranlaſſung giebt , von dieſer Behoͤrde
herruͤhrt .

§. 4.

Als Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrde ſind
dermalen anzuſehen , die ordentlichen Mitglieder Unſeres
Staats - Miniſteriums .

Die einzelnen Mitglieder der oberſten Staatsbe —

hoͤrde koͤnnen ſich fuͤr ihre Perſon von der Anklage be —

freyen , wenn fe darzuthun vermögen , daß ſie entweder
an der Verfuͤgung , welche den Gegenſtand der — A
ausmacht , oder dazu die Veranlaſſung gegeben , als
abweſend keinen Antheil genommen , oder daß ſie gegen
dieſelbe geſtimmt , und ſich dagegen ausdruͤcklich und

unter Anführung der Gruͤnde , zum Protokoll verwahrt
haben .

6.

Alle auf die Verfaſſung und verfaſſungsmaͤſſige
Rechte ſich beziehende Verfuͤgungen und Beſchluͤſſe ,
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werden vön einem oder mehreren der nach S; 3. derante

wortlichen Staatsdiener unterzeichnet .

8

Im Falle , daß ein , dieſer Anklage unterworfener

Staatsdiener , ehe dieſelbe angebracht wird , aus dem

Staatsdienſte treten ſollte , hoͤrt das Anklagerecht der

Staͤnde mit dem Schluß des erſten , nach dem Dienſt —

austritt deſſelben zuſammenberufenen Landtags auf ,

vorbehaltlich uͤbrigens der uͤber die Verjaͤhrung der Ver —⸗

gehen und Verbrechen beſtehenden geſetzlichen Vor —

ſchriften .

S

Wenn die Staͤnde klagend auftreten zu muͤſſen glau —⸗

ben , ſo ſind die Anklagepunkte beſtimmt zu bezeichnen ,

und in jeder Kammer durch eine Tommiſſion zu pruͤfen ,

wobey das ſonſt nach der Geſchaͤftsordnung zulaͤßige

abgekuͤrzte Verfahren niemals ſtatt haben kann . Ver —

einigen ſich beide Kammern durch Zuſtimmung der Mehr —

heit einer jeden derſelben , uͤber das Anbringen der

Klage , ſo wird ſie von derjenigen Kammer , welche den

Antrag gemacht hat , ſammt den Belegen , durch eine

Deputation an Uns Selbſt gebracht , und zugleich der

hoͤchſten Staatsbehoͤrde im gewoͤhnlichen Wege davon

Nachricht ertheilt . Die naͤhern Beſtimmungen uͤber das ,
der wirklichen Anklage vorgehende Verfahren in den

beiden Kammern , werden in einem beſondern Geſetz

gegeben .

EES
In den Faͤllen ſolcher Anklage , tritt der Anklage —

Proceß ein . Durch ein beſonderes Geſetz werden die

Beſtimmungen uͤber den Gerichtshof , vor dem die An —

klage angebracht und entſchieden werden muß , und uͤber

das Verfahren vor demſelben gegeben .
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Gegen den Ausſpruch des Gerichtshofes findet kein

RechtsMittel ſtatt .

—
Diè Grade der Ahndung beſtimmen ſich nach der

Groͤße der boͤſen Abſicht oder Schuld , nach der Groͤße
und dem Umfang des zugefuͤgten Schadens , und den

geſetzlichen Regeln der Zurechnung . Die Ahndungen
ſelbſt beſtehen in Verweiſen , Suͤſpenſton , Eutfernung
vom Amt mit oder ohne Penſton , endlich in Diènftent -
ſetzung .

Wenn die Verletzung der Verfaſſung oder verfaſ⸗
ſungsmaͤßiger Rechte in ein anderes beſtimmtes Ver⸗

brechen uͤbergeht , ſo bleibt das gewoͤhnliche Verfahren
und die geſetzlichen Strafen , ſo wie in allen Faͤllen der

Schadens - Erſatz vorbehalten .

— —
Es verſteht ſich von ſelbſt , daß Uns in jedem Fall

das Recht der Begnadigung unbenommen bleibt ; doch
werden Wir dieſes Recht niemals dahin ausdehnen ,
daß ein , in Gefolge ſolcher Anklage zur Entfernung
vom Amt verurtheilter Staatsdiener an ſeiner bisheri —
gen Stelle gelaſſen , oder ein zur Dienſtentſetzung ver —

urtheilter Staatsdiener in einem andern Juſtiz s oder

Adminiſtrativ - Amt angeſtellt werde , es waͤre denn ,

daß in Ruͤckſicht auf Wiederanſtellung , das gerichtliche
Erkenntniß einen ausdruͤcklichen , dem zur Dienſtentſe —
tzung Verurtheilten guͤnſtigen Vorbehalt enthielte .

——
Dem ( oder den ) Angeſchuldigten ſteht ein geſetzli —

cher Anſpruch auf Genugthuung gegen diejenigen fuͤnf

Staͤndeglieder zu , welche die Motion auf Erhebung
einer Anklage geſtellt haben : wenn
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1 ) die Kammer , in welder die Motioh angebracht
worden , diefelbe verwirft , und die Motion auf

falſch befundene Thatſachen gebaut , oder mit eh —
renruͤhrigen Ausdruͤcken begleitet war , oder

2 ) wenn eine Motion auf MnÉlage zwar von beiden

Kammern angenommen : morden ift , eg fich aber

bey der gerichtlichen Verhandlung ergeben hat , daf
fie auf erdichtete oder verfaͤlſchte Thatſachen ge —
baut war .

Im erſten Fall erkennt die Kammer ſelbſt , und im

zweyten der Gerichtshof uͤber die Genugthuung , welche
nach Befund der Umſtaͤnde in Misbilligung , Verweis

oder Ausſchlieſſung aus der Kammer beſtehen kann .

Beylage Ziffer 16 .

Entwurf eines Geſetzes uͤber das Verfahren in Faͤllen
der Anklage gegen Miniſter und Mitglieder der oberſten
Staatsbehoͤrde , wegen Verletzung der Verfaſſung

oder anerkannt verfaſſungsmaͤßiger Rechte .

Ludwig von Gottes Gnaden ,

GroßherzogzuBaden ,Herzog zuZahringen ,
Landgraf zu Nellenburg , Graf zu Salem ,

Petershaufen und Hanau ec .

Ertkeier FIitek
Bon den der Anflage vorhergehenden Hechandlungen in den

laudſtaͤndiſchen Kammern .

ŞEí . ; —
In jeder der beiden Kammern kann der Antrag

— AnaSa L E ENAT AT Oa . OSENARS N EN ANE E a A M E aa O
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glieder der oberſten Staatsbehoͤrde geſtellt werden

Sona
Yn derjenigen der beiden Kammern , in welder zu -ert ein Antrag auf Erhebung einer Anflage gefellt wird ,

muß auch die erſte Verhandlung daruͤber ſtatt finden .

—
Jede Motion auf Erhebung einer ſolchen Anklage

muß wenigſtens von fuͤnf Mitgliedern der Kammer uns
terzeichnet feyn . Ueber eine von weigern Mitgliedern
unterzeichnete Motion fann Feine Verhandlung in der
Kammer ſtatt finden .

Sarca
Wenn die Motion in dem gewoͤhnlichen Wege err -

fert worden ift , fó bat die Ranımer zu entſcheiden , ob
ſie auf ſich beruhen , oder von der oberſten Staatsbe —
hoͤrde uͤber den Gegenſtand derſelben Auskunft verlangt
werden folk ,

$- 3.
Jn dem legten Falle wird , nachdem die Kammer

die verlangte Ausfunft erhalten hat , entſchieden , ob
die Motion verworfen , oder an die Abrheilungen ver -
wieſen , oder ohne Verweiſung an die Abtheilungen die

Berathung fortgeſetzt werden ſoll . Daſſelbe geſchieht ,
wenninnerhalb vierzehn Tagen von der oberſten Staats -
behoͤrde keine Antwort erfolgt iſt , nach Abfluß dieſes
Terming , in ſofern die Kammer nicht beſchließt , noch
laͤnger warten zu wollen .

$ 6
Benn die Kammer beſchloſſen hat , die Motion in

etrachtung zu ziehen , ſo muß zu ihrer Pruͤfung eine
aus ſieben Mitgliedern beſtehende Commiſſion erwaͤhlt

Protokole gey 1, ammer . 3
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werden ; von derſelben ausgeſchloſſen ſind diejenigen

fuͤnf Mitglieder , welche die Motion unterzeichnet haben

S

Nach erfolgter Berichts Erſtattung entſcheidet die

Kammer mit Ausſchließung jener fuͤnf Mitglieder , welche

die Motion unterzeichnet haben , durch abſolute Stim —

menmehrheit , ob die Anklage ſtatt haben ſoll oder nicht ,

und im erſten Falle , wenn die Motion auf eine Anklage

gegen ſaͤmmtliche Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrde
gerichtet iſt , gegen welche Mitglieder derſelben ſie Statt

haben ſoll . Die Verhandlungen und die Mittheilung

an die andere Kammer geſchehen auf die gewoͤhnliche

Weiſe .

§. 8.

Die Kammer , an welche von der andern ein Antrag

auf Erhebung einer Anklage gebracht wird , beobachtet

das naͤmliche Verfahren , das bey andern Mitiheilungen

ſtatt Studet .

F —
Die Angeſchuldigten ( oder der Angeſchuldigte )

dirfen , mwenn fie auch nicht mehr Mitglieder Der ober -

ſten Staatsbehoͤrde ſind , allen Verhandlungen uͤber die

Anklage in beiden Kammern anwohnen , und muͤſſen ,

wenn ſie es verlangen , ſowohl bey den Disceuſſionen in

den Sitzungen der Kammern , als in den Commiſſionen ,

mit ihrer muͤndlichen oder ſchriftlichen Vertheidigung

gehoͤrt werden .

—

Den Mitgliedern der oberſten Staatsbehoͤrde ,

ſaͤmmtlichen Mitgliedern der Kammern , und den Ange —

ſchuldigten , darf die Einſicht aller bey der Commiſſion

vorhandenen Neten nicht verweigert werden .

GOEN E e N ———

ta
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Ssi: Ei
enigen Wenn die Anklage von beiden Kammern beſchloſſenabem ift , fo ernennt jede Derfelben aus ihrer Mitte :

a ) zwey Commiſſarien zur Verfolgung derſelben vor
et die dem , zur Verhandlung und Entſcheidung daruͤber
welche geordneten Gerichtshof .
Stim - b) wey Stellvertreter dieſer Commiſſarien .

nicht ,

azklage Zweyter Zitek
hoͤrde

Von dem Gerichtshof ,Statt
eilung

a
§. 12.

—nliche Sede Anflage gegen Miniſter oder Mitglieder der
oͤberſten Staatsbehoͤrde wird vor einem befondern , dazu
eigens niedergeſetztes Staatsgerichtshof verhändelt
und entſchieden .

( ntrag
Ko TS,

achtet Zu dieſem Zwecke werden im Vor aus , je auf dieungen Dåuer von acht Fahren ; 32 Perſonen ernannt . Davon
ernennen Wir 16 , und jede der beiden ſtaͤndiſchen
Kammern 8.

digte ) S .
ober Unter den 16 Richtern , welche Wir ernennen , koͤn

er die nen Unſere Miniſter und die Mitglieder Unſerer oberſten
uͤſſen , Staatsbehoͤrde niemals begriffen ſeyn , wogegen auch
ren in die Kammern keine ihrer Mitglieder zuRichtern ernennen
ionen , Dürfen ,
igung Unter deñ g Mitgliedern ; welche jede der beiden

ſtaͤndiſchen Kammern zu ernennen hat , ſollen immer
wenigſtens vier rechtsgelehrte Staalsbienen feyn :

oͤrde
§. 15 .

—Ange - Wenn der Faͤll wirklicher Anklage eintrut , und der
niſſion tagtsgerichtshof in Thaͤtigkeit treten ſoll , ſo werden
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aus der Geſammtzahl der von Uns und den beiden Kam —

mern zum Voraus ernannten 32 Richter 16 durch das

Loos erwaͤhlt . Sind es der Angeſchuldigten mehr als

vier , ſo muͤſſen uͤber die Zahl 16 hinaus noch ſo viele

Richter durch das Loos erwaͤhlt werden , als die Zahl
der Angeſchuldigten die Zahl 4 uͤberſteigt .

§. 16 .

Zur Auswahl durch das Loos treten die von den

Kammern ernannten Anklage⸗Commiſſarien mit Commif -
ſarien der Regierung zuſammen . Die Angeſchuldigten
koͤnnen dieſem Act beywohnen .

— —
Von den durch das Loos bezeichneten 16 Richtern

koͤnnen die Angeſchuldigten ( oder der Angeſchuldigte )
vier verwerfen . Sind es der Angeſchuldigten mehr als

vier , und alſo auch mehr als 16 Richter durch das Loos

bezeichnet , ſo kann jeder der Angeſchuldigten einen

Richter verwerfen .

Wenn durch das Loos mehr als 16 Richter bezeich —
net ſind , aber von den Angeſchuldigten keiner verworfen
wird , ſo muß die Zahl der Richter wieder durch das

Loos auf 16 zuruͤck gebracht werden .

SE OG

Die von den Angeſchuldigten nit verworfenen
Richter bilden den Staatsgerichtshof fuͤrdieſen beſondern
Fall der Anklage .

§. I9 .
Den Praͤſidenten des Staatsgerichtshofes werden

Wir jedesmal nach freyer Wahl ernennen .

F. 0 -

Wir Selbſt werden den Praͤſidenten auf gewiſſen⸗
hafte Erfuͤllung ſeiner Richterpflicht beeidigen . Denſel⸗
ben Eid nimmt bey Eroͤffnung des Gerichts Yer Praͤſt⸗

— eS
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dent den uͤbrigen Richtern ab , in Gegenwart der ftån -— diſchen Anklage - Commiſſarien und des Angeſchuldigten .

r alg $ ;

viele Fnnerhalb 30 Lagen ,
Zahl Anklage der Kammer an un

der Staats Gerichtshof zuſa

ra
—22——

—
—

ZI .

von dem Tage an , wo die

S gebracht worden ift , fol
mmentreten .

—
n den Es follen daher ſogleich nach der Ueberbringung der
mmif - Anflage an Ung vie RegierungsCommiſſarien und die
igten ſtaͤndiſchen AnklageCommiſſarien zur Vornahme der in

den 66. 15 . und 16 . bezeichneten Auswaͤhl durch dag
Loos zuſammentreten .

LSN

D
a

T

E
o

n3

j
r
È

htern Die Einberufung der durch das Loos ernannten undigte ) von den Angeſchuldigten nicht verworfenen Richter an
Ar als den Sitz des abzuhaltenden Gerichts , geſchieht durch

Loos den Praͤſidenten des Gerichtshofes .
einen

§. 23 . E

—
Eben derſelbe ernennt auch den Gerichtsſchreiber 4Ta und beeidigt ihn bep der Eroͤffnung des Gerichts . J

—
De

D
Bon dem gerichtlichen Verfahren .

i 8fenen
S, i24 : j Pndern Das Verfahren vor dem Staatsgerichtshof iſt muͤnd⸗ RÈ

lih und öffentlich .
Dem öfentlihen und feyerlihen Verfahren gebt

*
erden ein daſſelbe vorbereitendes feherliches Verfahren vorher.

$. 25 -
;

A Sobald der Gerichtshof gebildet if , werden Wir

apl WdeSmal die von den Kammern an Uns gebračhte Anenſel⸗

praͤſt
lage ſammt ihren Belegen demfelben mittheilen laffen .praͤſi⸗
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oE

Nachdem der Gerichtshof die Anklage empfangen
und davon Einſicht genommen hat , waͤhlt er aus ſeiner
Mitte einen Ausſchuß , aus dem Praͤſidenten und zweyen

ſeiner rechtsgelehrten Mitglieder beſtehend , den er mit

der Leitung des vorbereitenden ſchriftlichen Verfahrens

beauftragt .

$k oh

In der AnklageActe muͤſſen alle Mittel , wodurch

der Beweis der Anklage gefuͤhrt werden ſoll , beſtimmt

und namentlich aufgefuͤhrt ſeyn . Wenn Beweis durch

Urkunden gefuͤhrt werden ſoll , ſo muͤſſen dieſe im Ori⸗

ginal oder in beglaubter Abſchrift beigefuͤgt ſeyn .

Soll Beweis durch Zeugen gefuͤhrt werden , ſo muͤſſen

die Zeugen benannt , und die Punkte , woruͤber ſie ver —

nommen werden follen , genau angegeben feyn .

S GE

Die Führung deg Beweifeg der Nnflage durch einen

dem ( oder den ) Angeſchuldigten aufzutragenden Eid iſt
nicht zulaͤſſig

S - 20
Die AnftageNcte mit ihren Betegen muf hierauf

dem ( oder den ) Angeſchuldigten zur ſchriftlichen Verthei⸗

digung mitgetheilt werden .

$. 30 .

In der Vertheidigungsſchrift muß der Angeſchul⸗

Digte Die Angeſchuldigten ) ſich uͤber die der Anklage —

Acte beygefuͤgten Beweismittel vorlaͤufig erklaͤren ; er

muß ſeine Einwendungen gegen die Aechtheit der Urkun —

den , die Zulaͤſſigkeit und Glaubwuͤrdigkeit der Zeugen

vortragen .

—
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— — —
Will der ( die ) Angeſchuldigte einen Gegenbeweis

fuͤhren , ſo muß er die Mittel deſſelben auf die im §. 27 .
geordnete Weile beſtimmt nambhaft machen ,

SRPA

Vertheidigungs ſchrift wird den ſtaͤndiſchen An⸗

klageCommiſfarien zur Nachricht mitgetheilt .

Iſt mit der Vertheidigungsſchrift ein Gegenbeweis
angetreten , ſo hat die AnklageCommiſſion ſich noch dar —
uͤber auf die im 5. 30 . geordnete Weiſe zu erklaͤren .

$. 34 .

Die Frien in diefem Vorverfahren fegt der Mus -

fhug des Gerichtshofs nach eigenem Ermefen feft .

———

Auf gleiche Weiſe beſchließt er uͤber Friſtverlaͤnge⸗
rungsGeſuche und beſtraft den Ungehorſam durch Straf⸗
verfuͤgungen oder Praͤcluſivbeſcheide .

Sa
Wenn dag vorbereitênde Verfahren vollendet ift , fo

beginnt fpåtefteng 10 Lage Hernach dag Schlußverfahren
in feyerlicher oͤffentlicher Sitzung .

8 37
Bey Eroͤffnung der Verhandlungen muͤſſen wenig —

ſtens 12 Richter gegenwaͤrtig ſeyn . Wenn dieſe Zahl
nicht voll iſt , ſo muß ſie durch das Loos ergaͤnzt wer -

den; in dieſem Fall muß ein Richter mehr , als zur

Ergaͤnzung der Zahl von 12 erforderlich iſt , durch das
toog bezeichnet werden . Dem @en ) Angefhuldigten
ſteht alsdann dag ! Recht zu , von den Neugewåhlten
einen zu verwerfen .

Die

Fe
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8. 38

Nachdem der Gerichtshof eroͤffnet iſt , werden zu—⸗

voͤrderſt in Gegenwart der Partheien die Anklagegcte
und die Vertheidigungsſchrift ihrem ganzen Inhalte
nach durch den Gerichtsſchreiber oͤffentlich abgeleſen .

§. 39 .

Auf gleiche Weiſe werden alle Beweis - und Gegen —
beweis - Urkunden oͤffentlich abgeleſen .

= 46 .

Die Beweis - und GegenbeweisZeugen werden ſo —

fort durch den Praͤſidenten des Gerichts oͤffentlich beei —

digt , und uͤber die vorher feſtgeſetzten Punkte der Reihe
nach vernommen .

854
Es ſteht beiden Partheien frey , den Zeugen dabey

Fragſtuͤcke vorzulegen , uͤber welche der Praͤſtdent ſie
ebenfalls zu vernehmen hat .

$e 4e

Haͤlt der Praͤſident dafür , daß ſolche Fragſiuͤcke
nicht zur Sache gehoͤren , ſo hat er daruͤber die Meinung
des Gerichtshofs einzuholen . Dieſer beſchließt mit

Stimmenmehrheit , ob ſie zuzulaſſen oder zu ERES
find .

S. 43 -

Auch der Pråfident . ind die Richter find befugt ,
Den Zeugen Fragtüce vorzulegen , wenn fie dieß zur

beſſern Auftlaͤrung der Sache fuͤr noͤthig erachten .
§. 44 .

Wenn waͤhrend des Laufes der oͤffentlichen Ver —

handlungen die eine oder andere Parthei neue Beweis —

mittel vorbringt , ſo beſchließt der Gerichtshof , ob eine

i ſolche neue Beweisfuͤhrung zulaͤſſig iſt oder nicht . Im
i erten Fall wird dag öffentliche Hauptverfahren vorlåufig



—©

EAA

NN

Zweyte Sitzung vom 30 , Maͤrz. 41

eingeſtellt , und ein auf die vorgebrachten neuen Beweis⸗
mittel bezuͤgliches

rgi Vorverfahren eingeleitet .
— *

Wenn die ſaͤ ` d
r .

N
halte

e F ſaͤmmtlichen Proceßacten verleſen , die 3
n .

E ANA Gegenbeweisdeugen vollſtaͤndig vernom⸗ Rl
men Gnd, fo fegt der Pråfident deg Gerichts für das £

egen - CS Berfahren einen Termin feft , welcher jedoch von RA
em Schluß des erſten Acts des oͤffentlichen Verfahrens

nicht um mehr als 1o Tage entfern ſeyn darf . O
n foz §. 46 . o x
biete ` Dabey hat einer der AnklageCommiſſarien, den die Ri

Reihe übrigen unter fich nach freyem Ermefjen waͤhlen , in oͤf⸗
fentlicher Sitzung die Thatſachen , worauf die Anklage pS
fich grùndet , und die Beweiſe , welche Dafůr erhoben È

aben worden find , vorzutragen , und am Schluffe feinen fòrme D
t fiè

lichen Xntrag an Den Gerichtshof zu ſtellen . E
Sev 47 ; *

Unmittelbar nachdem der oͤffentliche Anklaͤger ſeinen

ſtuͤcke Vortrag geendet , iſt der ( die ) Angeſchuldigte mit ſeiner H `
nung

Cihrer ) öffentlichen Bertheidigung 4u hören . Gind eg IJ

Ha
der Angeſchuldigten mehrere , ſo hat jeder das Recht ,

erfen ſich beſonders zu vertheidigen . pe
S- 48 . 42

Jeder Angeſchuldigte iſt befugt , ſeine Vertheidi — IY
fugt, Sung yor Gericht felh zu führen , oder fich einen Ber : i
zur theidiger frey zu waͤhlen . Wenn der Angeſchuldigte ſich

durch einen Rechtsfreund hat vertheidigen laſſen , ſo darf
er deſſen ungeachtet , nachdem dieſer ſeinen Vortrag ge —

Ver- endet haty auch noch ut ifeiner Rechtfertigung felbf dag

—
Wort nehmen .

eine —

Ym S
Wenn an dem feſtgeſetzten Tage weder der ( die )

— * ngeſchuldigte in Perſon , noch fuͤr ihn ( ſie ) ein Verthei —
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diger erſcheint , ſo wird nur der Anklaͤger mit feinem

Vortrag gehoͤrt . Alsdann wird fuͤr den Angeſchuldig —

ten ein Vertheidiger von Amtswegen beſtellt , welcher

laͤngſtens binnen 10 Tagen ſeine Vertheidigung in oͤf⸗

fentlicher Sitzung vorzutragen hat : ind eg Der Yn -

gefhuldigten mehrere , fo wird fúr jeden Nichterſchiene⸗
nen von Amtswegen ein beſonderer Vertheidiger beſtellt .

§ 50

Nach angehoͤrter Mnélage und Vertheidigung treten

die Richter zur geheimen Berathſchlagung zuſammen .

GSI

Wenn die Mehrzahl der Rihter zur Faffung deg

Urtheils Bedenkzeit verlangt , fo darf der Pråfident fie

bewilligen . Doch darf die Verkuͤndung des Urtheils

nie ſpaͤter als 10 Tage nach dem Schluß der Verhand⸗

lungen erfolgen ,

esa

Kein Richter fann an der Berathſchlagung uͤber das

Urtheil und defen Mbfafung Antheil nehmen , Der niht

den faͤmmtlichen oͤffentlichen Verhandlungen in der Ei —

genſchaft als Richter angewohnt hat . Der Gerichtshof hat
zu beurtheilen und zu entſcheiden , ob die Gruͤnde , wo⸗

mit etwa nicht erſcheinende Richter ihr Ausbleiben zu

rechtfertigen verſuchen , genuͤgend ſind oder nicht , und

im letztern Fall gegen die Ausbleibenden die geeigne —

ten Maaßregeln anzuordnen .

—

Wenn waͤhrend der oͤffentlichen Verhandlungen die

Zahl der Richter unter J0 herabſinken ſollte , ſo muͤſſen

die Verhandlungen eingeſtellt , der Gerichtshof auf die

im §. 37 . vorgefchricbene Weife ergångt , und fodann

die dffentlichen Verhandlungen aufs Neue vorgenommen

werden .
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S. 54 .
Die Abſtimmung der Richter geſchieht maͤndlich .

OIO
Der Praͤſtident gibt dabey keine Stimme ab .

o%
k 56.

Jedes Straferkenntniß erfordert wenigſtens :
wenn die Zahl der Riter 16 if , 1o Stimmen .

a a
F s z 2 z 4s 9 z

:
z 2 3 ⸗ 3 8

F 3 2 s z I > s 8 z
z z s s z II - s 7 2
e z 2 ⸗ I0 7 Z

So
edeg Urtheif des Gerichtshofs muf auch úber die

Koſten des Prozeſſes erkennen . Diejenigen Roften , wele

he durch die Anordnung eines befondern Gerichtshofs
und durch dag von dem gewöhnlichen abweichende oͤf⸗
fentliche Verfahren ſich ergeben , werden jedoch immer
von der Staats Caſſe beſtritten .

S. 58 .
Die Verkuͤndung des Urtheils geſchieht in oͤffentli —

cher feyerlicher Sitzung .

§. 59 .

Nach der Beendigung des Prozeſſes macht der Ge —

richtshof die ſaͤmmtlichen Actenſtuͤcke und Protokolle durch
den Druck bekannt , und theitt Abſchrift des Urtheils
Unſerer oberſten Staatsbehoͤrde mit .

§. 6o .
Wonn fich bey den Verhandlungen uͤber den Ges

genſtand der Anklage Anzeigen ergeben haben , daß mit
ò“ eE Bertegung der Verfafung zugleich ein anderes be -
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ftimmteg Berbrechen verbunden mar , fo hat der Staats -

gerichtshof nach gefaͤlltem Urtheil die Acten an die oberſte

Staatsbehoͤrde abzugeben .

861 .

Ueber alle in Hinſicht des Verfahrens eintretende

Faͤlle und Fragen , welche in dieſem Geſetze niht aug -

druͤcklich entſchieden ſind , beſchließt der Gerichtshof nach
der Meinung der Mehrheit ſeiner Glieder .

Gireta tek

Von dem Vollzug des Urtheils .

AES

Der Vollzug jedeg von dem Staatsgerichtshof aus —

geſprochenen Urtheils ſteht Unſerer oberſten Staatsbe⸗

hoͤrde zu .

—

Nachdem dieſelbe die Mittheilung des Urtheils von

dem Staatsgerichtshof empfangen , hat ſie von Uns zu

vernehmen , welchen Gebrauch Wir von dem Uns ver —

faſſungsmaͤſſig zuſtehenden Begnadigungsrechte zu ma —

chen geſonnen ſind . Nach Empfang Unſerer Entſchlieſ⸗

fung úber dieſen Punkt trift ſte die noͤthigen Anordnun —

gen zum Vollzug des Urtheils .

Beylage Ziffer 17 .

Durchlauchtigſte , Hochverehrteſte Herren !

Bey der erſten Verſammlung der Staͤnde des Groß⸗

herzogthums ging aus Ihrer Mitte der Antrag hervor ,

Seine Koͤnigliche Hoheit den Großherzog um den Vor —⸗

ſchlag eines Geſetzes zu bitten , wodurch die beſtehenden
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Verordnungen wegen der zumStudieren noͤthigenStaats —
Erlaubniß gaͤnzlich aufgehoben , oder doch weſentlich
gemildert wuͤrden .

Diefer Antrag fand in der zweyten Kammer jene
guͤnſtige Aufnahme , die in unſern Tagen jeder Vorſchlag
erwarten darf , welder denr Stande der oͤffentlichen Bil —
dung angemeſſen , und auf Entwickelung von Inſtitutio —⸗
nen gerichtet iff , die mit dem Ginn und Geifte einer
freyſinnigen Verfaſſung im Einklang ſtehen .

Die vereinten Wuͤnſche beider Kammern ſind von
Unſerm erhabenen Regenten nicht unbeachtet geblieben,
und es iſt mir der hoͤchſt ehrenvolle Auftrag zu Theil
geworden , einen ihre volle Erfuͤllung bezweckenden Ge—
ſetzes Entwurf dieſer hohen Kammer zur Pruͤfung vor —
zulegen .

Dieſe Gewaͤhrung deſſen , was Sie , hochverehrteſte
Herren , in ſchoͤnem Eifer für die fortfehreitende Aug :
bildung Unſerer conſtitutionellen Einrichtungen ſelbſt
gefordert haben , bedarf bey Ihnen keine Rechtfertigung .
€ s fey mir daher vergoͤnnt , kurz auf die Geſichtspuncte
hinzudeuten , aus welchem der Geſetzes Entwurf im Ein -
klang mit den in dieſer hohen Kammet beens ausgeſpro⸗
chenen Anſichten , bearbeitet iſt .

Indem der Jugend des Vaterlandes die volle und
unbedingte Freyheit eingeraͤumt wird , zu ſtudieren , was
ſie will , und wo ſie es will , entſteht zugleich die uner —

laͤßliche Nothwendigkeit , den Staat gegen das Andrin —
gen ſich immer vermehrender Anſpruͤche auf Anſtellung
e öffentlichen Dienfte zu ſichern , Anſpruͤche , denen
er in der Zukunft immer weniger zu entſprechen im Stan⸗
de ſeyn wird , und zwar in demſelben Verhaͤltniß , in

em die Regierung den oft und laut geaͤußerten Wuͤn⸗
EN Deg Volfs und feiner Vertreter entgegenkommend ,
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auf Vereinfachung des Staatsorganismus Bedacht

nehmen wird .

Die Bewilligung dêr vollen Studierfreyheit legt

ferner der Régierung die Pflicht auf , Borforge zu trefe
bi

fen , daf dadurch der gruͤndlichen Erlernung der Wiſſen — D

ſchaften nicht Eintrag geſchehe , daß die Júnglinge dié
tii

hoͤhern Lebranftalten nicht ohne die noͤthige Vorberei —

tung befuchen , dag niht Seichtigfeit und Oberflaͤchlich⸗ *
keit an die Stelle tuͤchtiger wiſſenſchaftlicher Ausbildung

de

treten , und fo dag von Ihnen erſtrebte Gute durch un —
qi

verſtaͤndigen Gebrauch der Freyheit ſich in ein ſchweres
AT

tebel verwandle. *
Die Regierung iſt ſich bewußt , ihre Beſchluͤſſe in

dieſer hochwichtigen Angelegenheit auf grundliche Wuͤr⸗

digung der Beduͤrfniſſe der Zeit in ihren vielſeitigen
ha

Beziehungen gebaut zu haben , und legt daher dieſen fal
Geſetzentwurf vertrauungsvoll in die Haͤnde der erleuch — *
teten Vertreter des badiſchen Volkes .

ga !

í
tid

ni À E un
Heylage Bife 18 =

Durchlauchtigſte *
Hochverehrteſte Herren ! S

&n dem §. 8. de auf dem legten Landtag ju Stande An

gekommenen Geſetzes uͤber die Verantwortlichkeit der we
oberſten Staatsdiener iſt ausgeſprochen , daß uͤber das No

gerichtliche Verfahren naͤhere geſetzliche Vorſchriften er⸗ ten

laſſen werden ſollen . *
Ihren uͤbernommenen Verpflichtungen getreu , hat die h í

I
í Regierung fich mit Dem Entwurf eines Proecedurgeſetzes

eunen ———
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acht beſchaͤftigt, und es iſt mir nunme
Ibnen dag . Refultat vielfeitiger Erwägung zur verfafſungsmaͤßigen Berathung vorzulegen ,fegt Der §. 8 des Geſetref⸗
darfuß —— ~

ſeſeses von 1820 hatte dag Bes

ſſen⸗ Rormen nicht vollſtaͤndig ausgedruͤckt ;denn er ſpricht nur—— von Vorſchriften fuͤr das gericht⸗die
liche Verfahren. ſch f f. 8 h

,

AnA

br die Ehre geworden ,

a

PerM E8 find aber fefe H i u —lich⸗ ia baibin g
ſte Vorſchriften fuͤr das der Anklage

aai
ai — vorhergehende Verfahren nicht min —⸗

—
iiia S ehrlich. Dieſem Beduͤrfniſſe hilft der erſte

— es Geſetzes Entwurfs uͤber die Procedur ab ,ie es zu hoffen erlaubt ſeyn wird , auf eine allen

—* conſtitutionellen Ruͤckſichten genuͤgende Weiſe .
Bit Sür die Verhandlung der Xnflage vor Gericht
isi

hat dag
Gefeg von 1820 ein geheimes ſchriftliches Ver —

* fahren angeordnet . Die Regierung konnte ſich jedoch
— * verbergen, auf welch uͤberwiegendes Gewicht der

Gruͤnde jene Stimmen ſich ſtuͤtzten , die bey den Dis —
cuſſionen in beiden Kammern fuͤr Rechtsfaͤlle von ſo
ganz beſonderer Beſchaffenheit auf ein von den gewoͤhn⸗lichen gerichtlichen Formen abweichendes oͤffentlichesund muͤndliches Verfahren gedrungen hatten . Sie er —
wog; daß der groͤßte Gewinn , welcher das Geſetz uͤber
die Verantwortlichkeit der oberſten Staatsdiener dem

zenten und ſeinem Volke verheißt , zwar in ſeiner
———— Kraft liege , und die Faͤlle der wirklichen

ande Antlage immer ſehr ſelten bleiben werden ; daß aber ,
der venn ein ſolcher Fall einmal wirklich eintrete , die ganze
das Sae deg Verhaͤltniſſes fordere , daß auf die vorberei —⸗
n ers i Verhandlung in beiden Kammern , welche mit al -

— und Oeffentlichkeit Statt hat , eine ge —
t die

òf
tcheProͤcedur folge , die nicht minder feyerlich und

ſetzes entlich durch ihre impoſante Formen den wohlthaͤtigen

—

ran

r

A

í

E

aA
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Eindruck erhaͤlt und verſtaͤrkt , den eine Rechts ſache die⸗

ſer Art hervozubringen geeignet iſt , eine Procedur , de
welche die Entſcheidung mit derjenigen Raſchheit herbey —

fuͤhrt , die man ſich von der Verhandlung einer ſolchen eir

Anklage kaum getrennt denken kann , eine Procedur end⸗
Di

lich , welche die Verfaſſung und die Grundgeſetze des

Staats in ihrer ganzen Majeſtaͤt erſcheinen laͤßt. rer

Die Regierung erwog ferner , wie die Rúdfichten S.

der Gerechtigfeit und Schonung får den Angeklagten eni

gebieten , Dag er , nachdem Åber die Mnflage gegen ihn ge

in jwey Kammern óffentlich verhandelt worden , mit feiz Faͤ
ner Rechtfertigung niht auf den Weg deg geheimen ten

Verfahrens verwiéfen , fondern ihm die Mittel gelaşen Wi

werden fich eben fo óffentlich zu vertheidigen , alg er anz tag
gefchuldigt worden , Die Mittel , wodurch eg ihm einzig in

gelingen fann , feinen Sieg vor Gericht , atch gu einem tur

iege in der öffentlichen Meinung zu erheben , die Mittel unf
endlich , welche felbf dem Unterliegenden noch die Hoffnung unt

lafen , durch eine maͤnnlich kraͤftige Vertheidigung die

Achtung der Welt zu gewinnen , oder zu behaupten .
Gegen Beweggruͤnde von ſo ſtarkem Gewichte konnte Ber

das Bedenken nicht aufkommen , daß das oͤffentliche Ver ? fore

fabren in folchen Fållen der Mnflage , eine von dem al

gemeinen Gerichtsgebrauch im Großherzogthum abwei —
übe

chende Anomalie fey . Dennes låft fich nicht verkennen , Gr!
daß das ganze Verfahren der Anklage der ſtaͤndiſchen blic
Kammern gegen hohe Gtaatgbeamte , und der dabet se
niht ju umgebende Anklage - Prozeß ſelbſt fuͤr uns ta
dDurchaug neue , von der bidherigen und allgemeinen Re J
gel des Verfahrens bey unſern Gerichtshoͤfen ganz ab⸗ nit
weichende Schoͤpfungen ſind . Die oͤffentliche muͤndliche

lih
' Verhandlung findet auch in den Kammern ftatt , und if gerií

hier bereitg zu einer ſichern Uebung gediehen .
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Die Regierung glaubt demnach auf den Beyfallder aufgeklaͤrten oͤffentlichen Stimme rechnen zu duͤrfen ,indem ſie Ihnen Hochhverehrteſte Herrn ! den Entwurfeines Procedurgeſetzes vorlegt , deſſen Grundlage dieOeffentlichkeit der gerichtlichen Verhandlungen iſt .

Eine unvermeidliche Folge des oͤffentlichenVerfah⸗rens iſt die Abänderung der Anordnung , welche der. 7. Des Gefeges bon 1820 Ùùber die richtende Behoͤrdeenthält , An die tefe des dort bezeichneten Oberhof⸗gerichts muß nun nothwendig ein beſonderer , fuͤr dieFaͤlle ſolcher Anklage eingeſehter Staatsgerichtshof tre⸗ten , - Sie Regierung erfùllt auch damit nur ceinenWunſch , den bey den Verhandlungen auf dem Land -tage von 1820 viele der achtungswertheſten Stimmenin beiden Kammern , geſtuͤtzt auf Gruͤnde politiſcher Na —tur und mit voller Anerkennung der fleckenloſen Wuͤrdeunſers oberſten Gerichtshofes , ſeiner Unabhaͤngigkeitund Unpartheilichkeit — zu erkennen gegeben hatten .

In den Vorſchlaͤgen uͤber die Bildung des Staats —
gerichts hofes werden Sie , Hochverehrteſte Herren ! die

ſorgfaͤltigſte Beachtung aller unerlaͤßlichen Ruͤckſichtenauf Urtheilsfaͤhigkeit der Richter , und eine von jedemuͤberwiegendenEinfluß moͤglichſt befreyte Stellung desGerichtes ſchwerlich vermiſſen . Es wird Ihrem Scharf⸗blicke nicht entgehen , wie der Bedacht darauf genommenworden iſt , den ſtaͤrkſten aller bekannten Einwuͤrfe gegendie Aufſtellung eines Staatsgerichtshofes , daß er naͤm —lich doch immer nur ein fuͤr den einzelnen Falle erichtetesaußerordentliches Gericht , ein Gpecial - Tribunal ſey ,durch die Art und Weiſe ſeiner Zuſammenſetzung moͤg⸗*
Die Errichtung eines Staats —

J zu entkraͤften. —
gerichtshofes und di Einfuͤhrung des oͤffentlichen nd

X r, Kammer .
; y

Protokolle d

AD

EA

EA

A
K

*



———

$ o Protokolle der Erſten Kammer .

muͤndlichen Verfahrens vor : demfelben begråndeten f

mit eine Abaͤnderung des Geſetzes vom 5. Oct . 182 %

uͤber die Verantwortlichkeit der oberſten Staatsdienel

ſelbſt in ſeinem F. . u . 8 . Davon war aber wieder d de

Golge eine erneuerte ' Beleuchtung und Prüfung DA żel

ſaͤmmtlichen Beſtimmungen dieſes Gefegeg , woraus W

danh die Ueberzeugung hervorging , Daf eine neue RY

daction deſſelben fuͤr die Entwickelung und XughiMung

unſerer conſtitutionellen Inſtitutionen nur von heilſa⸗
mer Wirkung ſeyn koͤnne .

Dieſes Geſetz kann aber ohne Zuſtimmung der bei⸗
den Kammern nicht abgeaͤndert werden . Die Regie —

rung legt demnach Ihnen , Hochverehrteſte Herrn ! hie⸗
mit einen neubearbeiteten Entwurf jur Berathung vot

Die Abaͤnderungen des beſtehenden Geſetzes , die ſich

Ihrem Blick leicht von ſelbſt darbieten werden , habel

kein anderes Ziel , als die noch immer etwas fremdarl

tige Pflanze in unſerm Boden und Clima heimiſchet

zu machen , die conſtitutionelle Lehre von der Beran ”

wortlichkeir der oberſten Staatsdiener unſerm Staats

* organismus mehr anzupaſſen , ihr eine leichtere und

dem Zwecke gewiſſer entfprehende Anwendung 4l

ſichern , und ſomit die wohlthaͤtigen Fruͤchte unſerer tref

lihen Verfafung au vermehren , und einer immer g”

deihlichern Reife entgegenzufuͤhren .

Die Regierung wuͤnſcht nichts lebhafter , als daf

Sie , Hochverehrteſte Herrn ! in dieſen Vorſchlaͤgen zu

Abaͤnderungen des Hauptgeſetzes wahre Verbeſſerunge !
erkennen moͤchten .

H Taun a a
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Beylage Ziffer 19 .
An die Hochverehrliche Erſte Kammer der Landſtaͤnde

des Großherzogthums Baden wagt der Endes - Unter⸗
——— den Antrag zu richten ,

fuͤr
die Dauer dieſes Landtags eine ſtaͤndige

Commijfion àu ernennen , an welche Antråge und
Motionen , welche die Auslegung der Verfaſſungs⸗
Urkunde oder der Geſchaͤfts- Ordnung betreffen ,
zur Berichtserſtattung verwieſen werden koͤnnen .

arlsruhe , den 30 . Maͤrz 1822 .

Zachariaͤ .
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Dritte Sitzung . bed

Karlsruhe , den 1. April 1822 Ai

befo

Reg

Diepe Gigung war eine geheime , Darin wurde der für

bon der nicdergefegten Commiffion vorgelegte Entwurf geſch

zur Dankaddreſſe an Se . Koͤnigliche Hoheit nach einigen Leiti
Abånderungen durch Stimmenmehrheit genehmigt , audy und
cine aug dem zweyten Vicepraͤſidenten , den beiden Sez bere
cretarien und den durch dag Loos gewáhlten Mitglie - eine

dern , Generallieutenant v. Schaͤffer , Praͤlat Heb el , Lani
Staatsrath Frhrn . v. Tuͤrk heim und dem Frhrn . v fen

+ Galfenftein befehende Deputation beauftragt , die Dai

gedachte Addreſſe nach eingeholter hoͤchſter Erlaubniß nigl

Sr . Koͤniglichen Hoheit ehrfurchtsvollſt zu uͤberreichen . ſo n

Die Addreſſe lautet :
ihre

Durchlauchtigſter Großherzog ! þer
Von Euer Königlichen Hoheit zu Dem zweyten Land⸗

tage einberufen , beginnen wir — unfern theuerften Erz zene

innerungen , unſern redlichſten Wuͤnſchen und unſern hun

ernſteſten Vorſaͤtzen in der Anrede vom Throne begeg⸗ bew

nend —deſto freudiger das Werk . fem,

:
Xa ! mit dem Gefåhle des innigften Dantes finden die

i wir und Taujende mit ung , in den Gefegen , zu welhen per
die Beſchluͤſſe des erſten Landtages durch Eure König -
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liche Hoheit erhoben worden find , eine ſichere Buͤrg —
ſchaft fuͤr unſere Zukunft . Schon ſind durch dieſe Ges
ſetze , ungeachtet des noch ſo jugendlichen Alters unſe —
rer Verfaſſung , die Grundſaͤtze des Rechts und der Bil -
ligkeit mannichfaltig entwickelt und angewendet worden ,
welche die Verfaſſungs - Urkunde , dieſes bleibende Denk —
mal der wahrhaft vaterlandiſchen Geſinnungen unſerer
hochverehrten Regenten , ausgeſprochen hat .

Derſelbe Geiſt lebt in den oͤffentlichen Anordnun —
SeN Und Maaßregeln Euer Koͤniglichen Hoheit . Einen
beſondern und hoͤhern Glanz verbreitet uͤber Hoͤchſtdero
Regierung dasjenige , was , unter goͤttlichem Beyſtande
für die kirchliche Verfaſſung beider Confeffionen theilg
geſchehen theils vorbereitet ift . Wenn die eine , unter der

Leitung Euer Königlichen Hoheit , die ihren Grundſaͤtzen
und Ueberzeugungen entſprechende kirchliche Verfaſſung
bereits erhalten hat , und die andere der baldigen und
einer ihren Beduͤrfniſſen entſprechenden Begruͤndung der

Landeskirche mit Zuverſicht entgegenſehen darf , wie ſoll⸗
ten nicht beide , in den Empfindungen des waͤrmſten
Dankes fuͤr die gleich liebreiche Theilnahme Euer Koͤ—

niglichen Hoheit an ihrem geiſtlichen Wohle vereinigt ,
ſo wie bisher , in dem Beſtreben mit einander wetteifern ,
ihren Buͤrgerpflichten, wenn auch in verſchiedenen kirchli —

chen Vereinen , durch die Einheit der That zu genuͤgen ?

Und ſo danken wir denn , eines Sinnes und Her —
zens mit unſerm geliebten Fuͤrſten der guͤtigen Vorſe —
hung , welche mitten unter den Stuͤrmen einer heftig

bewegten Zeit , unſerm deutſchen Vaterlande und mit . die

em, unſerm dem Ganzen innigſt befreundeten Wohnl ande
die Ruhe vergoͤnnte , deren ein jeder Staat zur gedeihli —

i Beſorgung ſeiner innern Angelegenheiten bedarf .
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Zwar iſt es eine fuͤr die Staatsverwaltung hoch be⸗ a
denfliche Zeit , in twwelche ung , mitten im rieden , dil ?

ploͤtzliche Stoͤrung des Verhaͤltniſſes zwiſchen dem Pro⸗
ductionsaufwande und dem Abſatzpreiſe der Naturer —

tid
zeugniſſe verſetzt hat . In unferm inneren Herzen hall foll
ten die vaͤterlichen Worte wieder , welche Eure Koͤnig—

Bel
liche Hoheit in dem feperlichen Augenblicke der Eroͤff—⸗

8* e
nung des Landtagg zu Fhrem harrenden und - poffen ? fer
den Bolfe fprahen ,— daf der . Blid Euer Ki

Ba
niglihen Hoheit mit Wehbmuth auf der

fin
allgemeinen Noth meile , welche auf Ihr
fo gefegneteg Land dride .

pai
Doh Dag ift der Geift und der Werth unferer Berz f

faſſung , daß ſie , den Fuͤrſten und das Volk zu einem Bo
gemeinſamen Zwecke inniger vereinigend , nur uͤber die

Jh

beffer - Mittel , diefen Zwed zu erreichen , eine Herz

ſchiedenheit der Anſichten uͤbrig laͤßt , daß , je dringen —
der die Zeiten ſind , deſto unzertrennbarer der Fuͤrſt
bey ſeinem Volke , das Volk bey ſeinem Fuͤrſten ſteht ,
auf daß die Gefahr nachdruͤcklicher abgewendet werde —

Und wenn Eure Koͤnigliche Hoheit Ihrem getreuen
Volke ferner huldvoll verheißen , daß nichts unverſucht
gelaſſen werden ſolle , um die oͤffentlichen Laſten , die

Sorgen Ihres Vaterherzens , zu mindern ; wenn wit

neuen und wichtigen Gefegegvorfchlågen entgegenſehen ,
welche mit den Wuͤnſchen und Beduͤrfniſſen des Volks
in Einklang , den erfreulichen Erfolg verſprechen , das

oͤffentliche und das buͤrgerliche Leben immer hoͤher zu
ſteigern ; wenn wir uns die Hoffnung erlauben duͤrfen ,
daß die Schritte , welche Eure Koͤnigliche Hoheit im

Geiſt und Sinne des deutſchen Bundes gethan haben ,
um den Handel im Innern der Bundesſtaaten ſeiner
fo druͤckenden Feſſeln zu entledigen , bald zu dem er⸗
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be⸗
ſehnten Ziele füͤhren werden wenn uns die frohe Aus⸗

si
ſicht eroͤffnet worden iſt , daß wir in dem Gebiete der

Pro⸗ — nach weitern gruͤndlichen Vorarbeiten ,

trer⸗ — Baa entgegenfehen fónnen , deren thun -

pall- Beſchleunigung uns zugeſichert worden iſt ; — wie

aia
ſollten wit nicht alleg auf

rof
Beſtrebe

Verfaſſu

bieten , um dem ehrwuͤrdigen
n Euer Koͤniglichen Hoheit , den Geiſt unſerer

ffen fer — mehr ins
Leben zu rufen, Durch un -

Koͤ⸗
—

en, in reiner Anhaͤnglichkeit an Fuͤrſt und

der Aua ka a eingedenk unſerer verfafunggmåßfigen Gtel -

ybr A urdig entgegen zu kommen ?

Der Gott , der uͤber unſer hochverehrtes Fuͤrſten⸗
C e mit fo fihtbarer Hand gewaltet hat , erhalte Eure

nem Hoheit noh lange Jahre der treuen Liebe -

—
Ihres Volkes , unſern Wuͤnſchen und Hoffnungen !

Ret
Karlsruhe , Den T. April 1822 .

—
In Abweſenheit des Praͤſidenten

J der zweyte Vicepraͤſident

tehty Frhr . v. Baden .

tde. Die beiden Gecretåre :

euen Frhr . v. Zyllnhardt .
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Vierte Siung .

Karlsruhe , den . . April 1822 .

Gegenwaͤrtig

die bisher erſchienenen Mitglieder mit AUusnahme

Sr . Hoheit des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Sr . Hoheit des Herrn Markgrafen Maximilian zu

Baden ,
des Herrn Staats - und Cabinetsminiſters Freiherrn

v. Berſtett ,

des Herrn Staatsminiſters Frhrn . v. Berkheim ,

des Herrn General - Lieutenants v. Schaͤffer .

Weiter anweſend

der Herr Regierungscommiſſaͤr , Staatsrath v. Gulbat .

Unter dem Vorſitz des zweyten Vicepraͤſidenten ,

Staatsraths Frhrn . v . Baden .

Das Protokoll der zweyten Sitzung wurde ver —

leſen und genehmigt .
Das Secretariat zeigte an , daß uͤber nachſtehende

Gegenſtaͤnde in der geſtrigen vorberathenden Sitzung

folgende Commiſſionen gewählt worden ſeyen , als :

b

y

zn

A

G

f
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Vierte Sitzung vom 2. April . 9

I1) fùr die Begutachtung deg Geſetzentwurfes uͤber
die Studierfreiheit ;

der Praͤlat Hebel ;
der BisthumsverweſerFrh
der Hofrath v. Rott ed ,

2) får die Be
die Verantwo

r .v . Weſſenberg , und

gutachtung der Geſetzesentwauͤrfe uͤber

rtlichkeit der o berſten Staats⸗ —diener , und das Verfahren in Faͤllen der
Anklage Segen Diefelben :

der Staatsrath Frhr . v. Zyllnhardt ;
der Geheime Hofrath Zachariaͤ ;
der Bisthumsverweſer Frhr . v . Weſſenberg , und
Hofrath v. Rotteck .

3) fuͤr die Begutachtung der Motion des geheimen
Hofraths Zach ariaͤ , wegen Ernennung einer

ſtaͤndigen Commiſſion fuͤr die Motionen
und Antraͤge , welche die Auslegung der

Verfaſſungs - Urkunde und der Geſchaͤfts —
Ordnung betreffen ,

der Staatsrath Frhr . v. Tuͤrkheim ;
der Landob erjaͤgermeiſter v. Kettner , und
der Frhr . v. Falkenſtein .

Hierauf zeigte das Secretariat ferner an , daß
der Frhr . v. Gemmingen - ⸗Steinegg ſeine in
der vorigen Sitzung angekuͤndigte Motion uͤber die Er⸗
nennung des weiten Bicepräfidenten ſchriftlich einge —reicht habe .

Beylage Ziffer 20 .

Es forderte nun der Vicepraͤſident den Freyherrn
' Bemmingen : Steinesg zu Motivirung dieſes

ſeines Antrags wegen der Wahl und Ernennung des
zweiten Vicepraͤſidenten auf .
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Srhr . v. Gemmingen Gteinegg : Da der

Inhalt diefer Motion fon befannt , und eg nw
darum zu thun ift , die Gorm zu beobachten , fo werde

ich mich ganz kurz faſſen koͤnnen . Ich druͤcke naͤmlich
hier nur den Wunſch aus , die hohe Kammer moͤchte
das Recht haben , ihren zweiten Vicepraͤſidenten ſelbſt
waͤhlen zu duͤrfen , jedoch ohne Beziehung auf den von

Sr . Rónigl . Hoheit , dem Grofherzog , ernannten Herrn
Vicepraͤſidenten , welcher gewiß das volle Zutrauen der

ganzen Kammer ſo ſehr beſitzt .
Der 6. 45 . der Verfaſſungsurkunde laͤßt hierin

eine kleine Luͤcke, und ich erſuche daher die hohe Kam -

mer , zu entſcheiden , ob es nicht zweckmaͤßig waͤre, Se .

Koͤ nigl . Hoheit unterthaͤnigſt zu bitten :

Der Erſten Kammer das Recht , den zweyten Vice —

praͤſidenten zu ernennen , allergnaͤdigſt einzuraͤumen .
Nachdem nun bemerkt worden war , auf der einen

Seite ( von dem Landoberjaͤgermeiſter v. Kettner ,
von dem Staatsrath v. Tuͤrkheim , von dem Gene —

ralmajor v. Frey ftedt , von dem Staatsrath Baum

gaͤrtner und von Andern ) , daß ſowohl nach Der Ber -

fafungóurfunde alg nach dem Borgange vom Fahre

1819 nur dem Fuͤrſten das Recht , die Vicepraͤſidenten

zu ernennen , zuſtehe , auf der andern Seite aber ( von
dem Staatsrath v. Zyllnhardt und v. Tuͤrkheim ,

ſo wie von Andern , daß unter den jetzigen Umſtaͤnden ,
und wegen der Abweſenheit des Herrn Praͤſidenten und

des erſten Vicepraͤſidenten die Ernennung eines dritten

Vicepryſidenten in einem hohen Grade wuͤnſchenswerth

fey ; fo wurde die von dem Praͤſidium geſtellte Frage :
Ob nach dem Antrage des Frhrn v. Zytin ?

hardt Sr . Koͤnigl . Hoheit der Wunſch , daß

Hoͤchſtdieſelben einen dritten Vicepraͤſidenten
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Hoͤchſtſelbſt ernennen , oder die Wahl eines drit⸗
ten Vicepraͤſidenten der Kammer in Gnaden uͤber⸗
ſſen moͤchten, ehrerbietigſt vorzulegen ſey ?C SEREN iib fo der von dem Srýrn : von3 i

$g MMSE Gein egg geſtellte Antrag mit Uebers
nſtimmung des Proponenten erledigt.

Auf Anſuchen der Kammer uͤbernahm es der Herr
egierungskommiſſaͤr Staatsrath v. Gulat , dieſen

Dunſch an Se —. Koͤnigl. Hoheit auf dem geeignetenWege gelangen zu laſſen .

Der Vicepraͤſident legte hierauf die von dem Ar —⸗chivar der zweiten Kammer , Hauer , geſtellte Rech⸗nung vom vorigen Landtage nebſt einem Schreibendeſſelben vor , worin er bittet , ihm nach vorgaͤngigerPruͤfung derſelben das Abſolutorium zi ertheilen .
Beylage Ziffer 21 . ( ungedr . ) und
Unterbeylage NES

Die Kammer

beſchlo ßnee
Geſchaͤftsordnung gemaͤß , eine Commiſſion zu derPruͤfung dieſer Rechnung zu ernennen . Die Wahl fieldurch Stimmenmehrheit auf

den Oberhofmarſch al Frhr . v. Gayhlin g ,den Frýrn . y. Falkenſtein , undden Frhen . v. Gemmingen Steinegg .
Sanie legte der Vicepraͤſident ein , an das Praͤ⸗

oium gerichtetes Schreiben des Herrn Fuͤrſten vonFuͤrſtenberg vom 28. v. M. vor,
Beylage Ziffer 22 . ( ungedr . )in

welchem d * * > ; 'epy ere SÅ 9 k
ſchuldigt

Herr Fuͤrſt ſein Außenbleiben ents
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Die Kammer

befġlof

dicfes Schreiben alg durch Dag bereits von dem Prá -

dium an den Herrn Fürften ertaffene Schreiben erle —

digt , zu den Acten zu legen .

Sodann wurde eine Eingabe des Kammerlaquai

Haͤnnenger
Beylage Ziffer 23 . ( ungedr . )

und eine weitere des Schutzbuͤrgers Klein

Beylage Ziffer 24 . ( ungedr . )

um Uebertragung der Hausmeiſterſtelle in dem Staͤnde⸗

hauſe verleſen , und

eſch e —

dieſe Bittſchreiben demnächſt zu reproduciren .

Der Vicepraͤſident legte ferner den Bericht der

wegen Erbauung des Staͤndehauſes niedergeſetzten

Commiſſion vor ,

Beylage ZSiffer 25 . ( ungedr . )

worauf

beſchloſſen

wurde , dDenfelben einftweilen bey dem Secretariat nies

derzulegen , in der naͤchſten Sitzung aber zu reproduci —

ren , um fodann cine Commiffion wegen diefer Anges

legenheit zu ernennen .

Endlich wurde eine Eingabe des Buchhaͤndlers

Groos in Heidelberg um Uebertragung des Drucks

und Verlags der Protokolle der Erſten Kammer vor —

gelegt .
Beylage Biffer 26 . ( ungedr : )

Die Kammer

b e ſſch lo ß

unter Beziehung auf den in der erſten Sitzung gefaß —⸗

ten Beſchluß einſtimmig , dem Praͤſidium und den Se —

— NN N a a ——
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eretaͤren die Unterhandlung , uny salva ratificatione
den Abſchluß mit dem Bittfteller zu uͤbertragen .

Nach Erledigung dieſer Angelegenheit erbat ſichder Hofrath v. Rotteck das Wort , und hielt den

unter Ziffer 27 .
dieſem Protokolle beygefuͤgten ( jedoch nicht abgedruck⸗ —
ten ) Vortrag . Da aber der Landoberjaͤgermeiſterv. Kettner , mit Beytritt der Staatsraͤthe Frhr .v. Baden , Frhr . v. Tuͤrkheim , Baumgärtner ,
und deg geheimen Hofrathg Zachariaͤ bemerkte , daßder begonnene Vortrag des Hofraths v. Rotteck ſich
ausdruͤcklich auf die Verhandlungen der letzten gehei —⸗
men Sitzung beziehe , und an dieſe Verhandlung an⸗
ſchließe , daß es in mehr als einer Hinſicht bedenklich
ſeyn wuͤrde , irgend einem Mitglied der Kammer zu
geſtatten , durch ſeine Antraͤge den Gegenſtand einer
geheimen Sitzung als ſolchen bekannt zu machen ; nach⸗
dem hierauf der Hofrath v. Rotteck erwiedert hatte ,
daß er in ſeinem Vortrage nur den von mehreren Mits
gliedern der Kammer in der letzten geheimen Sitzung
geſchehenen Aeußerungen zu entſprechen geglaubt habe ,
und daß ihm , wenn die Kammer der begonnene Vors
trag wegen der fùr denfelben gewaͤhlten Form får bes
denklich erachten ſollte , nur der Weg einer foͤrmlichenMotion uͤbrig bleiben wuͤrde , ſo wurde von der Kammer

beſchloſſen :
des Hofraths v. Rotteck einſtweilen

ſondern eine ſchriftliche Motion ab —

brigens mehrere Mitglieder bemerk —
ten , daß ihre wegen deg v. Rotteckſchen Antrags
geaͤußerten Bedenklichkeiten nicht dem Inhalte dieſes
Antrags oder dem Rechte , auch ohne eine ſchriftliche

totion, einen Wunfh oder eine Meinung gu åufern ,

auf den Vortrag
nicht einzugehen
zuwarten , wobey uͤ
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ſondern nur der Form des Vortrages gegolten haͤtten .

Weiter wurde

beſchloſſen

den Vortrag des Hofraths v. Rotteck nicht in den

Abdruck der Verhandlungen der Kammer aufzunehmen ,

und zwar aus den fuͤr den vorigen Beſchluß angefuͤhr⸗

ten Gruͤnden .

Die Kammer vertagte ſich hierauf wegen der ein —

tretenden Oſterfeyertage bis zum 10 . d. M .

Die Sitzung wurde hierauf als

eine geheime Sitzung

fortgeſetzt , und es wurde in dieſer das Protokoll der

geheimen Sitzung vom 1. April vorgeleſen und geneh —

migt .

Frhr . v. Zyllnhardt .

Zachariaͤ .

Beylage Ziffer 20 .

Unterzeichneter wuͤnſcht eine Motion uͤber die

Wahl und Ernennung des zweyten Vicepraͤſidenten zu

machen .

Karlsruhe den 30 . Mårg 1822 .

Frhr . v. Gemmingen - Steinegg .

~A

—
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Karlsruhe , den 10 . April 1822 .

— —

Gegenwaͤrtig :
Die bisher erſchienenen Mitglieder mit Aus nahme ?Sr . Hoheit des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ;
Sr . Hoheit des Herrn Markgrafen Maximilian zu

Baden ;
des Herrn Bisthums Verweſers Frhrn . v. Weſſen —

berg ;
des Herrn Staatsraths Baum gaͤrtner ;
des Herrn Staatsraths Frhrn . v. Tuͤrkheim und
des Freyherrn v. Gemmingen- Steinegg .

Weiter anweſend :
Die Herrn Regierungs - Commiſſaͤre, Staatsrath v.

Gulat und geh . Referendär y. Liebenſtein .

Unter dem V

Staatsraths Frhrn . v. Baden .
Das Protokoll der vierten Sitzung wurde vorgele⸗ſen und genehmigt .

—
v. Rotteck :

jͤngſt ſchon mit m
ich uͤber

orſitz des zweyten Vicepraͤſidenten ,

Ich erklaͤre wiederholt — was ich
oͤglichſtem Nachdruck ſagte y daf

die fatholifhen Kirde - Angelegenheit feine
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eigentlihe Motion zu machen habe , fondern blog den

Ausdruck der gegenwaͤrtigen Beaͤngſtigung aller guten
Katholiken des Landes — ein von allen hochverehrten

Mitgliedern dieſer hohen Kammern gewiß gebilligtes Ge —

fuͤhl — oͤffentlich ausſprechen und in die zum Druck

beſtimmten Protokolle niederlegen wollte . Da die Form ,
in welcher ich juͤngſt dieſe Sache zur Sprache brachte ,
einigen Mitgliedern der hohen Kammer der Geſchaͤfts —
Ordnung zuwiderlaufend ſchien , ſo nahm man Anſtand⸗
den Drud meines Vortrags zu erlauben . Ich unter —

werfe mich dieſem Beſchluß mit der Bemerkung , daß

ich gleichwohl , was einmal oͤffentlich geſprochen worden ,

als der Oeffentlichkeit auch wirklich uͤbergeben betrachte⸗

Daher verlange ich nichts weiteres , und begnuͤge mich
mit der von einem hohen Praͤſidium ſowohl als von vie —

len hochverehrten Mitgliedern der Kammer ausgeſpro —
chenen Anerkenntniß meines Rechtes , von dem angedeu —
teten oder irgend einem andern Gegenſtande — ohne
Unterſchied , ob davon bereits fruͤher geſprochen worden

oder nicht —bey irgend einem fepidlichen Anlag und in den

gehörigen Formen ein dfentlichegs Wort zu reden . Sollte

ich gleichwohl aufgefordert werden , eine eigentliche
Motion zu machen , fo Éònnte fie in nichts anderm befte -
þen , alg in dem Antrage , die hohe Kammer móchte den

Drud und den gang vollftåndigen Drud der Åber dil

beiden legten Gigungen aufgenommenen Protofole
beſchließen . Hierauf wurde einmuͤthig

beſchloſſen

dieſe Erklaͤrung zum Protokolle zu nehmen .

Sodann machte die in der geheimen Sitzung vom

1. d. M . mit der Ueberreichung der beſchloſſenen un —

terthaͤnigſten Dankaddreſſe an Se . Koͤnigliche Hoheit
den Großherzog beauftragte Deputation die Anzeige ,
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daß Se . Koͤnigliche Hoh
3. d. M . Vormittags um
theilen , und nachdem die

eit geruht haͤtten , ihr am
3/4 auf 12 Uhr Audienz zu er —

Addreſſe durch den zweytenVicepraͤſidenten, Staatsrath Frhrn . v. Baden uͤber —

— — war , folgende Antwort gnaͤdigſt zu opatheilen .

-s
Die Dankaddreſſe,

mir ein neuer Beweis der
gen der erſten Kammer me
res Vertrauens in
theuern Volkes .

die Sie mir uͤberreichen , iſt
aͤchtvaterlaͤndiſchenGeſinnun⸗
iner getreuen Staͤnde , und ih —

meine Fuͤrſorge fuͤr das Wohl meines
Mit froher Zuverſicht ſehe ich den Re —ſultaten Ihres redlichen Beſtrebens entgegen , und zweiflekeinen Augenblick, daßtrotz aller Hinderniſſe , die unſeregemeinſchaftlichen Bemuͤhungen zu erſchweren ſcheinen ,die Fruͤchte dieſes Landtags dennoch Segen bringendfuͤr das Vaterland feyn werden . “

Weiter erſtattete , von dem Vicepråfidenten auf -fordert , der Hofrath o. Rpttef Namens der zur Be⸗gutachtung des Geſetzentwurfs uͤber die der Studier —freyheit niedergeſetzten Commiſſion , Bericht .
Beylage Ziffer 28 . und

Unterbeylage Y
Sir die Discuffon defelben , ward auf die Bemer -fung deg Hrn . Regicrungg - Commiffår v. Lieben -fein , dap er danach die Zuſtimmung der Regierungzu den von der Commiſſton vorgeſchlagenen Zuſaͤtzen ,einzuholen habe , eine der naͤchſten Sitzungen beſtimmt .Hierbeyh warf der Landoberjågermeifor y. Rett -ner die Grage auf : Db bey dieſer Discuſſton auchdie

vorlaͤufige Frage , d. h. die Frage : vb uͤberhauptdas Beſuchen einer Univerſttaͤt ohne Staatserlaubnißzu geſtatten ſey — von einem Mitgliede zur EroͤrterungUND Yh g;
E ;

d
Abſtimmung gebracht werden duͤrfe ?

mer.
Protokolle SEn , Kam
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So wenig man nun die Bedenklichkeit unberuͤckſich —

tigt ließ , daß die Kammer ſelbſt im Jahr 1819 um einen

Geſetzentwurf fuͤr die Geſtattung der Studierfreyheit

auf dem verfaſſungsmaͤßigen Wege nachgeſucht habe , ſo

war man doch allgemein der Meinung , daß die aufge —

worfene Frage zu bejahen ſey ; da die Verhandlungen

vom Jahr 1819 zwar die Vorlegung des Geſetzentwurfs

veranlaßt haͤtten ; dieſer aber ſeinem Weſen nach als

ein fuͤr ſich beſtehender Vorſchlag zu betrachten ſey ( Frhr —

v. Berkheim ) . Da ferner die Kammer wohl ewige

Maximen nicht aber ewige Meinungen haben duͤrfe und

ſolle ( Zachar iaͤ ) .

Da uͤbrigens ſeit den erſten Verhandlungen uͤber

den vorliegenden Gegenſtand ein Zeitraum von 3 Jah —

ren abgelaufen ſey . ( v. Kettner . )

Hofrath v. Rotteck erklaͤrte ſich fuͤr dieſe Ent

ſcheidung der Frage in folgenden Worten :

Die Conſtitution gibt unſerer Regierung die Ini —
tiative zu Geſetzen . Unter den conſtitutionsmaͤßig

zum Hervorgehen eines Geſetzes erforderten Acten iſt

alſo der Geſetzes - ⸗Vorſchlag der Regierung der

erſte , die Beyſtimmung der Kammern der darauf fol

gende , und endlich die Befåtigung und Promutgirung

durch den CGrofherzog der legte Net . Ob ein Geſetzes —

vorfchlag auf Beranlafung ciner von den Kammern an

Ge . Königliche Hoheit gethane Bitte , oder ob er opné

ſolchen Anlaß gemacht worden , aͤndert durchaus nichts ,
weder an ſeinem Begriff , noch an der Art und Weiſe

der daruͤber zu pflegenden Verhandlung . Die Kammern

deliberiren jedesmal frey uͤber Zuſtimmung oder Nicht⸗

Zuſtimmung , uͤber das Ganze oder Die einzelnen Puncte
und es muĝ ihrem eigenen freyen Ermeſſen anheimge —

ſtellt bleiben, in wie fern die Conſequenz es den einzel⸗
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der nicht erlaube , gegen
itte hervorgegangenen Bitte

nen oder der Geſammtheit erlaube ddie Erfuͤllung einer aus ihrer M
zu ſtimmen . Der Umſtand, ob die Bitte auf blofeng eitverhaͤltniſſen — die allerdings wechſelnd ſindoder auf ewigen Sachgruͤnden beruhte , mag hier meiſt
die Entſcheidung geben , doch iſt auch moͤglich , daß ,
da die Kammer ; der auf einander folgenden Landtage

ilichkeit noch in Bezug auf die
ſte jedesmal beſtehen , d ieſel —ſelbſt eine Verſchiedenheit der GefinsNUNS oder der Anſicht , ohne darum Inconſequenzzu ſeyn , in verſchiedenen Zeiten Platz greife .Der Hr. Regierungs -Commif—ar, Staatsrath v. Gulattheilte ſodann der Kammer ein hoͤchſtesReſcript mit , wo⸗durch Ge , Königliche Hoheit derfelben abermals qug -nahmsweiſe gnaͤdigſt geſtatten , einen weitern Vicepraͤſi⸗denten ſelbſt zu erwaͤhlen , und Hoͤchſtdenſelben in Bor -ſchlag zu bringen ,

Beylage Biffer 29 .worauf die Kammer

beſchloß :
die Wahl in der naͤchſten Sitzung vorzunehmen .Sn Folge deg in der vorigen Gigung gefaßten Be —ſchluſſe

gen Erbauung des Staͤndehauſeserſtattete i
len in dem Gceretariat niederge⸗legte Bericht zu dem Ende reproducirt , um eine Com —miſſion deshalb zu ernennen . Die ſogleich vorgenom —mene Wahl fiel auf

den Frhr , y, Falkenſtein ,den Generalmajor Frhrn . v. Freyſtedt ,den Frhr . y, Gemmigen - Präfened undden Frhr . v. Semmingen- Treføflingen ,
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Desgleichen wurde in Folge des Beſchluſſes vom Kaͤ

29 . Maͤrz d. J . der Bericht des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes bez
uͤber die Amortiſations - Caſſen - Rechnung von 1820/21
reprodueirt . Die hierauf von dem Vicepraͤſidenten ge⸗ um

ſtellte Frage :
Ob dieſer Bericht in einer vorberathenden Sitzung Me

folle in: Erwågung gezegen , und eine eigene Commiffiot im

crnannt werden , um dDaråber Bortrag an Die Kammer zu

zu erſtatten ? ſchl

wurde mit Stimmeneinhelligkeit bejaht . for ,

Endlich legte dag Gecretariat den mit dem hieſigen gezi

Buchhändler Braun wegen des Drucks und Verlags befi
der Verhandlungen ratificatione salva abgeſchloſſenen
Vertrag vor Hrn

Beylage Ziffer 30 . ( ungedruckt . ) ruh
v. Rotteck : Er habe biebey dreyerley zu bemerken ? ſond

Sürg Erfe fheine eg ipm nicht zweckmaͤßig , daß det i
die Verhandlungen Sitzungsweiſe ausgegeben werden

ſollen , wodurch , da nicht jede Sitzung gerade mit dem Sai
Bogen fepiiefe , eine bedeutende Babl weifer Blätter und

t entſtehen muͤſſe. nige

Fuͤrs An der e finde er es bedenklich , daß der Buch⸗ lers

handlung der Druck der einzelnen Berichte , Reden ꝛc. aufe beruͤ

gebuͤrdet werde , indem auf dieſe Weiſe die Abnehmer be Wen

zahlen muͤßten , was die Kammer an Kanzley - Koſten er⸗ der |
fpare . , Wäre diefe Bedingung nicht gemacht worden , fo Hes

haͤtte ein wohlfeilerer Preis erzielt werden koͤnnen , und

dieſe Erzielung eines wohlfeileren Preiſes zur groͤßern Mer

Verbreitung und vermehrten Leſung der Verhandlungen feger
ſcheine ihm hier die Hauptſache . ticht

Fuͤrs Dritte entſtehe dadurch , daß jeder Abneh — nicht

mer die Verſendungskoſten zu tragen habe , eine grof ? J
Ungleichheit im Preis , und ein entfernt wohnender

*



pom

iſſes

ofat
ge

ung

fion
mer

igen

ag ?

nen

5
ent

daf

DEN

dem

tter

uch⸗

auf

be⸗

er⸗

, f

und

ern

gen

reh⸗

oft

der

Fuͤnfte Sitzung vom r70. April 69
Kaͤufer muͤſſe die Verhandlungen betraͤchtlich theurerbezahlen , als ein in der Naͤhe von Karlsruhe wohnender .Er haͤtte

gewuͤnſcht, daß alle Abnehmer dieſelbenum
den gleichen Preis bekommen haͤtten .Hierauf bemerkte der erſte Secretaͤr der KammerMan ſey uͤbereingekommen, ſich hauptſaͤchlich nach dem ,im Namen der zweyten Kammer verabredeten Vertragzu richten ; auch halte er es fuͤr ſehr wichtig , daß fuͤr denſchleunigen Druck der einzelnen Berichte ꝛtc. moͤglichſt ge⸗ſorgt werde , indem die fruͤhere Erfahrung hinlaͤnglichgezeigt habe , welche nachtheilige Zoͤgerungen ſonſt zubefuͤrchten ſeyen .
Der zweyte Secretaͤr aͤußerte : Die erſte von demHrn . Hofrath v. Rotteg erhobene Bedenklichkeit be —

ruht auf einem Mißverſtaͤndniſſe . Nicht Sitzungsweiſe ,ſondern Bogenweiſe ſollen die Protokolle ſofort verfen -det werden ,

Die zweyte duͤrfte ſich dadurch erledigen , daß derSatz der einzelnen abgedruckten Berichte 1e ſtehen bleibt ,und die Koſten der fuͤr die Mitglieder abgezogenen we —nigen Exemplare wohl nur den Gewinn deg Buchhaͤndlers vermindern . Die dritte Bedenklichkeit endlich wuͤrde
beruͤckſichtigt wohl eine andere Unbilligkeit enthalten ,wenn nicht dem Buchhaͤndler, was außer dem Bereicheder Kammer liegt , die Poſtfreyheit wegen dieſes Bu —ches eingeraͤumt würde.

V Rotteg : Je mehr der Buchhaͤndler der Kam —mer zu leiſten hat , defio mer muf er den Kaͤuferm an— Auch iſt immer ein wiederholter Satz der Be —

—* i

nothwendig, fo oft der Drut der Protokolle
— aleichzeitig den Verhandlungen nachfolgt .
Rinta — — mir nicht unbillig, wenn zwar alle= Wegen Der Verſendunskoſten etwas mehr , aber :
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die von Katlsruhe entfernter wohnenden nicht mehr als

die in Karlsruhe oder in der Naͤhe ſich aufhaltenden zah⸗
len . Denn ein jeder hat das Recht , das Buch ungekauft

zu laſſen .

Die Kammer

beſchloß
den Vertrag genehm zu halten .

Endlich zeigte das Praͤſidium an , daß von einem

landſtaͤndiſche Dienſtſachen enthaltenden und ſo bezeich —
neten Schreiben an die Kanzley Poſtgeld erhoben wor —

den ſey .

Der Hr . Staats - Miniſter Frhr . . Berſtett er —

theilte hierauf die Zuſicherung , daß aͤhnlichen Verſehen
vorgebeugt werden ſolle .

Frhr . v. Zy1lInhardt .
Zachariaͤ .

Beylag e Ziffer 28 .

Commiffions s Bericht uͤber den Geſetz⸗Entwurf
die Studier Freyheit betreffend .

Erſtattet von dem Hofrath v. Rotteck .

Indem ich einer hohen Kammer im Namen Ihrer

Commiſſion den Bericht uͤber den die Studierfreyheit aus⸗

ſprechenden Geſetzes Entwurf erſtatte , durchdringt mich

innig das Gefuͤhl einer dreyfachen und erhebenden

Freude .
Keine ſchoͤnere Frucht des conſtitutionellen Lebens ,

keine ſicherere Buͤrgſchaft fuͤr Recht und Freyheit iſt

gedenkbar , als die in den Geſetzes Vorſchlaͤgen der Re —

gierung wiedertoͤnende Stimme der Volksvertreter .
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Nicht als ob einer erleuchteten Regierung dieſe Stim —⸗
me erſt erkennbar machen muͤßte , was uͤberhaupt
gut oder nicht gut iſt ; ſondern weil , was fuͤr ein be —

ſtimmtes Volk gut und angemeſſen ſeh , nur aus dem

ausgeſprochenen Wunſch ſeiner aͤchten Repraͤſentanten ,
als aus dem hiernach erſcheinenden Maaß ſeiner In —
telligenz und ſeines gefuͤhlten Beduͤrfniſſes , mit Evidenz
hervorgeht . Der beſondere Inhalt des vorliegenden
Geſetz Entwurfes iſt ein zweyter Grund der Freude :
Es ſpricht derſelbe eine hoͤchſt koſtbare , bisher von uns

ſchmerzlich entbehrte Freyheit aus , in der edelſten
Sphäre der menfehlihen Thåtigteit und deg fraatsbür -
Berlichen Lebeng . Und endlich , was koͤnnte fuͤr mich
perſoͤnlich belohnender , was ehrenvoller ſeyn , als daß
ich Bericht erſtatten darf , uͤber einen Geſetzes Entwurf ,
zu welchem eine von mir ſelbſt in den erſten Tagen uns
ferer erften Verfammlung erhobene Motion unmittelbaren

Anlag gegeben .
Bwar diefe BerichtsErſtattung moͤchte faſt uͤberfluͤf⸗

ſig ſcheinen . — Die Gewaͤhrung eines einſtimmig von
beiden Kammern erklaͤrten Wunſches kann ſie anderes

erregen , alg Danf und Freude ? — Much wird diefes
allerdings die vorherrſchende Empfindung aller Mitglie —
der des Landtags ſeyn . Doch unbeſchadet der Anerken —
nung , dafi dag ung dargebotene Geſetz auch unveraͤn —

ert , ſo wie es lautet , eine koſtbare Gabe ſehn wuͤrde ,
moͤgen wir die umſichtige Pruͤfung ſeines ſpeciellen In —

ana AlS eine Durch die confitutionelle Gtelung Der
" ammer ung auferlegte Pflicht betrachten .

DerGeſetzeutwurf ſpricht eine doppelte Stu —

freyheit aus naͤmlich
a) die allgemeine Berechtigung aller Inlaͤnder

S immer fùr einem ſelbſtgewaͤhlten Studium ,

dier
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demnach die Aufhebung der bis jetzt beſtandenen Verz

ordnung uͤber die hiezu noͤthige Staats Erlaubniß .
b ) Die Berechtigung zum Studium im Aus land .

Dieſe letzte beſtand jedoch ſchon ſeit 1810 , indem

das Regierungsblatt Nro . 13 . von gedachtem Jahre
den fruͤher zu Gunſten Heidelbergs verordneten Uni —

verfitåtgbann wieder aufhob , mit der einzigen
Beſchraͤnkung , daß die Rechtsbefliſſenen verbunden

ſeyn ſollten , einen Curs uͤber das neue badiſche Land⸗

recht auf einer der beiden Univerſitaͤten zu hoͤren. Das

neue Geſetz erſcheint hiernach in dieſem Artikel blos
als wiederholte Verkuͤndung des alten ; denn die er

waͤhnte Beſchraͤnkung in Anſehung der Candidaten des

Staatsdienſtes oder der Advokatur iſt eine ſo natuͤrliche
oder nothwendige , daß man ſie wohl als ſtillſchweigend ,
d . h. von ſelbſt ſich verſtehend , auch in dem neuen Gez

ſetzesentwurf enthalten , betrachten koͤnnte , wiewohl zur
Verhinderung jedes Zweifels eine ſie ausdruͤcklich aus⸗

ſprechende Beſtimmung etwa in der das Studium der

Rechtskandidaten regelnden Vorſchrift gewuͤnſcht wer -
den muß .

Es wird unnoͤthig ſeyn , dieſen Theil des Geſetz —
entwurfes durch eine eigene Begruͤndung zur Annahme
zu empfehlen . Eine ſchon vor dem Beginn unſeres
conſtitutionellen Staatslebens geſetzlich beſtandene —

von dem liberalen Geiſt der badiſchen Regierung laut

zeugende Freyheit — fann in den Kammern nur Ver —

theidiger , feine Gegner finden , auch if die vorliegende
wiederholte Verkuͤndung dieſer Frehheit , im Ausland

zu ſtudieren , wegen derſelben natuͤrlichem Zuſammen —
hang mit der Beſtimmung uͤber die Studierfreyheit im

Allgemeinen , ſehr zweckgemaͤß , ja nothwendig .

T AE e a
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Ich gehe zum Hauptgegenſtand des Geſetz —
entwurfes uͤber, und welcher die Erfuͤllung der von dieſer

hohen Kammer ausgegangenen Bitte enthaͤlt ; naͤmlich
zu den Beſtimmungen uͤber die Berechtigung zum Stu —
dium uͤberhaupt .

Aus vielen Gruͤnden des Rechts , der Humanitaͤt
und der hoͤhern Politik — deren Ausfuͤhrung die Ver —

handlungen des Landtags von 1819 enthalten — und

zumal auch in Erwaͤgung , daß die ŞS. 7. und 9. der

Conſtitution die vollko mmene Gleichheit der ſtaats buͤrger⸗
lichenRechte , und insbeſondere des Anſpruchs aufStaats
und Kirchenaͤmter Calfo auch. auf die Mittel der Befaͤ⸗
higung zu denſelben ) allen Badenern ausdruͤcklich zu —
ſichern — haben beide Kammern vereint Se . Koͤnigl .
Hoheit um den Vorſchlag eines Geſetzes gebeten , wo —
durch die feit 1810 erlafenen Verordnungen in Betreff
der zum Studieren noͤthigen Staatserlaubniß außer

Wirkſamkeit geſetzt , und die allgemeine Studierfreyheit
dergeſtalt ausgeſprochen wuͤrde , daß in Zukunft ohne
Ruͤckficht auf Stand und Vermoͤgen , alſo nach
einer fuͤr alle Candidaten durchaus gleichgeltenden , ſorg⸗

fåltig zu verfaſſenden Vorſchrift , nur ſtrafwuͤrdige
Unſittlichkein, oder mit Evidenz zu erfennende , Uns

faͤhigkein, einen Grund zur Ausſchließung von den

inlaͤndiſchen Lehranſtalten geben koͤnne .
ie zweyte Kammer zwar , indem ſie dem alſo lau —

tenden Antrag der erſten beitrat , legte nach dem Vor —

ſchlag ihres Berichtserſtatters , in ihre Protokolle noch
en weitern Wunſch nieder , „ daß eine ganz unbe —

chraͤnkte Studierfreiheit ausgeſprochen , und daher
auch die von der erſten Kammer vorgeſchlagene Be —

— in Hinſicht auf ſtrafwuͤrdige Unſittlichkeit
erwieſene Unfaͤhigkeit nicht angenommen werden

Fuͤnfte Sitzung vom 1J10. April . E
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moͤchte ; “ eg if jedboh in diefem — die freyſinnige
Tendenz der zweyten Kammer ausſprechenden — Beyſatz
vielleicht mehr einiges Mißverſtaͤndniß , als eine wirkli —

che Abweichung von der Anſicht der erſten zu erkennen .

Denn wenn die vorbehaltene Ausſchließung wegen ſtraf⸗
wuͤrdiger Unſittlichkeit , oder wegen evidenter Unfaͤhigkeit
nur nach einer fuͤr alle Candidaten ( den Vornehmſten
wie den Geringſten ) durchaus glheich lautenden Bor

ſchrift verhaͤngt werden darf , ſo iſt wohl nicht zu beſor⸗
gen , daß ſie je im Widerſpruch mit der Gerechtigkeit
oder der edlern Politik werde verordnet oder ausgeſpro⸗
chen werden ; und es iſt dem eigentlichen Sinn des An —

trags der erſten Kammer ſchon volles Genuͤge geſchehen,
wenn auch · nur die — unter Beobachtung aller das Recht
wahrenden Formen — von der Schulbehoͤrde , zumal von

der akademiſchen Obrigkeit wegen Uebertretung der Sit⸗

tengeſetze auszuſprechende Strafſentenz einer zeit⸗
lichen oder bleibenden Ausſchließung ( Relegatiom ) ihre
Anwendung beybehaͤlt , und wenn etwa zur Hintanhal⸗
tung der Unfaͤhigkeit das Recht in die hoͤhere Schu⸗
len aufzuſteigen , an die Bedingniß der mit einigem Er⸗

folg zuruͤckgelegten niedern oder Vorbereitungsſchulen
gebunden wird .

Nach ſolcher dem Sinn der urſpruͤnglichen Mo —
tion allerdings entſprechenden Deutung der an Ge . Kó -

nigliche Hoheit gelangten Bitte erſcheinen beide Kam —
mern als in den Principien des Antrages durchaus
uͤbereinſtimmend , und daher der vorliegende Geſetzes⸗
entwurf fuͤr die Wuͤnſche beider gleichmaͤßig befriedigend ;
wiewohl , um folches vollſtaͤndig zu ſeyn , auch dil

Disciplinargeſetze der verſchiedenen Schulen damit M

vollkommenen Einklang geſetzt werden muͤſſen

N Tan —— ae aene
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SR Die Hauptverfuͤgung des Geſetzentwurfes

T in den beiden erffen §§. deſſelben enthalten : „ Die

Verordnung vom I . Juni 1810 , vom 24 . Juni 1812 u. vom

31. Dezember 1815 , find aufgehoben ; und eg darf fünf -
tig jeder Ynfânder ohne vorhergehende Staatserlaubniß
ſtudiren , was und wo er wit .

ti
Die drey genannten Verordnungen ſind naͤmlich

einzigen , deren ausdruͤckliche Aufhebung noth thut .

Denn alle uͤbrigen, als welche ſich blos auf jene bezie -
ben, Ja meiſt nur in ſchriftlichen Erlaſſen einzelner Mi⸗

niſterialſectionen beſtehen , ermangeln ohnehin des ſelbſt —
ſtaͤndigen Grundes .

Aber zwey Ruͤckſichten ſind es welche unſerer er⸗

leuchteten Regierung , wie ihre uns mitgetheilten Motive

beſagen , bei Verfaſſung des Geſetzentwurfes vorſchweb⸗
ten : einmal die Gewaͤhrung der vollen Studier⸗

freyheit , aber dann auch die noͤthige Vor ſorge gegen

den moͤglichen Miß brauch derſelben , theils zur Beguͤn —

figung einer blog feichten und oberflächlichen Ausbildung ,

* zu laͤſtiger Vermehrung der Andranges zum Staats —⸗
enſt .

Gegen das hetzte Uebel reicht als Gegenmittel hin

adrücuche Verkuͤndung ( F. . ) , „ daß weder das

emiſche noch das Privatſtudium kuͤnftig einen An —

— auf Anſtellung im Staatsdienſt gebet “ , ja , daß

BRA erſtandene Pruͤfung und die Zulaſſung zu den

n der praktiſchen Befaͤhigung einen ſolchen poſi⸗
en Anſpruch nimmer ertheile

J p indeffen die Wirkſamkeit dieſer dem Recht wie

ai — gleichmaͤßig entſprechenden Verkuͤndigung
aa Eirago wåren — mwas ah bereits in

trag erichtserſtattung vom Jahr 1819 úber DiC in An⸗

aii Sebrachte Studierfreyheit bemerkt iff — Von Zeit zu
SHE AU wiederholende oͤffentliche Bekanntmachungen der
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iiiici

jeweils vorhandenen Candidatenzahl und ihres Berhált Qa

niſſes zur Menge der Staatsdienſte , wie ſolches z. B— fin
in Baiern geſchieht , raͤthlich und wuͤnſchenswerth .

Zur Hintanhaltung der Oberflaͤch blichkeit des fen

Studiums endlich hat Der §. 3. und 5. deg Gefegent DÒ

wurfs den Uebergang in die höheren Schulen , und fo tå

auch die Bulaffung zur GtaatSpråfung und zu den Mit -

teln der praftifchen Befåhigung , Den erten an die Bedin - Un

gung des zu erweiſenden Beſttzes der Vorbereitungs — ger

fenntniffe , die legte an jene Der gehörig vollen Un

deten akademiſchen Studien geknuͤpft . Be

Die Commiffon erfennt nun zwar die Zweckmaͤſſigkeit Be

der in den angefuͤhrten 88 . vorgeſchlagenen Beſtimmungen

uͤberhaupt und mit einer einzigen ſogleich anzudeutenden aus

Ausnahme an . Doch ſcheint bey jenen § § fowobl , ats bey geg
dem ganzen Geſetzesentwurf , das Augenmerk blos auf das p e

afademifche oder Univerfitåtg : Studium , und nut Wag

auf die der Ausbildung zum Staatsdienſt willen aus
Studierenden gerichtet worden zu ſeyn , wogegen die Kom⸗ hit
miſſion dafuͤr haͤlt , daß der allgemeine Zweck des

Geſetzes auch einige Beſtimmungen in Ruͤckſtcht der Mi

Mittelſchulen ( Gymnaſien und Lyceen ) und dann den

auh in Ruͤckſicht der nicht um eines zu erlangenden chei

Staatsdienſtes , ſondern blos der Selbſtausbil — und

Dung , oder anderer Privatzwede wilen Studie ` ent
renden erheiſche . zu

Hiernach findet ſie ſich zum Vorſchlage nachſtehendet keip

Modificationen bewogen . Yi

ID Der §- 3. verordnet , dağ alle YJnlánder , wete mi

cine Der beiden Llandeguniverfitåten beziehen wolfen , ohne die

Unterſchied , ob fie auf in - oder auglåndifhen Mittet Ser

fehulen oder inPrivatinftituten fich dazu vorbereiteten , vo feh

ihrer Aufnahme fich genigend dber die erfangte erforder

e e N N T R E ee a
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liche Befaͤhigung ausweiſen , und zwar nach einer imd —
theils als ſchon vorhanden angenommenen , theilsfuͤr die Zukunft verheißenen Vorſchrift .

Einer gleichen Nachweiſung ſind Diejenigen unterwor —todi fen , welche nach dem im Inland genoſſenen oͤffentlichentzent⸗ oder Privatunterricht cine auglåndifHe Univerfiso fi taͤt zu beziehen gedenken .
Mit — Von —BODenjenigen aber , welche den vorbereitenden

auf einer auslaͤndiſchen Mittelſchule
n Jaben , und yon da gleichfalls im Yuglande zum
ſitaͤtsſtudium übergehen wollen , wird blog dag

UNIF der angländifhen Mittelſchule uͤber ihre

edin - Unterricht
ags — genoſſe
ten ? Uniber

ee

gkeit Befaͤhigung gefordert.
nge Hierdurch ſcheint nun einerſeits das Studium annden

auslaͤndiſchen Mittel - und Hochſchulen nicht nur frey

— gegeben , was wir alle wuͤnſchen , ſondern noch eigendsfda eguͤnſtigt , alfo gewiſſermaßen dazu ermuntert —I NUE wag nicht verlangt werden fann ; andernfeitg aber denvillen
auslandiſchen Mittelſchulen ohne Unterſchied ein nichtdom⸗ ji i

< * 2 2 o
Ron

inreichend begruͤndetes Vertrauen geſchenkt .daf
Denn niht zu gedenken , daß die Verfaſſung ſolcheriao kitelſchulen von hoͤchſt ungleicher Guͤte, und oft von

SE i A
dant dem Zmed und Geiſt unſerer Landesſchulen ſehr abwei —

na chend ſeyn kann , ſo iſt klar , daß ſte , als der Controlebila
?

*
Oberaufficht unſerer eigenen Regierungsbehoͤrdenndie entzogen no etwa durch den Wunſch , ihre Frequenz
Sctmebren, zur Nachſicht gegen Fremde geſtimmt ,

feine zuverlaͤßigen Zeugen fuͤr die Befaͤhigung unſerer
unglinge zu unſerm Staatsdienſte ſeyn koͤnnen . Eseio miibren leicht , wenn diefer Xrtitel zur Ausfuͤhrung kaͤme ,ohan s Unfaͤhigen und Faulen unter unſern Juͤnglingen diewg oe agnife Dor Befaͤhigung, die ſie an unſern Landes —

— ſchulen
n nicht hoffen duͤrften , an einer auslaͤn —rder⸗

nder

zu erhalte
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: zu

diſchen Schule erſchleichen , und dergeſtalt unwuͤrdig aff
oy

die gleiche Linie mit den im Inlande ſtudierenden Ta —
la

lentvoffen und Emfigen gelangen . 3

Hiernach glaubt die Commiffton darauf antragen zu

muͤſſen , daß — ohne Unterſchied ob man den vorberei — un

tenden Unterricht im Sn - oder Auslande genoſſen —
G

immer dieſelbe Pruͤfung bei einer inlaͤndiſchen r,

Mittelſchule , oder im allgemeinen Ausdruck dieſelbe un

Art des Ausweiſes uͤber die noͤthigen Befaͤhigungen ri

zum Univerſitaͤtsſtudium Statt finden ſollez ; unter Vorbe⸗ Ey

Halt der nach Umftånden Cals nach Perfonalverhåltnifen de

einzelner Candidaten und nach der befannten Befchaf prj

fenheit gewiſſer auslaͤndiſcher Schulen ) jeweils zu erthei⸗ un —

tenden Difpenfation : ie
I . Solche genauere Borfiht , ſolche firengere Mug ?

un

weife ber Befåhigung oder hinreichende Vorbereitung St

erfcheinen jedoch alg nothwendig oder råthlih nur in
er ,

Anſehung Derjenigen , welche eigends in der Abfihtr ter

fich dem Staatgdienfte zu widmen , die wifenfhaft rej

liche Bahn betreten . Nur in Bezug auf diefe if De ye

i Staat zu beſonderer Aufmerkſamkeit und Leitung aufs din

gefordert , damit er naͤmlich eine Pflanzſchule von tuͤ ch⸗ tepi

tigen Candidaten ſeines Dienſtes ſich erziehe , und ſen

nicht gezwungen ſey , ſein Urtheil uͤber Fåhigteit odet ſol —

Unfaͤhigkeit eines Candidaten durch ein einziges Ende Wi

oder Hauptexamen , welches , wenn es beweiſend ſeyn ent

folte , ungemein ſtreng und weitlaͤufig ſeyn muͤßte , bee fin

ſtimmen zu laſſen . Aber es mag viele geben , welche

ohne ſolche Abſicht , nur zur Selbſtvervollkommnung / -ner

oder zum Behuf edlerer Privatdienſte , oder eigener Le da

benszwecke — insbeſondere zum Zweck einer in repr zur

ſentativen Staaten ſehr wuͤnſchenswerthen politiſchen nig

Ausbildung —einige einzelne akademiſche Lehrfaͤche?

eaTia— EN pegue Go R a e T
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zu ſtudieren ſich veranlaßt finden , und welchen , ob ſie
auch nicht den Curs einer Mittelſchule regelmaͤßig durch —
laufen, ohne Unbiligkeit und Hårte die Hoͤrfaͤle nicht
konnen verſchloſfen werden.

— iſt hierbey zuthun ? Sollenſolche Wißbegierige,
— smior Vorleſungen uͤber

Chemie, Mathematik ,
pA

fe , úber dag landrecht oder die Staatslehre u .

—— zu dürfen, Avorderſt fih úber lateiniſche
— Vorkenntniſſe, d. h. aͤber vollſtaͤndig zu⸗
— “ Gymnaſtalſtudien ausweiſen ? oder ſoll die

F i niht um deg kuͤnftigenStaatsdienſtes, ſon⸗
oßer

Privatzwecke wilen zu ſtudieren , einen Frey⸗
J

zu ganz willkuͤrlichem luͤckenhaftem Studium geben ,id auch Derjenige , der etwa jenen Zweck blos vorge⸗
wendet , und unter dem Schirm ſolchen Vorwandes die
untern Schulen uͤberſprungen , gleichwohl zuletzt zur
Staatspruͤfung fih felen , und den Zutritt zur Praxis
erlangen koͤnnen ? Oder ſoll er , mwenn etwa erf fpå -
B in ibm die Luft fum Staatsdienſte , der Trieb nachrein

wiſſenſchaftlicher Laufbahn erwacht , aus dem Grun —

nak in
der fruͤhern Jugend verſaͤumten Sormen unbes

i i G wenn er durch Privatfleiß oder Selbſtun⸗
erricht das Mangelnde nachgeholt haͤtte —zuruͤckgewie —

— —
Keineg von allem dem! Die Bermeidung

Mittel ſcheint nicht ſchwer, und das
entwurf kit ote Commiſſion im vorliegenden Geſetzes⸗
— f fon angedeutet , wenn aug nicht be -

x genug ausgedruͤckt .

— §. 5. gewaͤhrt Allen , welche in vorgeſchriebe —
Form und Ordnung und Vollſtaͤndigkeit ſtudiert haben ,

t,
die Sta ats pruͤfung und die Zulaſſung

EiS -gu verlangen . Hiernach ermangeln dieje -
welche nicht vorſchriftmaͤßig ſtudiert haben , ſol —
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chen Rechtes , und eg bleibt dem — etwa durd cine wet

tere , umſichtige Vorſchrift zu regelnden — Ermeſſen
der Behoͤrden anheim geſtellt , ob und unter welchen
weitern Bedingungen ſolche Candidaten gleich —
wohl ( alſo ausnahmsweiſe ) jene Zulafung erbalten fof
len . Die mangelnden Xusmweife ğber die Vorbereitungs⸗
ſtudien koͤnnten nach Umſtaͤnden durch nachtraͤgliche Pruͤ⸗
fung hergeſtellt , oder durch andere Proben erſetzt wer —

den . Es bliebe demnach als Regel feſtgeſtellt : das aka⸗

demiſche Buͤrgerrecht und das Recht der Staatspruͤfung ,

nebſt der Zulaſſung zu den Mitteln der praktiſchen Be —

faͤhigung zu verlangen , wird nur durch vorſchrift —

maͤßiges Studium erworben . Doch ſind —wie ſich
von ſelbſt verſteht , und daher keiner ausdruͤcklichen Er —

waͤhnung im Geſetz bedarf — Ausnahmen ( aus triftigen
Gruͤnden und unter Beobachtung von Formen , welche
den Mißbrauch hintanhalten ) zulaͤßig ; und es werden

auch den auſſer der Ordnung , deh . ohne Anſpruch
auf Staatspruͤfung oder Praxis Studierenden ( den aka —

demiſchen Gaͤſten im Gegenſatz der akademiſchen Buͤr⸗

ger ) , die Hoͤrſaͤle keineswegs geſchloſſen . Die zur Ver

hinderung des Mißbrauchs feſtzuſtellenden Bedingunm

gen der Aufnahme moͤgen durch eine eigene Vorſchrift
beſtimmt werden ; und es iſt zu erwarten , daß , wofern

zumal Eine hohe Regierung durch Errichtung von poly⸗

techniſchen Schulen , oder durch Unterſtuͤtzung derjenigen ,
die ſich etwa als Privatinſtitute bereits in hoff⸗
nungsreicher Wirkſamkeit befinden , dem intellectuellen

Beduͤrfniß der edlern Buͤrgerklaſſen die entſprechende

Befriedigung darbietet , der Andrang der bloßen Gaͤſte
in den akademiſchen Hoͤrſaͤlen ſich von ſelbſt vermindern ,

und jede aus ihrer Zulaſſung etwa zu beſorgende In⸗

convenienz werde vermieden werden .
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TIT. Endlich bleibt der Commiſſion noch der Wunſchübrig , daf die freyſinnige Beſtimmung des Geſetzes ent⸗
wurfs

ausdruͤcklich auch auf Gymnaſien und y -
— ausgedehnt , und daß der bis jetzt beſtandenenWillkahn in Aufnahme und Ausſchließung eine den
aufseſtelten Prineipien gemaͤße Schranke gefetzt werde .

Naur mit Evidenz erſcheinende wahre Unfaͤh i g⸗keit (welche, wo nicht eine ſpaͤter eingetretene durcharztliches Ermeſſen dargethane unheilbare Stupididaͤt
ſich zeigte , bey denjenigen , die bereits uͤber die vor —
ſchriftsmaͤßigen Vorkenntniſſe ſich ausgewiefen ,wohl nie mehr angenommen werden kanm foll die Aus⸗
ſchließung bewirken . Die Ausſchließung kann hiernachimmer nur bedingt oder zeitlich feyn , d. B . die Aufnahmeins Gymnaſtum und in jede höhere Claſſe deſſelben oderdes Lyceums kann an die Bedingung der darzulegendenVorkenntniſſe, oder des gemachten hinreichenden
dortgangs in derniederern Claſſe geknuͤpft, nicht aberder in einem oder dem andern Jahre etwa hinter ſeinen
Mitſchuͤlern Zuruͤckgebliebene nach willkuͤhrlichem Er —
meſſen der Gymnaſtalconferenz , oder der auf deren Be -richt bauenden Miniſterialſection wegen ausgeſprochener
Unfaͤhigkeit ausgeſchloſſen werden . Den Eitern oder
Vormuͤndern, nach Umſtaͤnden der obervormundſchaftli —chen Behoͤrde der Einzelnen muß uͤberlaſſen bleiben ,Den minder Voranſchreitenden jè nach Beruͤckſichti⸗
Sung Der bey ipm eintretenden Übrigen Standes - Birəmoͤgens ze, Verhaltniſſe — einet andern als der wiſſen⸗ſchaftlichen Laufbahn zuzuweiſen , nicht aber der zur

eurtheilung ſolcher Umſtaͤnde durchaus ungeeigneten
chulbehoͤrde.
* bie Ausſchließung wegen Un firttihteitGymnaſtum nur in hoͤ ch ſt ſch weren FaͤllenRIONE ber z, Kammer . é
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oder tbenigfeng nur zeitlich , alfo unter Borbehalt

der Zuruͤcknahme bey erſcheinender Beſſerung , auch et⸗

wa unter Vorbehalt des an einer andern Anſtalt forl⸗

zuſetzenden Studiums Statt finden . Eine ſo ſch w ert

Gtrafe — welche die Berånderung deg Standes , pit

Zerſtoͤrung der koſtbarſten Lebensplane , daher des Le—

bensgluͤcks involviren kann — wie ſie leicht in einem

Alter , wo nur noch geringe Zurechnungsfoͤ —
higteit ift , rechtlich verfchuldet werden ? — Wie fanl

der Staat fofort an der möglichen Beſſerung oder mi

raliſchen Bildungsfaͤhigkeit eines Knaben verzweifeln
der einigen Muthwillen getrieben ? Grofe Hårten Ha

ben in dieſer Sphaͤre ſtattgefunden ; ihre Hintanhal⸗

tung fuͤr die Zukunft wird eine unſchaͤtzbare Wohlthal
ſeyn .

Der Geſetzesentwurf , indem er erlaubt , ſich zum

Univerſitaͤtsſtudium auch auf auslaͤndiſchen Mittelſchu⸗

len und durch Privatunterricht zu befaͤhigen , hal

allerdings jener Schul - Despotie bereits wirkſam g”

feuert . Sndefen — weil doh niht alle von folh

Eriaubnif Gebrauch zu macen im Stande find , un

weil die einmal erfahrene Mug fhliefung leicht eine MV

fel fårg ganze Finftige Leben bewirkt , mår der ang ”

deutete aus druͤckliche Zuſatz hoͤchſt wuͤnſchenswerth
Es werden uͤbrigens ſowohl dieſe vorgeſchlagenel

Zuſaͤtze als uͤberhaupt alle Artikel deg vorliegende

Geſetzesentwurfs nur alsdann und in dem Maaße be

friedigend , die Zweckerreichung verbuͤrgend ſeyn , wen '

und infofern auch jene Vorſchriften , auf welche a "

§. 6. ſich bezieht , dem Geiſt des Geſetzes gemaͤß und

mit den einzelnen Artikeln harmonirend gezeichnet werden
In das Detail ſolcher Vorſchriften —die ſelbſt Ñ

nigen Spielraum dem vernuͤnftigen Ermeſſen nach D
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Mannigfaltigke
ben muͤſſe
mern nich
der ſelben

heimgeſte

it der Verhaͤltniſſe und Umſtaͤnde frenge -
n — einzugehen , iſt der Beſtimmung der Kam —
t angemeſſen . Vertrauend mag die Zeichnung
Einer dem Lichte befreundeten Regierung ans

lt wirden :
Indem hiernach Ihre Commifſton durch meinen Mund

arauf antrågt , eine hohe Kammer moͤchte den ihr mit —
getheilten Geſetzesentwurf nach ſeinem vollen Inhalt —mit den vorgeſchlagenen kleinen Modificativnen uab Zu⸗låten etwa in ber hiernach neuentworfenen und diefemBericht angeſchloſſenen Faſſung annehmen „uͤberlaͤßt ſieſich dem freudigen Vorgefuͤhl des weit verbreiteten tief -gehenden Guten , welches die hergeſtellte Studienfrey —heit bewirken muß . Nicht nur wird der Staat durchdieſelbe die Gefahr einer erblichen Beamtenoligarchie

verſchwinden und die Pflanzſchule ſeiner Diene — aus⸗
nehmend veredelt ſehen — indem bey der frehen Con —
currenz nichts mittelmaßiges mehr ſich Luft machen , ſon⸗dern nur Vortrefflichkeit Bahn ſinden kann , und nichtnur wird durch die nunmehr freye Regſamkeit vielerſonſt unterdruͤkter Talente die Wiſſenſchaft kraͤftig be —
foͤrdert, und Badens laͤngſt hergebrachter Ruhm da=durch verherrlicht werden ; ſondern es werden auch tau —ſend und abermal tauſend Söhne und Båter das Ge -ſchenk dieſen Freyheit als eine ihnen — — WRDfahrene

unſchaͤtzbare Wohlthat empfinden , und dem Va —terland , welches ſte ihnen erwies , eine doppelte Liebeweihen , Dep Segen der Befreyung wird hier nichtſtehen bleiben . Das durch ſie aufflammende Licht derSifenfdaft wird fn allo Clafien des Volfs feinenelebenden Schimmer ſenden ; Gewerbe und Ackerbau ,Kunſt und Handel werden davon den wohlthaͤtigen Ein —
Miton, Sa eg wird dadurch , in zuſammenwirkung
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mit den uͤbrigen liberalen Inſtitutionen unſeres Vater —

landes auch die politiſche Erziehung des Volkes ge⸗

foͤrdert und die große Mehrheit deſſelben zu einem wah⸗
ren conſtitutionellen Buͤrgerleben fähig und

deſſelben wuͤrdig werden . Die auf ſolche Art taͤglich
ſich mehrende Maſſe von Einſicht und politiſcher Tugend

unter den verſchiedenen Claſſen der Geſellſchaft táft

uns vorausfehen , daß manche , bigher unenthbepriidhe

kuͤnſtliche Triebraͤder der Staatsmaſchine , daß insbe—⸗

ſondere das gegenwaͤrtig ſo koſtbare Heer von Staats⸗
beamten theils durch die erhoͤhte Befaͤhigung der Ge —

meinden zur Selbſtadminiſtration , theils durch die pe

mehrte Concurrenz tuͤchtiger Bewerber — welche all⸗
maͤhlich den Amtsſold vermindern , ja zum Theil die

bloße Amtsehre als Bezahlung gelten machen wird

kuͤnftig uͤberftuͤfſtg werden , oder unendlich wohlfeiler

zu erhalten ſeyn duͤrften . So tief gehend und weit ver —

breitet moͤgen die ſegensreichen Folgen einer einzigen

dem Recht und der Freyheit dargebrachten — Huldigund

ſeyn .

Hohe , hochzuverehrende Kammer ! Im Namen Ihret

Commiffion habe ich nunmehr gefprohen , eg fey mir yet

goͤnnt, noch ein einziges Wort in eigenem Namen zu reden

Die Studienfreyheit , welche uns in dem Geſetzes⸗

entwurf dargeboten wird , iſt nur eine aͤuſſere — ei⸗
ne andere kann auch der Staat auf directem Wege nid !

herſtellen — und dabey blos eine Lern - Freyheit , wel

che freylich nur in dem Maaße ſegensreich wirket ,

als auch jene der Lehre herrſcht . Doch dem Princi

dieſer letzten hat unſere erleuchtete Regierung vonjehel

durch die liberalſten Gefege , und nod ) erf in der allet

jůngften Beit durchBurådnahme der im Drang auf ”

ordentlicher Verhaͤltniſſe verordneten außerordentlichen

— A—⏑ ⏑⏑⏑⏑⏑ — — e T E A ra
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Beſchraͤnkungen, gehuldigt . Sie wird auch fuͤrder nie —
— mals eine groͤßere Beſchraͤnkung einfuͤhren oder dulden ,es als der Zuſammenhang der großen Verhaͤltniſſe Deutſch⸗e lands und Europa ’ g ihr als unabweisliches Geſetz aufsgl

A
dringt . Aber auch die innere Freyheit des Lehrens

e und Lernens, D. h. die Vefreyung deg Geiſtes auch vomugen i

-al geiſtigen Zwang ,die Pflege des Willens geiſtigtf rey zu ſeyn , die Abhaltung vergiftender Influenzen
rliche⸗ auf die eingeborne K raft des Geiſtes iſt wenigſtensinsbe er indireeten Einwirkung der Staatsgewalt mittaat ? nichten

entzogen , Was wuͤrde die aͤußere ErlaubnißF O oi lernen und zu lehren , die Aufhebung des buͤrgerli⸗—ie pet chen oder polizeylichen Zwanges nuͤtzen , wenn etwa eine
je al die Gemuͤther und dag Gewiſſen unmittelbar beherr —eil DA ſchende Moaͤcht dieGeſte dahin braͤchte , daß ſie licht⸗ird ſcheu wuͤrden , ja bald , durch kuͤnſtlich gepflegte Dun⸗
ffeile kelheit kraͤnkeind geworden , Das liht niht mehr gueroit Dei tragen vermòchten ?

—— Ich ſage nichts weiter . Aber wer wird verkennen ,digun daß es Lagen der Kirche und des Staates geben mag ,
worin die Bewahrung des Princips der Freyheit fuͤrSpre mepe alg ein nachkommendes Geſchlecht , worin der

nir 9 dauernde Sieg oder Fall der guten Gache von der Be —
reden bauptung oder Verlaſſung einer fruͤher genomme —

efetzes mi Stellung , eines fruͤher verkuͤndeten Grundſatzes— abhängen kann , und daß der Zuſammenhang der Um —
e mgl ſtaͤnde itie wir ſo eben in Anſehung der katholiſchen
t , wel Landeskirche mit banger Empfindung uns ſagen — leicht
wirken ſelbſt eine Perſoͤnlichkeit, einen ehrwuͤrdigen Namen ,
princi ? um welpen , nyun einmal die Freunde des Lichts ver —
njeh tranend uny licbend fich gefammelt haben , alg wahres
r ale Palladium der Seiftesfreyheit erfeinen
— iie geſicherten Geiſtesfreyh

liche "
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hi
Unterbeylage zu Ziffer 28 . w

Entwurf a

eineg Gefegeg úber die Gtudierfreyheil ne

§ I Do

Die Verordnungen vom I . uny 1810 , vom 24 Yum
1812 und Yom 27 December 1815 find hiemit aufgehobe

i €
—

ere l miKuͤnftig ſteht es jedem Inlaͤnder frey , ohne vorbe ” ii
gegangene Staats Erlaubniß zu ſtudieren , was und fic
mo er will .

di
§. 3.

— de
Jeder Inlaͤnder , der eine der beiden Landes - Un

laj
verfitåten beziehen und fich dadurch ein Rechtzur Yri ku
fung und zu den Mitteln der praktiſchen Befaͤhigun
erwerben will ( F. . ) , muß ſich , ehe er zum akadem
ſchen Buͤrgerrecht zugelaſſen werden darf , in den dafuͤ
geordneten Formen genuͤgend daruͤber ausweiſen , daf

S

er die erforderliche vorbereitende Befaͤhigung entwedel ne
auf oͤffentlichen Lehranſtalten des In - oder Auslande

na
oder durch Privatunterricht erlangt þat . Lu

Solche Inlaͤnder , die ſich von inlaͤndiſchen Lyceel
und Gymnaſien auf aus baͤndiſche Univerſitaͤten begebel Ch
wollen , muͤſſen von drefen Lehranſtalten auf gleiche Weiſ de
entlaſſen , und mit den Zeugniſſen uͤber hinreichende von de
bereitende Befaͤhigung verſehen werden , wie diejenige" eri
Inlaͤnder , welche ihre Studien auf den Landes - Unn epi
verſitaͤten fortſetzen wollen .

fp.
Solche Jnländer ; -die blog Privatunterricht geno

fen Habes , und fich atf eine auslaͤndiſche Un iverſile
begeben wollen , muͤſſen fich bey einer inlaͤndiſchen mitt ta
leren Lehranſtalt pruͤfen laſſen , und von da aug mil feh
den Zeugniſſen uͤber hinreichende vorbereitende Befe

—ANa , a hon DE . PENSE GS
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higung verſehen werden . Daſſelbe gilt von ſolchen ,welche von einer auslaͤndiſchen Mittelſchule auf eine
Auslaͤndiſche Univerſitaͤt ſich begeben wollen ; nur daß hieryheil nach Umſtaͤnden eine Dispenſation eintreten , und ſonach
das Zeugniß der auslaͤndiſchen Mittelſchule genuͤgen kann .

4 Yum
—

ehoben Wer ohne die Abſicht , dem Staatsdienſt , oder ei —
ner eigentlich wiſſenſchaftlichen Laufbahn ſich zu wid —

vorpe ” men , blog bu Zweden der Selbſtvervollkommnung oder
He veredelter buͤrgerlichen Taͤtigkeit , einzelne Lehrfaͤcher

ſich anzueignen wuͤnſcht , hat zwar den freyen Zutritt indieHoͤrſaͤle , ohne an die Bedingungen des 6. 3. gebun⸗
- un * zu ſeyn , jedoch unter Beobachtung der fuͤr die Zu —

e aſſung akademiſcher Gaͤſte bereits beſtehenden oderE
uͤnftig zu erlaſſenden Vorſchriften .pigum

5ademi
— — — —

—
—

— A
eder das akademiſche noch das Privatſtudium giebt

daf kuͤnftig einen Anſpruch auf Anſtellung im Staatsdienſt .
— Die jungen Theologen beider chriſtlichen Confe ſſio⸗
tanod

nen erwerben einen ſolchen Anſpruch erſt durch die Auf —
nahme in die Candidaten - Liſten oder durch die Erthei —lung des Tafeltitels .

Epcot! Junge X ;
t degeb Chirde

ge
' echtsgelebrte, Cameraliſten , Aerzte un

Weil k
gen fönnenerfi alsdann , wenn fic nach vollenden -

de pol J —
Studien eine Pruͤfung mit gutem Erfolg beftan.

enige! an fih darauf die
gehoͤrigepraktiſche Befaͤhigung

3 -tinii DE N haben, eine Anſtellung im Dienſte des Staats
en , ohne jedoch auch alsdann einen poſttiven An —

senol
PYS. darauf zu baben .

erfitt S: 6:

y mit ” tat
ei Prüfung , und wenn fie ein genùgendeg Reful -

g mil — hat , die Zulaſſung zu den Mitteln prakti —AR
seft efåhigung fann feinem verfagt werden , der :



—
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a) das in dem 6. 3. Vorgeſchriebene erfuͤllt hal—

b) ſich in gehoͤriger Form uͤber die Vollendung

ſeiner akademiſchen Studien auszuweiſen vermag

Ein beſtimmtes Recht , die Zulaſſung zum Eramet ab
und zü den Mitteln praftifher Befaͤhigung zu perlan

gen , fteht Denen niht au , welche die hoͤhern Lehranſtal⸗
ten blos als Gaͤſte ( F. . ) beſucht haben .

E

Durch beſondere Verordnungen , infofern die bif ’

þer beftandenen nun nicht mehr gengen , folen feftge :

ſetzt werden : J

a) Die Vorſchriften uͤber die zum Beſuch der Un S

verſttaͤten bey Inlaͤndern erforderliche Vorbereitung und

Befaͤhigung , und die daruͤber beyzubringenden Nach —

weiſungen .

b) Die Borfchriften iber fie Prüfungen der jun Ka

gen Theologen beider chriſtlichen Confeſſtonen , uͤber þei

ihre Aufnahme in die Candidaten - ifen und die Er Fuͤ
theilung des Tafeltitels . au

c ) Die Yorfriften und die Pråfungen jinge — ten

Rechtsgelehrten , und uͤber die Zulaſſung derſelben zut ſch

praktiſchen Befaͤhigung und zur Advocatur

d ) Die Vorſchriften uͤber die Pruͤfungen jungee Sı

Cameraliſten und die Zulaſſung derſelben zur prakti⸗ Ka

ſchen Befaͤhigung .

e) Die Vorſchriften úber die Prüfungen junge
Aerzte und Chirurgen , und die Ertheilung der Erlaub⸗
niß zur aͤrztlichen und wundaͤrztlichen Prarig an di ”

ſelben .

668
Muh auf Gymnaſien und Lyceen ſoll keinem , wel⸗

cher ſich uͤber den Beſitz der noͤthigen Vorkenntniſſe au ”

i A S R a a a N E E
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Fuͤnfte Sitzung vom to . April . 80
weiſt, die Aufnahme verſagt , und es ſollen die fuͤr dieſeMittelſchulen befehenden Disciplinar - Berordnungenmit dem Geifte deg gegenwaͤrtigen Geſetzes in Einklanggeſetzt , die demſelben widerſprechenden Vorſchriftenaber als aufgehoben bettachtet werden .

Beylage Ziffer 29.

—— Gnaden ,Broßherzog zu Baden , Herzog zu Zaͤhrin —gen ; Landgraf von Nellenburg , Graf zualem , Petergshaufen und Hanau u. f. w.

— — ——

Auf den an Uns gelangten Wunſch der Erſten
mer Unſerer getreuen Staͤnde , wegen der Abweſen⸗

it
ihres Praͤſtdenten und erſten Vicepraͤſidenten , eine

uͤrſorge zu treffen , wollen Wir derſelben abermals

Kam
heit

Asnahmsweiſe geſtatten , einen weitern Vicepraͤſiden —ten ſelbſt zu erwaͤhlen und Uns zur Beſtaͤtigung in Boraſchlag zu bringen .

a
Bir beauftragen Unſern Regierungs Commiſſaͤr

ANAIS- Rath v. Gulat , Vorſtehendes der ErſtenKammer Unſerer getreuen Staͤnde zu eroͤffnen.
eben, Carlsruhe , den 9. April 1822 .

Ludwig

Geg

xat . Berſtett .

Auf Befehl Sr . Koͤniglichen Hoheit
Weiß .



— —

* * *

Sechſte Sitzung .

Karlsruhe , den 15 : April 1822

Gegenwärtig

die bisher erſchienenen Mitglieder mit AUsnahme
Sr . Hoheit des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herm

Markgrafen Wilhelm zu Baden .

Weiter anweſend
der Herr Regierungscommiſſaͤr , geheime Referendaͤt

. Liebenſtein .

Unter dem Vorſitz des zweyten Vicepraͤſidenten
Staatsraths Frhrn . v. Baden .

Das Protokoll der fuͤnften Sitzung wurde ver —

tlefen und genehmigt .
Die Tagesordnung fåhrte hierauf zur Digou

fion deg Gefeged - Entwurfs ibers die Studie

freyheit .
Zuvoͤrderſt erklaͤrte der Herr Regierungs — Commiſ⸗

får , geheime Referendár v. Liebenftein : Er fey

maͤchtigt zu erklaͤren , daß die Regierung zu Den fåmnië
lichen von der Commiſſion in Antrag gebrachten Zuf¥

tzen ihre Zuſtimmung ertheile .
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Der Landoberjaͤgermeiſter v. Kettner hielt hierauf
folgenden ſchon in der vorigen Sitzung angekuͤndigten
Vortrag :

Eine Unpaͤßlichkeit , welche mich ſchon einige Tagean das Bett gefeſſelt hat , laͤßt mich wegen der Unvoll —
kommenheit der Bemerkungen , die ich der Kammer vor⸗

zulegen die Ehre habe , Verzeihung hoffen . Ich wuͤrde
meinen Vortrag unter dieſen Umſtaͤnden abgeleſen
haben , wenn mich nicht die dem Reglement ſchuldige

Achtung abgehalten bätte ,

' Wenn ich mir nun in Beziehung auf das Allge⸗
meine des vorliegenden Geſetzes - Entwurfs , obwohl

TS
hieruͤber die Anſichten und Wuͤnſche der beiden Kam —⸗

Serri tern von dem letzten Landtage her ausgedruͤckt ſind ,
noch einige Bemerkungen erlaube , ſo geſchieht dieſes ge —
wiß nicht in der Abſicht , einen Faden mit in das Ges

caol webe des duͤſtern Schlehers einzulegen , der den Licht -
ſtrahl decken ſoll , welcher dem Zeitgeiſt vorleuchtet , ſon⸗

ern ich gedenke allein die Pflicht zu erfuͤllen , von der
ie freymuͤthige Sprache innigſter Ueberzeugung in Ans

ſpruch genommen iſt ; ſo ungewiß und zweifelhaft auchente fir ben
Segenmårtigen Fall der Erfolg feyn mag , vendie Weisheit dieſer hoͤchſtvyerehrten Kammer einer Mei —

ver MMS geben wird , mwelhe mit : der bisherigen Anſicht
Ihrer Maſoritaͤt in Widerſpruch zu ſtehen ſcheint

igel Rag dieſen Bemerkungen gehe ich zur Sache ſelbſt
piem ,

Worin liegt die Grund - Urſache —ſo erlaube ich
mmif — zu fragen daß ſich in unſerm allgemeinen deut -

ep e ” — Vaterlande die Klage uͤber den erſchoͤpften Zu —
aͤmml⸗ and vieler Claſſen der Staatsbuͤrger erhebt , und daß* die E e z xguff — auch in unſerm badiſchen beſondern Vater —

mit erhoben , bey allen vaͤterlichen Bemuͤhungen
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eines weiſen Regenten und einer , mit ihm zu des La

deS Wohl auf . dag innigfte verbundenen Volfsverti ”

tung , noch nicht au ftilfen war ?

Dieſe Frage iſt durch die Rede Sr . Koͤniglichen H”

beit des Großherzogs bey Eroͤffnung des gegenwaͤrtigel
Landtags ſo wie zum Theil durch jene Rede geloͤſt, wel⸗
he wir von dem Hen . Gtaatgminifter Erhrn . v. Ber

ftett bey der naͤmlichen Veranlaſſung gehoͤrt haben

Hiernach liegt der allgemeine Grund der beklagteh
Uebel in dem vieljaͤhrigen Kriegs zuſtande, den die hartt

Geiſel uͤber Europa ſchwang , in einem Zuſtande , au

welchem fch ale einzelnen Uebel entwideften und ve

zmweigten , woran wir gelitten haben und noch feiden .

Unter Den aug dem Krieggauftande von einer Gener ”

tion auf eine zweyte ſchon uͤbergegangenen ungluͤch

lichen Erbtheilen iſt die Entruͤckung des alten Stand

punetes , der das buͤrgerliche Leben und alle buͤrgerlichel

Verhaͤltniſſe zuſammenhielt , hauptſaͤchlich zu beklagen

alleg , was dieſen Standpunet befeſtigte , iſt aus ſeine

Fugen gewichen , und ſtatt der ſtillen Zufriedenheit , weh

che in maͤßigen Erwerbszweigen das Familiengluͤck be—

gruͤndete , iſt weit uͤber die alten Grenzen hinaus eil

unermeßlicher Kreis geoͤffnet , in welchem ſich die Men

ſchen mit ihren Ideen , Hoffnungen und Wuͤnſchen un

ſtaͤt herumtreiben . Dem durchaus veraͤnderten Zuſtand!
in dem Weſen des buͤrgerlichen Lebens haben ſich , ali
Gefolge , die Unzufriedenheit mit den wirklichen , da

Ringen nach hoͤhern Gluͤcksumſtaͤnden und nach bequeme⸗
rer oder der bequemſten Lebensweiſe , angereiht , wh

hem Gefolge der Brendfpiegel gelungener Gluͤcksbe
ſpiele zum Panier dient . Aus dieſem Zuſtande geht die
Aufloſung des vor dem Kriege wohlthaͤtig befanden
richtigen Verhaͤltniſſes zwiſchen den producirenden un?
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sg ga conſumirenden Claſſen der Staatsbuͤrger hervor , ein

perti ” Hetet, welches vielleicht ſch werer zu heiten i ſt ,als die von dem Krieg unmittelbar geſchlagenen Wun —⸗

en 9o —* und welches die Welt mit mehr Drang falen be⸗

artigen J alg die eiferne Hand deg Wehrſtandes in dem

ſt , web
ſtern Mittelalter iber den Naͤhrſtand brachte

- D
Diefe bobe Rammer fennt nur allzugut die Verhaͤlt —

haben mſſe, welche die Wahrheit desjenigen beſtaͤtigen , wasklagten ich hier vorzutragen die Ehre gehabt habe ; ſte weiß , wieepot febr fig die Zahl Derer angehåuft hat , welche auf Ro -
a J fen dep producirenden und erwerbenden Volksclaſſend vel theilg leben wollen , theilg wirklich leben . Ihr iſt nichtiden : unbekannt , welches Heer von Incipienten und Schrei —
Senerti bern das Land uͤberzieht , bey tauſend und tauſend Ge —
ingluͤch legenheiten den armen Landmann mit der Feder haͤrter
Stand alg de Steuerexequent mit dem Dorfſpieße in An —
erlichck ſpruch nimmt ; der Ruf der Volksſtimme , die ſich hier —klagen — uͤber beklagt , iſt gewiß ſchon zu ihr gedrungen . Sie
3 fein fennt den unmaͤßigen Andrang zu dem Studium der ſo⸗
it , wel genannten Brodwiſſenſchaften , durch welches ſich unend⸗
lid W lich vieleHande dem Gewerbs - und Productions - Fleißaug eil entziehen , nicht aus Durſt zu den Wiſſenſchaften ſelbſt ,EME ſondern in der Abſicht , von ſolchen dereinſt leben zuhen un wollen .

uſtand!
Di : ;p , ol

Aa
tefe bobe Rammer wird ferner das Mißverhaͤlt —

t ; dai
n

welches ſchon zwiſchen der großen Zahl von
quem —— um Stagatsdienſte und den Stellen beſteht ,

we
òi

9E fih nah dem gewöhnlichen Lauf der Dinge erles

—9 konnen und die Nachtheile duͤrften Ihrer hohen
septal epsa amfeit nicht entgangen feyn , welehe die Ungu

nden
y enheit derjenigen hervorbringt , die unter ſolchen

en u anden
nothwendiger Weiſe durchfallen müſſen .
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Diefem allem habe idh nur noch beyzufuͤgen , daf

man bey unbefangener Wårdigung der Sache den Durd ”

fallenden meder ihre eigene Ungzufriedenpeit , noch die
Tendenz andere zum Mißvergnuͤgen aufzureizen , verden⸗

ken koͤnne , indem ſie ihr Vermoͤgen zu ihrer wiſſenſchaft⸗

lichen Bildung fruchtlos aufgeopfert , und in den theuer —

fien Hoffnungen betrogen , fich oft dahin reducirt ſehen ,

in den Orten ihres Aufenthaltes das verderbliche Win

kel⸗Advocaten - Handwerk zu ergreifen .

Habe ich mih in meinen geſammten Vorausſetzun⸗

gen nicht geirrt , und if diefer hohen Kammer aies f

befannt , wie ich es geſagt habe , beſteht ſohin

Erſtens : in dem veraͤnderten allgemeinen Stand⸗

punete der buͤrgerlichen Lebens - Verhaͤltniſſe ein wirkli⸗

ches Uebel , und hat dieſes

Zweytens : ein anderes Uebel in dem großen Miß

verhaͤltniſſe zweyer Stånde zur Folge , móvon der eine pro

ducirt , der andere conſumirt , oder deutlicher gu fagei
der eine zugeben , der anderezu nehmen hat ; ift endlid

Drittens : die Ueberzahl der vorhandenen Be —

werber zu Staatsdienſtenl außer allem Gleichgewicht mit

Den disponibel werdenden Stellen , und erhebt fich dew

nach jegt fchon die allgemeine Stimme gegen Dag Proto

folliren , Receffiren , Ynyentirene . fo wird dDieNothwen

digkeit , dieſen Uebeln abzuhelfen , nicht zu laͤugnen ſeym
Die allgemeine Studierfreyheit hilft aber keinen

dieſer Uebel ab , ſie gewaͤhrt vielmehr fuͤr ſolche zun
Theil neuen Nahrungsſtoff , dagegen ift aber auch nidi
in Abrede zu felen , daf diefe Freyheit die Mugspiloung

deg Geifted befórdere und dem Princip der Gleichhei
aller Staͤnde angemeſſen , als ein koͤſtliches Geſchenk ei⸗

ner liberalen Regierung anzufehen fey ; ungeachtet di ”

feg Anerfenntnifes fann ich mich aber dennoch nicht danar

uͤb
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uͤber e: —

alana ſder jetzt nach allen in meinem Vortrage

— — = kEigenheiten und Zeit - Reſultaten

J — lick gekommen fey , in welchem ein fol -

— — — entſchiedenem Nutzen ſeyn koͤnne .

—* * die Verhaͤltniſſe , welche uͤberhaupt

Si Mit, ar * Angelegenheit liegen , von ſol —

— —
dennoch zu wuͤnſchen iſt , der Geſe⸗

— a aur Gefegegfraft gelangen .

— " a Aufgabe, zweckmaͤßige Vorſchlaͤge

eaj -

che auf eine indirecte Weife LUebeln ents

verhältnis
et find , die dae Geſetz ſelbſt nach den Zeit —⸗

welde — ſich traͤgt . Bey allen Bedingungen ,

xa — Geſes ſelbſt aufnehmen wollte , ſtoͤßt

iras — —
auf Inconvenienzen und Anomalien ,

ia * —

nur ein einziger offener Ausweg darin ,

—
2 . des Geſetzes ein einziges Wort bey⸗

pa daſſelbe daher ſo gefaßt werde :

aaar ſteht es frey , die akademiſchen

kita ——
zu ergreifen, und fich die hierzu nõ -

B MR wann und wo er will , eigen

Ñi s

— wuͤrde nun das Studium ſolcher Wiſſen⸗

kie
he allein den Geiſt anſprechen , voͤllig

— — — na nur die Ergreifung ſolcher Faͤcher

wii Ba o enum unterliegen , welche nicht

tehnifó kts
ftlich , ſondern gemiſcht wiſſenſchaftlich ,

— “ —— ſind, und es wuͤrde ſich ein

—* ia soss
Bortheil darin zeigen , daf die Subjecte

weg * — — durchfallen , noch den Aus⸗

ai

en weitern Raum des Schreiberey⸗

ie

—— i des Geſetzes⸗Entwurfs umfaſſen⸗

zuvoͤrderſt Veranlaſſung , die Frage von

—

——
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der Zu aͤſſigkeit der Studierfreyheit im Allgemeinen yof

mehrern Seiten zu beleuchten .
"i

Gehe v. Berkheim : Der Geſetz - Entwurf faf!
hauptſaͤchlich die Befaͤhigung zu Staatsdienſten mitteli
des Studierens auf Univerſitaͤten ins Auge . Er permi
dert eher die Gefahr , daß eine zu große Anzahl jung!
Leute die Univerſttaͤten beſuchen koͤnnte , um ſich fú

die Anſtellung im Staatsdienſte zu bilden , als daß o

dieſe Gefahr vergroͤßerte . Denn er ſpricht ſelbſt denl

ein Recht auf Anſtellung ab , welche Yie geordnet
Pruͤfungen gehoͤrig beſtanden haben . Uebrigens iſt J

erwarten , daß ſich das Gleichgewicht zwiſchen der Zah
derer , welche ſich zu Staatsdienſten melden , und d

Zahl derer , die Anſtellung erhalten koͤnnen , nach un

nach von ſelbſt herſtellen werde .

Frhr . v. Tuͤrkhe im : Es laͤßt ſich nicht verkenne
daß in dem Vortrag des Hrn . Landoberjaͤgermeiſter
v . Kettner ſehr viel Wapres liegt : ES if Tp
ſache , welche keiner nochmaligen weitlaͤufigen Ausfuͤh

rung bedarf , daß gegenwaͤrtig allgemein ein unverhaͤl
nißmaͤßiges Hinaufdringen aug den producirenden ctl
fen , in die höheren , eine gelehrte Bildung erforderndel
Berufsclaſſen fuͤhlbar wird . Den Grund dayon mi

man nicht in dem Mißverhaͤltniß zwiſchen Productiel
und Abſatz und daher ruͤhrender Verlegenheit und Uebel

zahl der Producenten ſuchen wollen , denn dieſes gan
wenigſtens in einem Ackerbau treibenden Llanrde nur vo

uͤbergehend ſeyn , und muß ſich in jedem Falle puri
Wiedereroͤffnung augenblicklich ſtockender Ausfuhr ooh

Vermehrung der Bevoͤlkerung bald wieder ausgleiche
Der wahre Grund dieſer Erſcheinung liegt vielmeh
tiefer in einer Durch alle Bolfgilafen verbreiteten Y"

genügfamfcit , Steigerung der Bedirfnife und der W
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ſpruͤche. Unter fuͤnf Soͤhnen von Landleuten z. B . welcheſich dem gelehrten Studium widmen wollen , iſt vielleichtkaum einer , welchen dieWiſſen ſchaft ſelbſt anzieht , die uͤbri⸗
gen ſtreben nur nach einem Berufsſtand , welcher ſieder

koͤrperlichen Arbeit , der einzigen , welche ſie in An —
ſchlag zu bringen vermoͤgen , — und der Nahrungsſordn

entheben/ ſie in eine dußerlich hoͤher geſchaͤtzte Claſſe
verſetzen ſoſl

Der Nachtheil , welcher aus die ſem allzuſtarken Ein⸗
dringen in den gelehrten Stand entſpringt , beſteht erſt⸗ich in der unverhaͤltmaͤßig großen Menge von Indivi —⸗duen, welche aus dem Studium ihren Lebensunter⸗

alt gewinnen wollen , und wovon dann ein großer Theil
ey der Unmoͤglichkeit , ſolchen in oͤffentlichen Aemtern

zu finden, auf Abwege geraͤth , ſeine Speculationen dn
allen Privat - und öffentlichen Verhaͤltniſſen verſucht ,

und die buͤrgerliche Geſellſchaft dadurch in eine nicht
wohlthaͤtige Bewegung ſetzt ; ſodann auch darin , daßdieſe Studierſucht ſo viele ergreift , welchen die Mit —
tet zur gruͤndlichen Vorbereitung durchaus abgehen ,und welche daper nur Stuͤmper bleiben .

Was kann und darf aber nun der Staat thun , um
dieſem Uebel entgegenzuwirken ? Daß es nicht recht ſey ,gend einem Menſchen in dem Streben nach wiſſen⸗fbaftliher Nis6bifong in den Weg zu treten , und dağauch die

oͤffentlichen Schulen , welche als Staats - An —falten bep der Gleichheit der Rechte Geſammtgut aller

Staatsangehorigen ſind , keiner Claſſe derſelben und
auch keinem Einzelnen , ſo lange er die Mitſchuͤler nicht
tòrt, verſchloſſen werden duͤrfen , daruͤber war ſchon vor
drei Jahren unter ung nur eine Gtimme . Defenunge -achtet ließe ſich zwar im Allgemeinen der fernere Vorbe⸗

einer beſondern Staatserlaubniß fuͤr gewiſſe Be —
Vrotokolle⸗ der Erſten Kammer . —
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rufsfaͤcher rechtfertigen , welche blos eine Aufmunlte
lùr

rung in Ergreifung derfelben - und eine Hoffnung tånft —
ger Anſtellung gewåhren , und diejenigen , welchen fie ve ”

e

fagt wird , abforeden foll , ohne ihnen darum die Shil Sa
zu verſchließen ; allein dadurch wuͤrde beſonders bey de' ns
Gebrechen in der Anwendung dem . Uebel eines unte ” Be
haͤltnißmaͤßigen Eindringens , zu vieler und zumal nich
gehoͤrig ausgebildeter Individuen in den Gelehrtenſtand *
doch bey weitem nicht ſo wirkſam vorgebeugt , als burd i

fivenge Borforiften iber die zum Eintritt und zur Bo” —
ruͤckung in die verſchiedenen Studierclaſſen erforderlich ~
Vorbereitung und Vefåhigung . Auf dieſem letztern We9
wird von ſelbſt und beſſer als durch die zur bisherigel in
Staatgerlaubnif verlangte Ausweiſe uͤber Vermoͤgen e
dDafůr geforgt , daf diejenigen , welchen die Mittet zu

Ü i
nem gruͤndlichen Studium abgehen , und welche nid *
durch beſondere Faͤhigkeiten ſolche aͤußere Hinderniſ

*

úberwinden , vom Gtudicren abgehalten werden ; dI n
trifft ohne Willkuͤhr und ohne eine mit der verfajung ”

u

mápigen Gleichheit niht mehr vereinbarliche grófere € ” S
b fhmwerung fùr gewife Clafen , gerade die , Deren Hoha i

tung aus Ruͤckſichten fuͤr das Allgemeine zu wuͤnſchen iſ

Nach dem vorliegenden GefegEntwurf wird nun “ J
dieſer Hinſicht hinreichende Vorſorge getroffen , bey wel =
cher man fich ohneBedenfen beruhigen fann , menn , wmo”

J
auf alles ankommt , die im letzten Paragraph deſſelbe!
vorbehaltenen Vorſchriften uͤber die vorzunehmenden pw
fingen Dem Zmed der Hierin nothwendigen Strenge en

di
ſprechen , und feine halbe Maafregeln getroffen merd

n

Dann fann der indem Geif und in dem Bedårfnifunfe
Beit liegende Grundfag ing Leben treten ! feine Befehrá d

i Eung der Lernfreyheit , móglichfte Beförderung der ali À
i meinen wiſſenſchaftlichen Bildung , mit mõglihfrer abl :

E EENAA EE E g A RA
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fuͤr alle Claſſen gleichgeltenden Erſchwerung des die Be —
rufsſtaͤnde zu ſehr und mit halbgebildeten , aͤberfuͤllen —

en Studierens .
v. Rotteck : Ich haͤtte wohl , als Berichtserſtatter
Commiſſion , der Erſte das Wort erbitten ſollen , um

en GefesesEntwurf gegen die Dagegen aufgewortfènen
edenlichEeiten zu vertheidigén ; allein ich unterlief $,weil mir fofórt - nicht Elar ward - gegên welchen Theiloder welche Seite des Geſetz⸗ Vorſchlages der Angriff

eigentlich gerichtet ſey . Man koͤnnte die Wahrheit allervorgetragenen Bemerkungen uͤber das Mißverhaͤltniß
er Conſumenten zu den Producenten , und uͤber die bo —ͤ

ſen Folgen deſſelben anerkennen , ohne die Ueberzeugungvon der Guͤte unſeres Geſetz Vorſchlages zu verlieren⸗denn es iſt klar , daß einerſeits jenes angebliche Mifs
verhaͤltniß nicht von der Studierfreyheit herkommenkann da dieſe ja bisher nicht beſtund — anderſeits
aber wohl durch andere Mittel geheilt werden mag , als

urch Beſchraͤnkung ſolcher Frehheit . Auf keinen galwenigſtens fol oder fann es geheilt werden durch diefe
Veſchraͤnkung denn dieſelbe waͤre — nach dem von dem

verehrten Herrn Proponenten ſelbſt anerkannten Prin⸗cip —unger echt , alſo verwerflich . Was in der Sphaͤ⸗te deS atap emifhen Studiums gilt , das giff in

allen andern Sphaͤren deſſelben , und von allen Staats —
nſtatten zum Unterricht Ueberall erſcheint es un —

gerecht , eide unzuverlaͤßige Bevormundung der theils
Felbſt Verſtandigen, theils mit natuͤrlichen Vormuͤn —

dern bereits Verfehenen anzuordnenz es erſcheint unge —
ebt , die Einen von einer naturgemaͤß allen zuſte

enden Befugniß , darum auszuſchließen , damit Hn

dere davon keinen Ihnen nachtheiligen Gebrauch ma⸗den , oder damit dieſe Anderen einen deſto vortheil —

der

d
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hafteren , weil ausſchlieſſenden Gebrauch davon zu ma

hen im Gtande feyen ; oder endlich um irgend eine

gemeinen Bortheil zu bewirfen , oder einen gemein

Nachtheil abzuåndern ; denn auch dag Legte darf nih !

anders geſchehen , als durch gleichmaͤßige Beſchraͤnkunh

Aller , daher jedes Vorbeugungsmittel , welches nut

von einem Theil der Geſellſchaft Opfer verlangt , ſich
als durchaus verwerflich darſtellt .

Alle dieſe koſtbaren Saͤtze des natuͤrlichen Staat ”

rechts ſind durch unfere Conſtitution noch poſitiv bekraͤß⸗

tigt , daher eine weitere Ausfuͤhrung uͤberfluͤſſtg. Ich

kann mich alſo nicht anders , als gegen die vorgeſchla⸗

gene Beſchraͤnkung der Freyheit auf das aka dem iſché
Studium erklaͤren ; weil der Geiſt und Zweck unſeres
GeſetzEntwurfes , ſo wie die Wuͤnſche und Forderung ”

der Kammern , nicht nur das akademiſche , ſondern jed ef

Studium umfafen , und weil font Lyceen und Gyn

nafien , dann auch einzelne in den afademifhen Cur ?

vielleicht nicht einverleibte Gtudien , wie 3. B . Fork

wiſſenſchaft , von der Befreyung ausgelaſſen bleibeß

wuͤrden .

Zur Beſchwichtigung der Beſorgniß uͤber allzugroßel

Andrang zum Studium uͤberhaupt , oder zur Schreibe⸗

rey insbeſondere , duͤrfte indeſſen genuͤgen , des allge —

meinen , auf die Natur des menſchlichen Willens ge—

gruͤndeten , Geſetzes der Concurrenz zu gedenken . M

allen Sphaͤren der buͤrgerlichen Thaͤtigkeit , alſo auch

in jener der Widmung zum Staatsdienſt , wird — wo

nicht einſeitige Sperre , den natuͤrlichen Gang des Gan

zen hemmt —nie lange Ueberfuͤllung ſeyn .

Die Erfahrung von der Gehwierigëeit , in eint !

Sphaͤre ſein Fortfommen gu erreichen , hållt von
der
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Wahl ſolcher Sphaͤre ab , und fuͤhrt andern Sphaͤren
zu , was in jener zu viel waͤre . Selbſt die beſondern

eot unsgrunde zum gelehrten Stande — deren der

oere Proponent gedachte — fönnen in einer Beit , wo
aih die

Semeinbůrgerlihen Gewerbe der ihnen gebåh -
renden gleichen Achtung genießen , und die natuͤrliche

——— der Menfhen nah perfónliher

— die conventionelle der Staͤ n de mehr und
ehr verdraͤngt , wenig wirkſam mehr ſeyn .

Es
werden zwar auch Buͤrger ſtudieren zur Selbſt⸗

vollkommnung , aber ſie werden nicht noͤthig haben ,

di
zum Staatsdienſte zu draͤngen , um zu den edlern

aſſen der Geſellſchaft zu gehoͤren .

ver

Der RegierungsCommiſſaͤr geh . Referendair v. Lices
enſtein eroͤrtert zuvoͤrderſt , daß bey der Abfaſſung

is Gefeges, wodurch die natuͤrliche Freyheit des Stu —

J — wiederhergeſtellt werden ſolle , keine Ruͤckſicht
baai beſondern Verhaͤltniſſe des ſogenannten Schrei⸗

— genommen worden ſey , noch habe genommen

t

n koͤnnen. Der Gegenſtand des Geſetzes ſeye der

——— ohne Unterſchied oder Einſchraͤnkung zu

den — Genuß der hoͤhern Lehranſtalten. Wer ſich

— widmen wolle , der ergreife ein be⸗
feinen Ii ach. Fuͤr die Zulaſſung zu dieſem Fache in

erdnun ſhiedenen Graden beſtuͤnden beſondereVer⸗

——— welche vorſchrieben , welche vorbereitende
— nS und andere Eigenſchaften ein Juͤngling

* — der ſich dieſem Fache widmen
wolle . Es

Ondern — die Abſicht der Regierung , daß diefe bez
—— orſchriften durch das Geſeß dber die Studiet -

tikia aufgehoben oder abgeaͤndert werden ſollten . So
he nicht ausdrücklich zuruck genommen wuͤrden ,
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beſtuͤnden ſie unveraͤndert fort . Nach der PrivatAnſicht
des Redners ſollen dieſe Vorſchriften eher geſchaͤrft als

gemindert werden .

Hierauf fuhr der RegierungsCommiſſaͤr fort : Wenn

es mir erlaubt iſt , in dieſer Verſammlung eine per —

ſoͤnliche Meinung zu aͤuſſern , ſo will ich zu den Bemer

kungen zweyer verehrter Redner , uͤber die Urſachen ddes
gegenwaͤrtigen , wie man glaubt , unverhaͤltnißmaͤßiß

ſtarken Andrangs zum Studieren , einige ergaͤnzende
vielleicht auch berichtigende Worte hinzufuͤgen .

Beide Redner ſinden die Urſache dieſer Erſcheinund

blos Ailein in einer unruhigen Ungenuͤgſamkeit , —
die meiſten Gemuͤther in die ſer Zeit ergriffen Habe ,

Í

dem allgemeinen Streben der Niedern und en

fich aug einer ihnen unbehaglichen Lage in eine hoͤhert
Sphaͤre des Lebens hinaufzuſchwingen .

Indem ich dieſe Thatfache wenigſtens zum gheil
als begruͤndet anerkenne , fehe idh nod drep andert

nicht minder måchtig wirkende Urſachen jener Er ſchei⸗
nung . Sie ſind

Erſtens : Die taͤglich ſteigende Bevoͤlkerung uͤbel

haupt . Nicht nur die Schuͤler der Wiſſenſchaften ſin

jetzt in groͤßerer Anzahl vorhanden , als ehemals . Bey
allen Gewerben ao VefHäftigungen deg - Lebeng zeig!
ſich dieſelbe Erſcheinung .

Es giebt auch mehr Ackerbauer , mehr Handwerkel

mehr Handelstente , als fon . Unter afen Stånd

Hört man tåglich Klagen úber teberfegung .

Zweytens : Eine fernere Urſache des gegenwart⸗
Andrangs zu dem Studium der Wiſſenſchaften iſt di

allgemeine Stockung Des Handels .
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Frank war der Sohn eines armen Landmanns zu
Rothalben , in der damals unter Markgraͤflich Badiſcher
Hoheit ſtehenden Herrfchaft Grevenmachern im Was —⸗

gau . Die beſchraͤnkten Mittel ſeines Vaters konnten

ihm in den fruͤhern Jahren ſeiner Jugend nur hoͤchſt
mangelhaften Unterricht verſchaffen .

Ein Zufall fuͤhrte ihn in die Lehr - Anſtalt der Piari⸗
ſten zu Raſtatt . Dieß war der erſte Schritt in der

langen und glaͤnzenden Laufbahn ſeines wiſſenſchaftlichen
Lebens . Waͤre Frank , ſtatt um die Mitte des achtzehn⸗
ten , zu Anfang des neunzehnten Jahrhunderts im Groß⸗
herzogthum Baden gebohren worden , ſo haͤtte er die

Arzney - Wiſſenſchaft nicht ſtudiren duͤrfen . Auf ſein
Anmelden wuͤrde ihm die Behoͤrde nach der Vorſchrift
der beſtehenden Verordnungen geantwortet haben : Er

ſolle , wie ſein Vater , ein Bauer werden , oder irgend
ein Handwerk lernen .

Frhr . v. Weſſenberg : Der vorliegende Geſetz⸗
Entwurf iſt nur die Entwicklung eines Grundſatzes un⸗

ſerer Conſtitution . Allerdings iſt der Andrang zum
Staatsdienſt groß , aber unſer Geſetzvorſchlag vermins
dert dieſen Andrang , anſtatt ihn zu vermehren , denn
er macht die Rechtsfaͤhigkeit zu Staatsdienſten von ſtren⸗
gen Pruͤfungen abhaͤngig ; auch duͤrfte die Grundurſache
jenes groͤßern Andranges weder durch die Verſtattung der

Studierfreyheit unmittelbar vermehrt , noch durch die Ver⸗

ſagung dieſer Freyheit unmittelbar vermindert werden .
Die Haupturſache iſt wohl in der mangelhaften Organi⸗

ſation der Staatsverwaltung in Beziehung auf Staats⸗
aͤmter und ihre Beſetzung zu ſuchen , wenn ich auch Be⸗
denken trage , daruͤber hier ins Einzelne einzugehen , da

ſich die Sache mehr zu einer eigenen Motion zu eignen
ſcheint.
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Sod

— —
gab der Vortrag des Herrn Landoberjaͤger⸗

Kettner insbeſondere Veranlaſſung zu
mehreren das Schrei

mian
S Shreibereymefen betreffenden Meujfe -

Me ;

ai nania famen darin úberein , daf diefes

—2 — Gebrechen , und die Abhuͤlfe deſ —

barkeit e Beduͤrfniß ſey . Ueber die Anwend —

ſich der ii Geſetz · Vorſchlages auf dag Redt ,
ibere

i i

Redner wie 5
zu widmen , aͤuſſerten ſich mehrere

H e e

——— Es waͤre zu wuͤnſchen , daß auch diejenigen ,

Si
ich dieſem Fache des oͤffentlichen Dienſtes wid —

* — — Schule beſuchten . Ja man koͤnnte

unſch aͤuſſer
i i

— —
ſſern , daß fe pian geſetzlich an⸗

Frhr . v. Berkheim :
* —

eim : Der GeſetzEntwurf han
t nur von oͤffentlichen Lehr - Anſtalten , zu S =

. Man ni i ;N nicht die Schreibftuben rechnen , in welchen fich die
de S ;t Shreiberey Veflifenen bilden .

— ſo wenig enthaͤlt der Vorſchlag eine Aufforde⸗

zaer einen neuen Reig , fich dDiefem Fache gu mid -

— gemåhren die §. 6. ( . ) angekuͤndigten

maaa Verfuͤgungen eine genuͤgende Buͤrg⸗

“IE gegen einen in diefer
Hi Í Ñ

i

Mi
er Hinſicht zu befuͤrchte

Fbrauch der Studierfrehheit .

—

v. s i
;

anar Allerdinss ſcheint in der ſeitherigen

Ria
ein Miß verſtaͤndniß obgewaltet zu haben .

— — — wurden mit Schulen verwechſelt . Die

z
en ſind keine Unterrichts⸗Anſtalten ,

——— wirkliche Pflanzſchulen fuͤr denniedern

enſt . Die Aufnahme als Lehrling oder Inci —
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pient begruͤndet ſchon eine naͤhere Anwartſchaft auf An⸗

ſtellung , iſt eine Zulaſſung zur Praxis und wirkliche

Dienfleifung , ind mag alfo nach einer Regel d, h.

unter Feſtſtellung ſolcher Bedingungen geſchehen , wor —⸗

nach der allzugroße Andrang verhindert wird . Unter

den ſich Meldenden wird immer unbedenklich die Auf —

nahme nur dem , oder den vergleichungsweis beſſer Qua —

lificirten und niemals Mehreren ertheilt , als das jedes⸗
malige Beduͤrfniß mit ſich bringt . Allen aber , ohne

Unterſchied , ob ſie die Abſicht haben , zu ſolcher Muf

nahme ſich einſt zu melden , oder nicht , ſteht der Zu —
tritt zu allen SH ulen ( in gehöriger Ordnung ) offen ,
und eg þat demnach die Studierfreyheit , oder die

Ungeſchloſſenheit der Schule , mit der Schreibfreyheit
oder der unbeſchraͤnkten Aufnahme in die Schreibſtuben
durchaus nichts gemein . Ja , man koͤnnte ſogar behaup -
ten , daß —weit entfernt , daß die unbeſchraͤnkte Studier⸗

freyheit die Schreibſtuben zu uͤberfuͤllen drohe —viel⸗

mehr der Andrang dahin dadurch werde vermindert wer —⸗

den . Hunderte von Juͤnglingen , welchen bisher die

Staatserlaubniß zum Studieren verſagt wurde , er —

hielten dabey den ausdruͤcklichen Beſcheid : fich gut

Schreiberey oder zu einem Metier zu wenden “ ; und

Viele , der edleren Ausſicht durch die Zuruͤckweiſung be⸗

raubt , entſchloſſen ſich von ſelbſt zur Schreiberey , als

dem ihnen noch einzig uͤbrig gebliebenen Weg . Ich muß

demnach wiederholt den Beyſatz , „ akademiſche Stu⸗

dierfreyheit “ einerſeits fuͤr unnuͤtz , andernſeits fuͤr
ſchaͤdlich erklaͤren . Er iſt unnuͤtz , in Bezug auf die

Schreiberey — deren Beſchraͤnkung man damit bezweckt
—weil auch die ganz allgemein ausgeſprochene Stu⸗

dierfreyheit nichts gemein hat mit der Schreiberey , und

diefe nie aug jener ihre Beförderung ziehen wird . € r
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iſt ſchaͤdlich, weil er verkuͤmmert , was die den Wuͤnſchen
der Kammern entgegen kommende Regierung in Ueberein —

ſtimmung mit den Forderungen des Rechts und der edle —

ren Politik uneingeſchraͤnkt gewaͤhren wil . Die

Undeutlichkeit des Geſetzes , die man geruͤgt Hat , faan

ich unmoͤglich inden . Der Ausdruck Studien “ ift

vollkommen deutlich und durch den allgemeinen Sprach⸗

gebrauch beſtimmt ; ja noch weit beſtimmter als das Wort

„ akademiſch Niemand wird die Verfuͤgung unſeres

Geſetzes auch auf das „ Abrichten zum Schreiben “ deu -

ten . Sollte es uͤbrigens auch geſchehen , ſo waͤre es erſt kein

Uebel , denn dadurch wuͤrde nicht mehr und nicht weniger

zugeſagt , als was ohnehin nicht wohl zu verweigern iſt ,

naͤmlich: „ Jeder darf ſchreiben lernen , wo und wie

er wife

Frpr . © Tåréheim : Huh ih - bin der Meinung ,

Daf der vorliegende GefegyEntwurf die Bildung zum

Schreiberey Fache nicht zum Gegenſtande hat . Dieſe

Bildung iſt eine praktiſche , nicht eine wiſſenſchaftliche .

Nachdem ſich hierauf die Kammer auf Befragen des

DBicepräfdenten über dag Gefez im Allgemeinen får

ſattſam unterrichtet erklaͤrt hatte , gieng man zu der

Discuſſton der einzelnen Artikel uͤber .

Art : 1nd 2

Zachariaͤ : Der Art . 1J. enthaͤlt die Widerrufung
der fruͤhern Geſetze ; allein dieſer Widerruf iſt unnoͤthig ,
denn durch das ſpaͤtere Geſetz werde das fruͤhere ſchon
von Rechts wegen aufgehoben . Er iſt in dem vorliegen⸗
den Falle ſogar bedenklich , denn theils giebt es auſſer

den im g. angefuͤhrten Verordnungen noch mehrere
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an die Univerfitåten ſchriftlich erlaſſene Verfuͤgungen ,
theils betrifft die Verordnung vom Jahr 1812 nicht blos
die Studierfreyheit , ſondern auch die Prüfungen fùr
den Staatsdienſt . In dem zweyten Paragraphen iſt
mir gleich das Anfangswort „kuͤnftig “— bedenklich . Ein

milderndes Geſetz , wie das vorliegende , umfaßt billig

auch die fruͤhern Faͤlle. Ueber den Haupt - Inhalt des

zweyten Paragraphen ſind in der bisherigen Berathung
zwey verſchiedene Meinungen geaͤuſſert worden . Nach
der einen ſpricht das Geſetz den Grundſatz , daß es zum
Studiren keiner Staats - Erlaubniß beduͤrfe , allgemein
aus . Nach der andern bezieht ſich das Geſetz , oder

ſollte ſich nur auf die Freyheit des Studirens auf hohen
Schulen beziehen . Ich muß geſtehen , daß ich dieſer
Beſchraͤnkung und einer auf dieſelbe ſich beziehenden
Faſſung des Paragraphen den Vorzug geben wuͤrde .

Denn es ſcheint mir ſehr bedenklich zu ſeyn , jenen
Grundſatz ſo ganz allgemein auszuſprechen , ohne daß
man ihn fuͤr alle die moͤglichen Anwendungen , welche
von demſelben gemacht werden koͤnnen , mit den erfor —
derlichen naͤhern Beſtimmungen begleitet . Uebrigens
iſt fuͤr die Freypeit , die Gymnaſten und Lyceen zu bes

ſuchen , durch den von der Commiſſion in Vorſchlag
gebrachten Zuſatz⸗ Paragraph ſattſam geſorgt .

v. Rotteck : ? Ich erlaube mir gegen die Bemer

fung deg Hrn . Geh . HGofrathg Zahariá mit einigen Gez

genbemerfungen 4u antworten

Ereng : Die augdridlihe Aufhebung der in §. r

genannten Verordnungen , iſt ſchon dadurch begruͤndet ,
daß ja die Kammern 1819 ganz eigens ihre Bitte dahin
ſtellten , dann aber mag ſie auch zur Aufhebung jeden

Zweifels dienen . Es iſt uͤbrigens hinreichend , dieſe

ger



yen ,

fos

fùr

if

Ein

llig

des

ung

tach

zum

ein

Der

hen

eſer
den

nen

daß

khe

for⸗

ens

be⸗

lag

er⸗

Jez

yet ,

pin
den

Sechſste Sitzung vom 15 . April . 109

genannten Verordnungen aufzuheben , weil ſie allein

wie ſchon der Commiſſionsbericht beſaget — einen

eigenen ſelbſtſtaͤndigen Grund haben , alle andere aber
—zumal die blos ſchriftlichen Erlaſſe der Miniſterien ,
von welchen ſogar mehrere eine nicht in derſelben Com —

petenz geſtandene Verſchaͤrfung des Geſetzes enthalten

S—auf die Hauptverordnungen ſich lediglich beziehen ,
daher mit Aufhebung dieſer letzten von ſelbſt fallen .

Zweytens : der Ausdruck ,kuͤnfti ge fann meiner

Meinung nach , durchaus keine Beſorgniß einer gegen

die, welche ſchon fruͤher ohne Staatserlaubniß ſtu —

dirten, auszuuͤbenden Strenge begruͤnden . Der ganze
Geiſt des Geſetzes ſtreitet dagegen. Waͤre dieſes nicht ,

ſo wuͤrde auch die Weglaſſung des Wortes kuͤnftige

keine Sicherheit gewaͤhren ; denn es wuͤrde dieſes „kuͤnf⸗
tig alg von felbf fich verftehend betrachtet werden .

Verlangt man eine ausdruͤckliche Sicherſtellung gegen
Jene Beforgnig , fo fann fie nur Durch einen eigenen
Zuſatz zum Gefege bewirft werden . Aber nach der zum

rotokoll gehenden Erklaͤrung des Herrn Regierungs —
Commiſſaͤrs ſcheint ein ſolcher Zuſatz ͤberfluͤſſig.

Drittens : Endlich kann ich um fo weniger eine

Beſchraͤnkung der ganz allgemein verkuͤndeten Studier —

freyheit durch den Beyſatz „ akademiſch “ gut

— da ja ſolche ganz allgemeine Freyheit eben

iſt , was wir wollen , und alſo die Freyheit blos

es akademiſchen Studiums uns nicht genuͤgt . Ich
will hier wiederholt z. B . an das Forſtſtudium erinnern .

Regierungs Commiſſaͤr geh . Referendaͤr v. Li eben —

— Die Rede des ehrenwerthen Redners , der ſo

den geſprochen , laͤßt mir nur wenige Bemerkungen zur

Verichtigung der Aeuſſerung des Herrn Geh . Hofraths
acharia uͤbrig,
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Bey der Abfaſſung des erſten Paragraphen des Ent⸗

wurfs hat man ſich an die bisherige Uebung gehalten :
Wenn durch Geſetze , die auf dem Landtage ju Stand ?

kamen , fruͤhere Geſetze oder Verordnungen aufgehoben

oder abgeaͤndert wurden , ſo hat man dieſe in den neuen

Geſetzen jedesmal namentlich und beſtimmt aufgefuͤhrt⸗

Dieſe Uebung iſt auch- durch die Ruͤckſicht auf Be

ſtimmtheit und Klarheit der Geſetze ſehr wohl begruͤndet.
Dem Bedenken , daß die durch I . får auf

gehoben erflárte Verordnung VOM 24 . Juny 1812 auch

Vor ſchriften in Beziehung auf die Pruͤfungen fuͤr den

Staatsdienſt enthalte , iſt durch den F. 6. des Entwurfs

bereits begegnet .

Sind dieſe Vorſchriften mit der hergeſtellten Stu —⸗

dierfreyheit vertraͤglich , ſo werdenſi ſie ihre Stelle in den

neuen Verordnungen finden , die nun in ſo fern als die
bereits beſtehenden nicht mehr genuͤgend ſeyn ſollten ,

erlaſſen werden muͤſſen . Sind ſie mit der vollen Frey⸗

heit der Studien nicht mehr vertraͤglich , ſo muͤſſen ſie

durch beſſere erſetzt werden .

Das Wort „ kuͤnftig “ ſteht deßhalb am Anfange

zweyten Paragraphen , weil man bey der Abfaſſung des

Entwurfs die Zukunft , nicht die Vergangenheit im

Auge gehabt hat . Bereits der vorige Redner hat mit

Scharfſinn dargethan , daß die Weglaſſung dieſes Wor⸗

tes die vom Hrn . geh . Hofrath Zachariaͤsgeaͤußerte

Beſorgniß nicht heben wuͤrde, ſondern daß dazu , wenn

es uͤberhaupt fuͤr noͤthig erachtet werden ſollte , eine ei⸗

gene die Vergangenheit beruͤckſichtigende Clauſel in das

Geſetz aufgenommen werden muͤßte.

Uebrigens darf man wohl mit Zuverſicht annehmen ,

daß eine Regierung , die dem von beiden Kammern aus⸗
geſprochenen Wunſche ſo bereitwillig entgegengekommen

it ,
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iſt , und zur Herſtellung der vollen unbeſchraͤnkten Stu —

dierfreyheit ſo gerne die Hand bietet , bey der Beur —

theilung der Verhaͤltniſſe und Anſpruͤche ſolcher Juͤng⸗
linge , die fruͤher ſich den Wiſſenſchaften gewidmet , und

dabey ſich etwa nicht genau an die bisher beſtandenen

beengenden Vorſchriften gebunden haben , ſich nicht durch

engherzige Ruͤckſichten leiten laſſen , ſondern die libera —

len Rormen des neuen Geſetzes auch auf ſolche Indi —
viduen anwenden werde .

Mit dieſer Aeußerung erklaͤrte ſich der Frhr . v . Ber⸗

ſtett einverſtanden .
ve Kettner : Ich muß auf meinen fruͤhern Antrag

zuruͤckkommen, den Paragraphen ansdruͤcklich auf die

akademiſchen Studien zu beſchraͤnken . So hat z. B .

die Bildung zum Forſtmann zwey Stufen , eine niedere

und eine hoͤhere. Ich habe nichts dagegen , das Stu —

dium der Forſtwiſſenſchaften , inſofern es eine vollſtaͤn⸗

dige wiſſenſchaftliche Bildung bezweckt , unter der Regel
des Geſetzes zu begreifen .

Dagegen wuͤrde es mehr als bedenklich ſeyn , das

Geſetz auch auf diejenigen anzuwenden , welche ſich fuͤr
die niedern Forſtdienſte beſtimmen . Dieſe tragen ſchon

fruͤhzeitig Waffen , und muͤſſen unter einer militaͤri —

ſchenDis ciplin ſtehen .
v. Rotteck : Niemand wird beſſer als der Hr . Land⸗

oberjaͤgermeiſter ſelbſt im Stande ſeyn , die Grenzlinie
zwiſchen dem eigentlichen Forſt ſt u dium und der nie —

dern oder bloß mechaniſchen ForſtPraxis zu ziehen . Auf
ie letztere wird paſſen , was ſeither uͤber die Schre ib e—

rey bemerkt worden . Das Erſtere aber ſoll aller⸗

dings mit begriffen ſeyn in dem vorliegenden Geſetz .

Regierungs - Commifår geh . Referendår y. Lieben -

fein : Aud picr ſcheint mir daſſelbe Mißverſtaͤndniß

—

—
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obzuwalten , wie fruͤher bey der Anregung des Schrei —

bereyweſens . Das Geſetz hat nur die Freyheit des

Studierens im Auge , d. h. die Freyheit der Indivi⸗

duen , ſich den Wiſſenſchaften zu widmen , und zu dieſem

Zwecke die oͤffentlichen Lehranſtalten zu beſuchen . Es

ſpricht zugleich aus , in wie fern dieſes Studium einen

Anſpruch auf kuͤnftige Anſtellung im Dienſte des Staats

gewaͤhre .
Es will aber auf keine Weiſe die Bedingungen feſt —

ſtellen oder abaͤndern , die Jemand , der einen wiſſen⸗

ſchaftliche Bildung nicht vorausſetzenden Beruf ſich ge⸗

waͤhlt , zu erfuͤllen haben kann . Dem Knaben , der ſich
dem Schreibereyfach zu widmen gedenkt , dem Juͤngling ,

der ein Forſtmann werden will , muͤſſen die oͤffentlichen

Lehranſtalten offen ſtehen . Es muß ihm erlaubt ſeyn ,

hier dasjenige zu lernen , was ihmin ſeiner kuͤnftigen

Laufbahn noͤthig oder auch nur nuͤtzlich ſeyn kann . Da —

von muß er nicht ausgeſchloſſen werden koͤnnen . Wenn

er aber die Schule verlaͤßt , und in die Laufbahn ſeines

kuͤnftigen Berufs eintritt , ſo tritt er in demſelben Au —

genblick aus der Sphaͤre unſeres Geſetzes heraus . Auf

welche Weiſe er ein Schreiber , ein Forfmann wird ,

davon nimmt das Geſetz uͤber die Studierfreyheit keine

Notiz ; es ſoll und fann feine Davon nehmen -

In Beziehung auf die Forſtſtudien hat der Hr . Land⸗

oberjaͤgermeiſter mit Grunde bemerkt , daß ſie ſich in

niedere und hoͤhere theilen . Ich halte dieſe Eintheilung

feſt , um davon den Sinn und Geiſt des Geſetzes an —

ſchaulich zu erlaͤutern . Jedem Juͤngling , er mag ſich
den hoͤhern oder den niedern Forſtſtudien widmen wollen —

muͤſſen die oͤffentlichen Lehranſtalten offen ſtehen . Hier

muf . ibm alleg yag zu lernen unverwebrt feyn , mag c

zu lernen Dag Bedürfnig oder die Luft fåHlt . Will der

we



rei⸗

des

ivi⸗

fem
Es

inen

aats

fef -

fene

y ges

ſich
ing ,

hen

eyn ,

igen

Da⸗

zenn

ines

Au⸗

Auf

vird ,

eine

and⸗

h in

( ung

an -

ſich
fene

Hier

3 et

| Der

Sechſte Sitzung vom 15 . April . 143

Juͤngling ſodann dem niedern Forſtdienſte fih widmen ,

tritt er demnach bey einem Foͤrſter als Jaͤgerburſche in

die Lehre , ſo tritt er ganz aus der Claſſe derer her —
aus , fuͤr welche das Studien - Geſetz gegeben iſt . Er

ſtellt ſich unter die Amtsgewalt der Oberforſtbehoͤrde ,
und iſt fortan ihren Verordnungen und Vorſchriften un —

tergeben, Niemand hindert die Oberforfbehörde , ihren

Sörftern vorzuſchreiben , ob ſie uͤberhaupt Jaͤgerburſche
die Lepre nehmen ſollen oder nicht , ob ſie ſolche Lehr⸗

linge in unbeſchraͤnkter Zahl aufnehmen duͤrfen , welche

koͤrperliche und ſittliche Eigenſchaften , welchen Grad

von intellectueller Bildung die aufzunehmenden beſitzen
muͤſſen.

Die hoͤhern Forſtſtudien werden in der Regel auf ei —

genen Forſtſchulen betrieben . Sache der obern Forft -
behoͤrde iſt es , wieder auf dem Wege der Verordnung
zu beſtimmen , welche Vorkenntniſſe und andere Eigen⸗
ſchaften ein Juͤngling beſitzen muͤſſe , der die Aufnahme
in eine ſolche Forſtſchule nachſucht . Sache der Staats —

Hewalt iſt es , auf dem Wege der Verordnung feſt zu
ſetzen, welcher Grad der Befaͤhigung von dem gefordert
werden ſolle , der eine Anſtellung im hoͤhern Forſtfache
verlangt. Von allem dem hindert das Studiengeſetz
RIDE Dag Mindeſte . Dem Geiſte dieſes Geſetzes aber .

— der Verfaſſung ſelbſt iſt es
gemaͤß, daß von der

Eo ung zu den Forſtſchulen, und ſomit von der Befaͤ⸗

Zung zu dieſem Zweige des Staatsdienſtes kein

J — der die erforderlichen Vorkenntniſſe beſitzt ,

brlich ausgeſchloſſen werde .

— v. Zyllnhardt : Die von dem Hrn. geh.
it y — ariå aufgeworfenen Zr eifel ſcheinen mir

va — inſofern nicht unerheblich zu ſeyn , als ſie
En 6. treffen .

vrototolle der t Kammer ,



— —

114 Protokolle der Erſten Kammer .

Ich ſchlage daher folgende Faſſung vor :

Sr T

„ Kuͤnftig fteht eg jedem Inlaͤnder frey , ohne vor —

hergegangene Staats - Erlaubniß zu ſtudieren , was und

wo er wil .

Sna

Die mit dieſem Grundſatze im Widerſpruch ſtehen —

den fruͤhern Verordnungen ſind hiermit aufgehoben . “

Auf die hierauf von dem Vicepraͤſidenten geſchehene

Umfrage wurde dieſe Faſſung mit großer Stimmenmehr —

heit anglenommen .
S. 3.

Des Geſetzentwurfs .

Zach ariaͤ: So ſehr ich auch mit den in dieſem 6.

enthaltenen Saͤtzen und Regeln einverſtanden ſeyn mag

muß ich doch darauf antragen , nur den erſten Perioden

deeſes F. beyzubehalten , die uͤbrigen aber , da wir der

Inhalt derſelben nicht fuͤr ein Geſetz , ſondern fuͤr eine

landesfuͤrſtliche Verordnung geeignet zu ſeyn ſcheint ,

wegzulaſſen . Bey einer Verfaſſung , welche , wie die

unſerige , das Abaͤndern eines Geſetzes durch ſo man⸗

che Bedenklichkeiten und Weiterungen erſchwert , iſt es

uͤberhaupt nothwendig , den Unterſchied zwiſchen Geſe —

tzen und Verordnungen ſcharf ins Auge zu faſſen , damit

nicht die Landtage in Zukunft Jahre ſtatt Monate dauern —

Hier iſt aber von einem Gegenſtande die Rede , welcher

in die Verſchiedenheit der Faͤlle und in den Wechſel der

Umſtaͤnde weſentlich verflochten iſt . Die Commiſſion

hat ſelbſt dieſes gefühlt , indem ſie in einem Zuſatze des

landesfuͤrſtlichen Dispenſationsrechtes ausdruͤcklich ge⸗

denkt . Auch haben Maͤnner vom Fach gegen mich den

Wunſch geaͤußert , daß eigene Pruͤfungs - Commiſſionen

z. B . zu Karlsruhe , zu Freyburg und zu Heidelbers
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angeſtellt wuͤrden , welche die in Frage ſtehenden Befaͤ—
higungs ⸗Zeugniſſe auszuſtellen haͤtten .

Regierungs - Commiſſaͤr geh . Referendaͤr v. Lieben —

ein : Es moͤchte wohl ſehr bedenklich ſeyn , nach dem

Antrage des verehrten Redners nur den erſten Satz des
S. 3. beyzubehalten , die andern aber wegzuſtreichen .

Der erſte Satz hat diejenigen Juͤnglinge im Auge ,
die auf den vaterlaͤndiſchen Univerſitaͤten ſtudieren , die

drey andern Saͤtze beziehen ſich auf ſolche Juͤnglinge ,
die auslaͤndiſche Akademieen beſuchen wollen . Wuͤr —
den dieſe letztern Saͤtze weggeſtrichen , ſo wuͤrde jenen
Juͤnglingen, die mit mangelhaften Vorkenntniſſen die

Akademie voreilig beſuchen wollten , und nach den Be -

ſtimmungen des erſten Satzes eine Aufnahme auf den

inlaͤndiſchen Univerſitaͤten noch nicht hoffen duͤrften , eine

Anreizung gegeben , die Mittelſchulen allzu fruͤh zu ver —

laſſen , und fremde Hochſchulen zu beſuchen . Das Gez

ſetz beguͤnſtigte ſomit theils das Studieren auf auslaͤn —

diſchen Univerſitaͤten uͤberhaupt , theils das planloſe ,
auf nicht zureichende Vorkenntniſſe gebaute Studieren .

Wenn die Regierung auch das Studieren auf aus⸗

laͤndiſchen Univerſitaͤten nicht hindern will , ſo iſt ſie ſich
doch der Pflichten , welche die Sorge fuͤr das Wohl der

vaterlaͤndiſchen Hochſchulen ihr auflegt , zu lebhaft be —

wußt , als daß ſie ſelbſt durch die von ihr ausgehenden
Vorſchlaͤge an der Verminderung ihrer Frequenz und

ihres blühenden Zuſtandes arbeiten koͤnnte . Die Ab —

anderung , welche die Commiſſton beym vierken Satz die⸗
fes g, vorgeſchlagen , gegen die Angriffe des ehrenwer —
then Redners zu vertheidigen , iſt eigentlich die Auf —
gabe der Commiſſion . Vorlaͤufig will ich in dieſer Be —

ziekß E est ëziehung nur einiges bemerken . Seitdem auf Erden Ge —

ſetze gemacht werden , moͤgen wohl wenige in ſolcher All —
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gemeinheit gefaßt worden ſeyn , daß ſie die Moͤglichkeit
einer Ausnahme ganz und gar ausſchloſſen . Hätte Der

Geſetzgeber ſie auch ſo faſſen wollen , die widerſtrebende

Natur der Dinge wuͤrde es nicht verſtattet haben . In

den meiſten Geſetzen iſt nicht nur die Moͤglichkeit der

Ausnahme uͤberhaupt angedeutet ; die Ausnahmen ſelbſt

find nahmhaft gemacht . Und dief wird bep Gefegen

ton einigem Umfang faf immer unvermeidlich ſeyen .

Die vielfach verſchlungenen Verhaͤltniſſe des Lebens ver —

ſtatten hoͤchſt ſelten die ruͤckſichtslos ſtrenge Anwen —

dung einer allgemeinen Regel .

ſdach dieſer in der Natur der Sache liegenden An —

fht þat die Commiffion die yon ihr vorgeſchlagene Nbs

änderung des vierten Gages gefaft . Sie hateine Regel

aufgeſtellt . Weil fie aber die Nothwendigkeit voraus —

ſah , daß hie und da Ausnahmen von der Strenge die —

ſer Regel wuͤrden zugelaſſen werden muͤſſen , ſo hat ſie

der Regierung die Beſugniß , Dispenſation zu ertheilen ,

vorbehalten . Wie verſchieden auch die Faͤlle ſeyn moͤ⸗

gen , welche kuͤnftig dieſe Dispenſation in Anſpruch neh⸗

men , wie wandelbar namentlich die Beſchaffenheit der

auslaͤndiſchen Mittelſchulen auch ſey , fo iſt es doch

durchaus nicht noͤthig , wie der ehrenwerthe Redner

vorausſetzt , daß unſere Geſetzgebung dieſe mannichfa —

chen Veraͤnderungen und Verſchiedenheiten jedesmal

mit Abaͤnderungen unſeres Studiergeſetzes begleite . Das

Gefetz nimmt den Fall der nothwendigen Dispenſation

an . Es legt dieſe in die Hand der Regierung . Ihr

uͤberlaͤßt es die Beurtheilung , ob der Fall zur wirkli —

chen Ertheilung der Dispenſation vorhanden ſey . Wie

verſchieden daher auch die einzelnen Faͤlle ſeyen , wie
mannichfach die dabey zur Erwaͤgung kommenden Ruͤck⸗

ſichten , ſtets bleibt das Geſetz in ſeiner Einfachheit uͤber
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dieſer vielfachen Geſtattung , des Beſonderen unveraͤn⸗

dert ſtehen .

Daß die Beſtimmungen , welche der K. 3. enthaͤlt ,

wirklich in die Sphaͤre des Geſetzes , nicht in die des blo⸗

ben Reglements gehoͤren , davon wird ſich die hohe Kam⸗

mer leicht uͤberzeugen , wenn ſie einen ſchaͤrfern Blick

auf den Zuſammenhang werfen will , worin dieſer Para —

graph mit den folgenden §. 4 . und 5. des Entwurfs ſteht .

Der 8. 4. ſpricht den unerlaͤßlichen Satz aus , daß

weder das akademiſche noch das Privatſtudium einen

foͤrmlichen Anſpruch auf Anſtellung im Staatsdienſte

gewaͤhre .

Sollte aber aug diefer woblthátigen Gefegeg - Rez

fimmung nicht ein andereg grofeg Uebel hervorgehen ,
ſollte dem ſchrankenloſeſten Nepotismus , der ungerechte⸗

ſten Protectionsſucht nicht Thor und Thuͤre geoͤffnet wer —

den , ſollten talentvolle und kenntnißreiche Juͤnglinge ,
denen das launiſche Gluͤck einflußreiche Familien - Ver —

bindungen und maͤchtige Goͤnner verſagt hat , nicht ganz

von der Schwelle des Staatsdienſtes zuruͤckgedraͤngt wer —

den , ſollten die oͤffentlichen Aemter nicht kuͤnftig zum

groͤßten Nachtheil des gemeinen Weſens ausſchließlich

Beguͤnſtigten zu Theil werden , ſo mußte das Geſetz
zugleich ausſprechen , was im F. 5. ſteht , daß naͤmlich

die Pruͤfung , und wenn dieſe ein genuͤgendes Reſultat

gewaͤhrt hat , die Zulaſſung zu den Mitteln practiſcher

Befaͤhigung Keinem ſolle verſagt werden koͤnnen .

Inſofern durch dieſe Verfuͤgung des Geſetzes ein be —

ſtimmtes Recht auf Zulaſſung zur Pruͤfung gewaͤhrt

wird, mußte dieſes Recht aber geknuͤpft werden an die

Bedingung einer gruͤndlichen , feſten , wiſſenſchaftlichen
Aus bildung . Es konnie dabey nicht bloß das Studium
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auf inlaͤndiſchen Mittel und Hochſchulen beruͤckſichtigt
werden .

Auch das Studium auf den Lehranſtalten des Mugs

landes mußte man dabey ins Auge faſſen , wenn man

anders nicht das Recht , eine Pruͤfung zu verlangen ,
aus ſchließlich denen gewaͤhren wollte , die ihre Studien

auf inlaͤndiſchen Gymnaſien und Univerſttaͤten vollen —

det haben , welches nichts anderes waͤre, als die ver —

ſchleyerte Einfuͤhrung eines neuen Schul - und Univer —

ſitaͤts⸗Zwangs .
Milen Diefen Anforderungen enfprepen die §. 3. und

5. in ihrem Zuſammenhang . Sie leiſten doppelte Buͤrg
ſchaft theils gegen uͤbereiltes , nicht gehoͤrig vorbereitetes

Beſuchen der Lehranſtalten , theils gegen zu weit gehen —
de , das beſcheidene Verdienſt nicht beachtende Willkuͤhr
in der Auswahl der kuͤnftigen Diener des Staats .

Dieſer Bemerkung treten die Frhrn . v. Berk —

þeim und v. Tuͤrkheim bey .

Hebel : Ich wuͤnſche , daß an den Bedingungen des

§e 3. nichts geaͤndert werde . Es kann dem Staat ,
es kann auch der Kirche nicht gleichguͤltig ſeyn , ob ein

Individuum , das ihrem Dienſte ſich widmet , eine noth —
wendig fruchtbare und ſchoͤne Vorbildung erhalten habe ,
die nur auf Mittelſchulen oder wenigſtens im zweckmaͤ⸗
figen Privatunterricht gewonnen werden Fann . y Gine

Prüfung daråber nah der Ruͤckkehr von der Univer -

ſitaͤt kann nicht mehr an ihrem Ort ſeyn .

Ich halte es daher fuͤr wichtig und nothwendig , daß
die Bedingung einer Pruͤfung daruͤber vor dem Bezug
der Univerſttaͤt geſetzlich ausgeſprochen werde .

v. Rotteck : Die Grenzlinie zwiſchen Geſetzen und

Vorſchriften ganz beſtimmt zu ziehen , iſt ſchwer , viel —

leicht unmoͤglich , und es ſcheint mir nichts anderes dar⸗
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uͤber geſagt werden zu koͤnnen , als : die Geſetzgebung —

alſo bey uns Regierung und Kammern —zeich —
net durch ihre geſetzliche Beſtimmungen die Sphaͤre, in⸗

nerhalb welcher die Regierung das noch weiter noͤ—

thige durch Vorſchriften reglet . Wie weit oder eng die

geſetzlich beſtimmte Sphaͤre ſeyn ſoll , laͤßt ſich im Allge⸗

meinen nicht angeben ; doch wird billig das Weſentliche ,
und was eine bleibende Beſtimmung erfordert oder

zulaͤßt, durch Geſetz , was einer nach Umſtaͤnden wan⸗

delbaren Beſtimmung bedarf , oder , was weniger wich⸗

tig iſt , durch Vorſchriften geregelt . Aber es kann

oftmals noͤthig ſeyn , die geſetzliche Linie en ge zu zie⸗

hen, d. h. einen nur kleinen Spielraum fuͤr blos peg he⸗

mentariſche Anordnungen zu lafen , denn es fann

die Entſcheidung daråber , ob eine allgemeine Verfuͤgung ,

cine Hauptbeſtimmung des Geſetzes gut oder nicht gut

ſey , davon abhaͤngen , welche ſpegielle Verord —

mung in dem durch jene Hauptbeſtimmung gezeichne —
ten Kreiſe gelten ſollen ; es kann daher die Zuſtimmung

zum Allgemeinen vernuͤnftig bedingt ſeyn an die befrie -

digende Feſtſetzung des Speciellen . Und gerade ſo iſts

mit dem vorliegenden Gegenſtand . Die allgemeine Be⸗

ſtimmung am Anfang des . 3 . erſcheint nur alsdann

gut und befriedigend , wenn auch die nachfolgenden ſpe —

ciellen Regeln geſetzliſch gelten , "D. h. auf gleich fez
fem Grunde wie jene fehen . Auch iſt ihre Faſſung ſo

eingerichtet , daf fie , wag immer fùr ein Wechfel der

der Umftånde eintrete , immer gleihmåfig pafend biei -

ben , wozu auch die Gtatuirung der Digpenfation fùr

Sålle , in melhen die Anwendung der Regel alg Hårte

erſcheinen koͤnnte , beytraͤgt und nothwendig , if .

Auf die von dem Vicepraͤſidenten gehaltene Umfrage

wurde beſchloſſen :
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den §. 3. mit dem von der Commiffion in Borfhlag ge -

brachten Zufage unverändert anzunehmen :

——

Des von der Commiſſion modificirten Geſetzentwurfs .

Da der Staatsrath Frhr . v. Zyllnhardt und der

geheime Hofrath Zachariaͤ gegen die Endworte die —

fes §: bemerften , daß der Begriff akademiſcher
Gaͤſte den akademiſchen Geſetzen fremd ſey , daß es fuͤr
die akademiſche Disciplin in einem hohen Grade be —

denklich ſeyn wuͤrde, wenn man dieſe Inlaͤnder , welche

gleich als Auslaͤnder ſtudieren , nicht der akademiſchen

Gerichts barkeit unterwerfen koͤnnte , daß uͤbrigens die

akademiſchen Geſetze fuͤr Faͤlle dieſer Art ſchon die er⸗

forderlichen Beſtimmungen enthielten ; ſo wurde

beſchloͤſſſen ;
den von der Commiſſion in Vorſchlag gebrachten Zuſatz⸗

Paragraphen nur mit Weglaſſung der Worte :

„ fuͤr die Zulaſſung akademiſcher Gaͤſte “

anzunehmen .

Wegen der fhon weit vorgerådten Zeit wurde die

Fortſetzung der Berathung auf morgen ausgeſetzt .

Frhr . v. Zyllnhardt .

Zachariaͤ .
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Karlsruhe , den 16 . April 1822 .

Gegenmårtig :
Die bisher erfchieneneh Mitglieder mit Musnahme s

Sr . Hoheit des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ;
Sr . Hoheit des Herrn Markgrafen Leo pold zu Ba -

den , und

Sr . Hoheit des Herrn Markgrafen Maximilian zu

Baden ;

weiter anwefend :
die Herrn Regierungs - Commiſſaͤre , Staatsrath Boͤckh

und geheime Referendaͤr . Liebenſtein .

Unter dem Vorſitz des zweyten Vicepraͤſidenten ,
Staatsraths Frhr . v. Baden .

Dag Protofol der fehsten Gikung wurde vertefen ,
und mit einigen ſogleich beruͤckſichtigten Bemerkungen
genehmigt .
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HiS man nunmehr zur Berathung ber den §, 5

deg von Der Commiffon vorgelegten Entwurfs fortgehen

wollte , begehrte Der geheime Hofrath

Zacharià dag Wort : Fh erlaube mir folgenden

Zuſatzparagraphen ( der zwiſchen den 4ten und sten Pas

ragraphen zu ſtellen ſeyn duͤrfte ) in Vorſchlag zu bringen :

„ Die Inlaͤnder , welche auf einer oͤffentlichen Lehr⸗

Anſtalt des In - oder Auslandes unterrichtet morz

den ſind , haben bey ihrer Aufnahme unter die

akademiſchen Buͤrger , von dieſer Lehr - Anſtalt
ein Zeugniß uͤber ihre Auffuͤhrung beyzubringen .

Iſt dieſes Zeugniß unguͤnſtig , ſo ſind ſie das erſte

Jahr , oder nach dem Ermeſſen des Prorectors und

des Amtmanns der Univerſitaͤt , das erſte halbe

Jahr denjenigen gleichzuachten , welche das Con -

silium abeundi unterſchrieben haben . “

Sch nehme an , daß das Befaͤhigungs⸗Zeugniß , von

welchem Der §. 3. fpriht , auch die Gittlichfeit degs Schuͤ⸗
terg gum Gegenſtand Haben wird oder fol . Der von

mir vorgeſchlagene Zuſatz bezweckt alſo die Aufſtellung

einer geſetzlichen Regel uͤber die Folgen eines unguͤn⸗

ſtigen Zeugniſſes . Es ſcheint mir nothwendig , eine

ſolche Regel aufzuſtellen , damit die Schulzucht und die

akademiſche Disciplin deſto beſſer aufrecht erhalten wer⸗

de , weil ferner ſo wie der vorliegende Geſetzvorſchlag

gefaßt iſt , gar leicht der Fall eintreten kann , daß Schuͤ⸗
ler , welche megen ihres Uebelverhaltens von einer Lehr —

Anſtalt ausgeſchloſſen worden ſind , von der 8. 4. geſtat⸗

teten Verguͤnſtigung Gebrauch machen . Nun wuͤrde es

allerdings hart ſeyn , den , welcher ein unguͤnſtiges Sit —

tenzeugniß von der Schule mitbringt , von der Zulaſſung

zum akademiſchen Buͤrgerrecht gaͤnzlich auszuſchließen⸗
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Man wuͤrde ſo Unſchuldige oder den Schuldigen uͤber

Gebuͤhr beſtrafen . Hingegen ſcheint die vorgeſchlagene

polizeyliche Aufſicht , unter welche dieſe akademiſchen

Buͤrger geſetzt werden ſollen , einen billigen Mittelweg

zu enthalten .
s

Frhr . v. Zyllnhardt : Allerdings muß etwas ge —

ſchehen , damit uͤber diejenigen , welche ein unguͤnſtiges
Sittenzeugniß von der Schule mitbringen , eine firen -
gere Aufſicht gefuͤhrt werde . Nur iſt die vorgeſchla —
gene Maaßregel wohl nicht unbedingt zweckmaͤßig , zu —

mal da nur diejenigen , welche ſchon von einer andern

Univerſitaͤt kommen , mit dem Sinne der Unterſchrift
des consilii abeundi genugſam bekannt ſind .

Ueberhaupt ſoll man wohl nicht in dieſer Beziehung
dag Ermeſſen der akademiſchen Behoͤrden durch eine

beſtimmte Vorſchrift binden . Es ſind nach der Ver —

ſchiedenheit der Faͤlle billig verſchiedene Maaßregeln zu

ergreifen .

Irhr . v. Tuͤrkheim : Auch ich kann dem Vorſchlage
des Herrn Geheimen Hofraths Zachariaͤ nicht beytreten ,
er iſt zu ſpeciell . Eher haͤtte er bey dem §. 3. in einem

kurzen Zuſatze beruͤckſichtigt werden koͤnnen .

Regierungs - Commiſſaͤr geh . Ref . v. Lie benſtein :

Eine Luͤcke in dem Geſetzes⸗ Entwurf , wie der Herr Ge —

heime Hofrath Zachariaͤ glaubt , iſt wohl nicht vorhan⸗

den, und der von ihm vorgeſchlagene Zuſatz daher auch ,

E mir ſcheint , uͤberfluͤßig. Die Beſtimmung , daß die

Aunglinge von den mittlern Lehr⸗Anſtalten ſogenannte

Sittenzeugniſſe mit auf die Univerſitaͤt bringen muͤſſen ,
gehoͤrt wohl ohne Zweifel in die Sphaͤre der Reglemen⸗

ar⸗Vorſchriften , welehe die Regierung fuͤr ſich allein

—

—
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au erlafen befugt if . Eben fo ift eg ihre Gahe , in den

ſogenannten akademiſchen Geſetzen , mwelHe ihrer Natur

nach alg blofe Disciplinar - BorfHriften wieder aus :

fhlieflich von Der Regierung ausgehen måfen , zu be -

ſtimmen , welchen Einfluß ein Zeugniß ſchlimmer Sitten
auf die Verhaͤltniſſe des Juͤnglings auf der Akademſe

haben ſoll . In keinem Fall koͤnnte jedoch einem ſolchen
Zeugniſſe die Wirkung beygelegt werden , daß der Juͤng —
ling dadurch von dem Beſuch der Univerſitaͤten ganz

ausgeſchloſſen ſeyn ſollte .

Eine ſolche Strafe , die ihre Wirkung auf das ganze
Leben erſtreckt , ſtuͤnde offenbar auſſer allem Verhaͤltniß
mit Streichen jugendlichen Leichtſinns und Muthwillens ,
wodurch die Zeugniſſe ſchlechter Sitten gewoͤhnlich er —

worben werden .

Waͤre hier auch die Rede von ſolchen ſchlimmen Sit —

tenzeugniſſen , welche die Juͤnglinge von der Univerſttaͤt
mit nach Hauſe bringen , ſo wuͤrde man wieder keinen

Grund haben , das Geſetz der Luͤckenhaftigkeit zu be —

ſchuldigen . Denn es ſpricht klar aus , daß ein poſitiver
Anſpruch auf Anſtellung im Staatsdienſt ſelbſt nicht durch
eine gut beſtandene Pruͤfung und praktiſche Befaͤhigung
erworben wird . Die Regierung hat alſo immer freye
Hand , ſelbſt talentvolle und kenntnißreiche Juͤnglinge
von oͤffentlichen Aemtern ſo lange entfernt zu halten ,
alg ihr ſittliches Betragen ſie deren unwuͤrdig macht .
Eine nicht zu rechtfertigende Haͤrte aber waͤre es wieder ,

wenn man geſetzlich ausſprechen wollte , daß ein Zeug⸗

niß ſchlimmer Auffuͤhrung auf der Univerſttaͤt einem

Juͤngling fuͤr ſein ganzes Leben den Zutritt zu oͤffentli⸗
chen Aemtern verſchließen ſolle . Es iſt allgemein te

kannt , wie haͤufig Juͤnglinge , die ſich auf Univerfitaͤten
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manche muthwillige Streiche zu Schulden kommen laſſen ,
und ein lockeres Leben gefuͤhrt , beym Eintritt in die

Verhaͤltniſſe des buͤrgerlichen Lebens ihr Betragen aͤn⸗

dern , und ſich ſchnell zu brauchbaren und achtungswer⸗

then Maͤnnern ausbilden .

Frhr . v. Weſſenberg : Die Commiſſion nahm an ,

daß die Schulzeugniſſe , von welchen der §. 3. handelt ,

auch die ſittliche Befaͤhigung zum Gegenſtand Haben wår -

den und muͤßten .

v. Rotteck : Daß auch ein gutes Sittenzeugniß

erforderlich ſeyn ſolle zum Aufſteigen in die hoͤhern Schu —⸗

len , liegt nicht in dem Sinne des Commiſſtions - Berich —
tes . Vielmehr iſt darin mit Nachdruck bemerkt , daß

wenn auch Unſittlichkeit Zuͤchtigung verdient , ſie gleich —

wohl zum Studium nicht unfaͤhig mache , und nicht als

natuͤrliche Rechtsverwirkung zum Studium erſcheinen
koͤnne. Selbſt als Strafe unter allen gerichtlichen For —

men , und wegen recht ſchlimmer Streiche ausgeſprochen ,

moͤchte die Wegweiſung vom Studium meiſt verwerflich

ſeyn . Denn einerſeits iſt es ſchwer zu rechtfertigen , ei —

ne ſo harte Strafe , und welche den Verluſt des Lebens —

gluͤcks, ja dabey noch das Ungluͤck einer unſchuldigen

Familie nach ſich ziehen kann , uͤber Juͤnglinge zu ver —

haͤngen, welche das Alter der juridiſchen Zurechnungs⸗

faͤhigkeit kaum erreicht haben , anderſeits wird auch dieſe

harte Strafe — weil ihre Wirkung von dem jugendli —

chen Leichtſinn nicht nach Gebuͤhr geſchaͤtzt wird — nicht

einmal ſo abhaltend ſeyn , als eine der Intenſion nach

weit leichtere , aber wegen ihrer naͤher liegenden , und

auf die Sinnlichkeit gehenden Einwirkung ungleich em —

pfindlichere Strafart ſeyn wuͤrde . Endlich bemerke ich

noch , daß in dem von der Commiſſion vorgeſchlagenen
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Zuſatz - Artickel ( F. 8. der neuen Faſſung ) eine mit dem

Geit des neu zu erlaſſenden Geſetzes harmonirende

Disciplinar - Vorſchrift fuͤr Gymnaſten und Ly —

ceen verheiſſen , und dergeſtalt jede billige Forderunq

befriedigt wird .

Frhr . v. Weſſenberg : Ich muß bemerken , daß

bey allen Lehranſtalten die Befaͤhigungszeugniſſe zugleich

Sittlichkeitszeugniſſe ſeyen .

Zachariaͤ : Ob ich wohl mit der Vorliebe , die ein

Bater får fein Kind zu haben pflegt , den von mir ge -

thanen Vorſchlag noch weiter vertheidigen koͤnnte , ſo

will ich doch denſelben , in Betracht , daß der Herr Re -

gierungs - Commiſſaͤr auf die Beruͤckſichtigung des Vor —

ſchlages in der zu ertheilenden reglementariſchen Ver —

fuͤgung hingedeutet hat , und daß die Curatoren der

beiden Landeg - Univerfitáten fih gegen die Strenge deg

Vorſchlags verwahrt haben , hiemit zuruͤcknehmen .

S. 5. deg von der Commiffion vorgelegten Enta

wurſs .

v Rotteck : Ich ſchlage vor , in den erſten Perio⸗
den dieſes Paragraphen der Vollſtaͤndigkeit wegen und

um einem moͤglichen Mißverſtaͤndniß zu begegnen , zu

ſetzen:
ſtatt „ Anſtellung im Staatsdienſt “ .

die Worte :

„ Anſtellung im Staats - oder Kirchendienſt . “

Hebel : Dann koͤnnte wohl die folgende Periode

dieſes Paragraphen wegfallen .

Regierungs - Commiſſaͤr geh . Ref . v. Liebenſtein :

Ich glaube nicht , daß die Regierung gegen die von dem
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Herrn Hofrath v. Rotteck in Vorſchlag gebrachte Ver⸗

aͤnderung eine Einwendung zu machen haben wird . Da —⸗

gegen wird durch die Aufnahme dieſer Veraͤnderung der

folgende Satz des Paragraphen keineswegs üuͤberfluͤſſig
Der ganze fernere Inhalt des Paragraphen bezieht ſich

nemlich auf die Verſchiedenheit des Verhaͤltniſſes zwi -

ſchen den jungen Theologen und den Juͤnglingen , wel —

che ein anderes wiſſenſchaftliches Fach ergriffen haben ,

eine Verſchiedenheit , die ſo klar und bedeutend iſt , daß

das Geſetz ſie unmoͤglich uͤberſehen kann .

Rechtsgelehrte , Cameraliſten , Aerzte ꝛc. ſollen einen

poſitiven Anſpruch niemals erwerben , ſelbſt nicht durch

Pruͤfung und praktiſche Befaͤhigung . Anders aber iſt

die Lage junger Theologen . Dieſe koͤnnen nach Vollen⸗

dung ihrer Studien nicht mehr ſo leicht wie jene in an —

dere Verhaͤltniſſe des buͤrgerlichen Lebens zuruͤcktreten .

Daher gewaͤhrt ihnen das Geſetz einen Anſpruch auf AMn-

ſtellung und Verſorgung in ihrem Fach , ſo bald ſie nach

uüberſtandener Pruͤfung je nach Verſchiedenheit der Con —

feſſton in die Candidaten - Liſten aufgenommen ſind , oder

den Tafeltitel erlangt haben .

Frýr . v. Weffenberg : Gang mit dem Antrage

deg Herrn Hofraths v. Rotteck einverſtanden , halte auch

ich den Beyſatz : und Kirchendien ſtet fuͤr nothwen⸗

dig, indem die Bevollmaͤchtigung zu Kirchenaͤmtern we⸗

nigſtens bey den Katholiken , nicht dem Staat , ſondern

der Kirchenbehoͤrde zukommt . Eben deswegen moͤchte

th auh noch fùr den gleich darauf folgenden Gat die

Redaction in Vorſchlag bringen : „ einen Anſpruch auf

kirchliche Anſtellung im Staate “ , weil in dem

vorliegenden Geſetzentwurfe von der Anſtellung im Kir -

endienſte , wenigſtens dem katholiſchen , nur in ſo weit

=s
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die Rede feyn fann , alg eg dem Staat darauf einen Eins

fluß auszuuͤben zuſteht .

Da jedoch von mehreren ( 4. B . von Y. Kettner ,

w. Rotted , Hebel ) bemerft wurde , dag die in den

erten Perioden deg Paragraphen gemachte Verán -

dDerung die von dem Frhr . v. Weſſenberg geaͤußerte

Bedenklichkeit zu beſeitigen ſcheine , auch Zachariaͤ
hinzufuͤgte , daß man die von dem Frhr . v. Weſſenberg

beruͤhrte ſchwierige Frage des Staatsrechts beſſer an

ihren Ort geſtellt ſeyn laſſe , und da der Frhr . v . Weſ⸗

ſenberg im Verlaufe dieſer Eroͤrterung erklaͤrte , daß
er ſich den Ausdruck „ſolchen Anſpruch“ ebenfalls gefal —
len laſſen wolle , da es ihm nunmehr klar gemacht ſey ,
daß er dem Sinn der von ihm oben gemachten Bemer —

kung nicht entgegenſtehe , ſo wurde

eſchlo ſſen⸗
in den Paragraphen nur den von dem Hofrath v. Rot -

teck in Vorſchlag gebrachten Zuſatz : „ in Staats - und

Kirhendienften “ aufzunehmen .

§. 6, deg von Der Commiffion modificirten Gez

ſetzentwurfs .

Der Frhr . v . Zyllnhardt warf bey dieſem Pa —

ragraphen die Frage auf : ob derjenige von den geord⸗

neten Pruͤfungen auszuſchließen ſeyn moͤchte , —
keine Univerſitaͤt beſucht habe ?

Reg . Commiſfaͤr geh . Ref . v. Liebenſtein : Ein

ſolcher wuͤrde allerdings kein Recht auf die Zulaſſung

zu dieſen Pruͤfungen haben , wenn auch die Regierung
in beſondern Faͤllen eine Ausnahme von der Regel ge —

ſtatten koͤnnte und wuͤrde .

Frhr . v. Zyullhardt : Ich glaube noch immer die

Frage aufwerfen zu köͤnnen , — wenn ſie auch nicht

mi

jen
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mit dem Amte eines Univerſitaͤts - Curators , welches
ich bekleide , in Harmonie zu ſtehen ſcheint — ob dem —⸗

jenigen , der ſich durch Privatſtudium fuͤr den Staats —

dienſt hinlaͤnglich gebildet hat , die Zulaſſung zu der ge⸗

ſetzlichen Pruͤfung mit Grund verweigert werden koͤnne

Reg . Commifår geh . Ref . vı Liebenſtein : Ein

Pofitiveg Recht auf Zulaſſung zu den Pruͤfungen kann

wohl denjenigen nicht eingeraͤumt werden , welche blos

Privatunterricht genoſſen haben , ohne daß dadurch das

Privatſtudium auf Koſten des Studierens an oͤffentli —
chen Lehranſtalten beguͤnſtigt erſchiene , eine Beguͤnfti —

gung , die wohl in mehrfacher Beziehung nicht angura :

then ſeyn duͤrfte .
Wollte man denjenigen , die gar keine oͤffentliche

Lehranſtalt beſucht haben , das Recht auf Zulaſſung zur

Pruͤfung einraͤumen , ſo koͤnnte daſſelbe Recht ohne große

Inconſequenz jenen Juͤnglingen nicht verſagt werden ,

welche die Univerſitaͤten gewiſſermaßen nur als Dilet —

tanten befuchen , und yon melchen der von dér Commif -
fon in Vorſchlag gebrachte neue zwiſchen den §. 3. u. 4.
des Entwurfs eingeſchaltete Paragraph redet . Denn

wer zum Theil an einer oͤffentlichen Lehranſtalt ſtudiert ,

koͤnnte doch in Beziehung auf kuͤnftige Anſtellung nicht
in ſchlimmerer Lage ſeyn , als wer die oͤffentlichen Un —

terrichtsanſtalten gar nicht beſucht hat . Und doch hat

weder die Commiſſion noch die Kammer ſelbſt fuͤr ſolche

Dilettanten oder Gaͤſte dieſes Recht in Anſpruch ge

nommen .
Ich habe zuvor geaͤußert , das Privatſtudium verdiene

ne Beguͤnſti gung vor dem akademiſchen . Unter mehrern

— Gruͤnden , will ich nur einen bemerklich machen .

{i
R Staat bedarf fuͤr ſeine Aemter nicht nur wiſſenſchaft⸗

ich gebildeter Maͤnner , er bedarf auch Maͤnner , die fuͤr das

Protokolle deri , Rammer 9
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Leben und durch das Leben gebildet ſind . Es iſt viel—⸗

leicht das Hauptverdienſt unſerer in neuern Zeiten viel⸗

fach angefochtenen akademiſchen Freyheit , daß ſie den

Juͤngling fruͤh noͤthigt , ſich in der wirklichen Welt

zu orientiren , auf eigenen Fuͤßen zu ſtehen , und ſich

ſelbſt zu fuͤhren . Selbſtſtaͤndigkeit und Kraft des Cha —

rakters bilden ſich in dem oft raſch bewegten Strome

des akademiſchen Lebens leichter und ſicherer aus , als

in den engen Waͤnden der Studierſtube im vaͤterlichen

Haufe .

Xch fúr meine Perfon wirde wuͤnſchen , daß , ſo wie

die Ctaatömånner der Miten immer zugleich Krieger mas

ren , unfere Júnglinge jedesmal Gelegenheit Håtten ,

ein paar Feldzúge mit ju maden , ehbe fie Die Laufbahn

des praktiſchen Staatsdienſtes betreten .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Auch ich wuͤrde die ange —

fochtene Stelle in Schutz nehmen . Ich will nicht bergen ,

daß Pruͤfungen nicht immer hinreichen , um ſich von der

Tauglichkeit eines jungen Mannes fuͤr den Staatsdienſt

zu uͤberzeugen . Das Beſuchen der Mittelſchulen mag

nicht unbedingt nothwendig ſeyn ; aber nur der Univer —

ſttaͤtsunterricht iſt , wenigſtens in der Regel , als eine

Buͤrgſchaft fuͤr ein vollſtaͤndiges und planmaͤßiges , jene

Tauglichkeit begruͤndendes , Studium zu betrachten —
Die Regierung kann noch immer in außerordentlichen

Faͤllen Ausnahmen zulaſſen .

v. Rotteck : Ich geſtehe , daß ich in einer Erklaͤ⸗

rung , welche das Privatſtudium in die gleiche Linie wie

das akademiſche ſtellte , eine nicht zu rechtfertigende
Herabſetzung derüUniverſitaätenerkennen wuͤrde —

Es iſt kaum gedenkbar , daß wo nicht ganz auger
ord entliche Huͤlfsmittel und beguͤnſtigende Verhaͤlt⸗
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niſſe vorliegen , das Privatſtudium daſſelbe leiſten koͤnne,
was der Unterricht durch jene Maͤnner , welche die Pflege
einzelner Disciplinen ſich zum Lebensgeſchaͤft gemacht

haben , und der Genuß ſo mancher anderer litterariſcher
Vortheile des akademiſchen Lebens . In dieſer regel —

maͤßig durchlaufenen akademiſchen Laufbahn liegt alſo
eine unendlich ſicherere Buͤrgſchaft für dieBefaͤhigung und

gruͤndliche Bildung des Candidaten , als immer eine Fi —

nalpruͤfung , und waͤre ſie noch ſo ſtreng und umfaſſend ,
zu geben vermag . Des großen Vorſchubs , welcher durch

erklaͤre Entbehrlichkeit des akademiſchen Stu —
diums der auf Patrocinanz anſtatt auf Verdienſt ſich

ſtuͤtzenden Mittelmaͤßigkeit oder Faulheit gegeben , des

weitern Thores , welches dadurch der Zudringlichkeit von
Unwuͤrdigen geoͤffnet wuͤrde , will nur mit einem

Worte erwaͤhnen .

Es wurde hierauf

befſchloſſen :
die Faſſung des Geſetz - Entwurfs beyzubehalten .

Endlich wurde die letzte Periode dieſes Paragra —
Phen mit folgender Veraͤnderung angenommen :

sein Recht , die Zulafung jum Eramen und zu den

Mitteln praftifeher Befåhigung zu verlangen , feht

derg , 4. bezeichneten Claffe von Gtudierenden nicht zus

indem theilg Chon dem Frhrn . v. Berſtett , Za —

aria ) gegen den Augdrud sunbeftimmteg Ret Be -

dentlichfeiten erhoben, theilg ( y . dem Frýrm v. 3y Lİ n-

— die Berathung — den §. 4 in Erinnerung

Sebracht wurde :

§. 7. Defelben Entwurfs .

Diefer Peragraph murde unyerándert angenommen .
indem die von einigen ( y. Rettner und v. Rotted )

geaͤußerte Bedenklichkeit , daß der Paragraph nicht aller
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sge Protofofe der Erfen Kammer .

Faͤcher der wiſſenſchaftlichen Bildung und des Staats —

dienſtes ( z. B . nicht das Studium der Forſtwiſſenſchaf⸗

ten ) gedenke , durch die Bemerkung gehoben wurde , daß
der Paragraph hauptſaͤchlich die Faͤcher zum Gegenſtand

habe , zu welchen man ſich auf Univerſitaͤten bilde , daß

er uͤbrigens weder auf eine Beſchraͤnkung der Studier —⸗

freyheit noch ſo gedeutet werden koͤnne und duͤrfe , als
ob fuͤr die nicht namentlich aufgefuͤhrten Faͤcher keine

reglementariſchen Verfuͤgungen weiter beſtaͤnden , oder in

Zukunft gegeben werden ſollen . Jedoch wurde auf An —

trag des Hofraths v. Rotteck

befchloſſen :

dem 85. 5. des modificirten Entwurfes annoch das

Wort „ Philologen “ einzuruͤcken ;

wobey der Praͤlat Hebel beſonders bemerkte , daß die —

ſer Zuſatz um ſo zweckmaͤßiger ſey , da das Studium

der Philologie mehr und mehr als eimfuͤr ſich beſtehen —
des Studium fuͤr ſich betrieben zu werden pflege .

§. 8. Des modiſicirten Entwurfs .

Ueber die Endworte dieſes Paragraphen wurde die

Erlaͤuterung gegeben , daß dadurch die fruͤhern Vor⸗

ſchriften , in ſof ern ſie mit dem gegenwaͤrtigen Geſetz
im Widerſpruch ſtaͤnden , außer Kraft geſetzt werden

ſollten .

Hier nahm der Hr . Regierungs - Commiſſaͤr geb . Ref .

v. Liebenſtein ſeinen Abtritt .

In Folge der Tagesordnung wurde hierauf der Be —

richt des ſtaͤndiſchen Aus ſchuſſes uͤber die Pruͤfung der

Amortiſationscaſſe - Rechnung von 1820/21 verleſen ,

worauf der Hr . Regierungscommiſſaͤr Staatsrath Boͤckh
einen bereits in der zweyten Kammer erſtatteten ( und in

und
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Siebente Sitzung yom 16 . April . —

den Verhandlungen dieſer Kammer abgedruckten ) erlaͤu⸗

ternden Vortrag hielt .

Die Kammer

be fh ikog :

denſelben in einer vorberathenden Sitzung in Erwaͤ —

gung zu ziehen .
Weiter legte der Vicepraͤ ſiden t vor :

1) Den Militaͤr - Etat fuͤr das Etats - Jahr 1822

und eine detaillirte Ueberſicht uͤber die Einnahme und

Verwendung der fuͤr das Großherzogliche Militaͤr pro

1820/21 vermilligten Gelder .

2N ein Schreiben des Pfarrers Allgay er ju Jim :

ſpan , womit derſelbe ſeine Schrift

„ Ueber die Steuerpflichtigkeit der Curat - Geiſtlichen

im Großherzogthum Baden . “

uͤberſendet ,
Beylage Ziffer 32 . ( ungedruckt . )

Die Kammer

dieſelbe einſtweilen zur Einſicht der einzelnen Mitglie⸗
im Secretariat niederzulegen .

In Gemaͤßheit der Geſchaͤftsordnung (56. 36. ) er —

folgte nunmehr die Abſtimmung uͤber die von dem B i -

kepraͤfidenten geſtellte Frage :

Soll der ganze Geſetzentwurf nach den von der Kam —

mer beſchloſſenen Modificationen angenommen werden ?

Alle Stimmen erklarten fih får die Annahme

—— Rotkeck : Eine hohe Kammer wird mir nicht vers

Aben ; pag ih in Erwågung eines neueingetretenen

Umſtandes auf eine alte Sache zuruͤckkomme . Die zweyte
Kammer naͤmtich hat vor kurzem beſchloſſen , das Pro —
tokoll über diejenige Sitzung , worin die Dankaddreſſe
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134 Protokolle der Erſten Kammer .

an GSe. Koͤnigliche Hoheit berathen ward , dem Druck

zu uͤbergeben .

Obſchon ich nun wohl einſehe , daß im Allgemeinen

eine Kammer ſich nicht nach der andern zu richten hat ,

ja daß oft wichtige Gruͤnde des Gegentheils vorliegen

moͤgen , ſo fuͤrchte ich doch , daß in gegenwaͤrtigem Fall
das Nichtdrucken un ſeres Protokolls beym Publicum

den unruͤhmlichen Verdacht erregen moͤge, als ſey ent —

weder bey jener Berathung unter uns etwas Unziemli —

liches oder Unzartes geſprochen worden , oder als ſey

dieſe hohe Kammer zur Verheimlichung auch desjenigen

geneigt , was keiner Verheimlichung bedarf . Solchen

Verdacht zu verhuͤten , ift aber dag Intereſſe jedes Ein ?

zelnen aus uns ſo wie der Geſammtheit . Uebrigens

glaube ich auch , daß der fruͤher gefaßte Beſchluß , das

fragliche Protokoll nicht zu drucken , nur eine interimi⸗

ſtiſche Bedeutung und Wirkung haben koͤnne ; naͤmlich

es wurde noch nicht beſchloſſen , daſſelbe zu drucken ,

aber es wurde nicht beſchloſſen , und konnte es nicht

werden , unwiderruflich feſtzuſetzen , daß — ſollten

auch was immer fuͤr Gegengruͤnde ſich ſpaͤter hervorthun

—das Protokoll in ewige Verborgenheit begraben

werde . Demnach mache ich den Antrag : eine hohe Kam —

mer wolle nunmehr den Druck jenes Protokolls ver —

ordnen .

Irhr . vo Tuͤrkhe im : Wegen zukuͤnftiger Faͤlle muß

man den Grundſatz aufrecht erhalten , daß man auf ei —

nen einmal gefaßten Beſchluß nicht ohne die allererheb⸗

lichſten Gruͤnde wieder zuruͤckkommen darf , ſonſt wuͤrde

derſelbe Gegenſtand Tag fuͤr Tag von neuem in Anre⸗

gung gebracht werden koͤnnen . Was die andere Kam —

mr gethan hat , ift får tng feine Regel .
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Yo, Rotteck : Der Beſchluß , das Protokoll der ge -

beimen Sitzung nicht bekannt zu machen , war nur ein

vorlaͤuſiger Beſchluß . Man kann von dieſem Beſchluſſe

abgehen , ohne den in Anregung gebrachten Grundſatz

zu gefaͤhrden , und es kommt hier blos auf die Wuͤrdi —

des Gewichts derjenigen Gruͤnde an , welde idh

afuͤr aufgefuͤhrt habe . Dieſe Gruͤnde wuͤrden wenig -

a zum groͤßten Theile befehen , wenn auch die zweyte

— pe
des gedachten Protofolls niht be -

an v, Zårfheim : Man fann den Befehlug un -

i
—

das Protokoll der geheimen Sitzung

g
ah ruden , auf mehr al eine Weife deuten , und

i A
fein Grund au der Annahme vorhanden , die Be —

anntmachung deſſelben unterbleibe deswegen , weil et —

was Unziemliches oder Unzartes geſprochen worden ſey

Im menſchlichen Leben kommen ſo viele Dinge

e man billig niht oͤſſentlich verden lågt . Ich

m Daher die Beforgnife deg Hrn . Hofralhs v. Rot⸗

*
nicht Saenen wenigfeng brauchen wit dén Ber -

ht nicht zu fuͤrchten.

— s Prat ardt : Die Frage if die : Sind

— Eea
tiche —— angeben morden , yon einem cins

——— Beſchluß abzugehen ? Ich kann nun

Ey
e diefer rt in dem gemachten Antrag nicht ent -

— und glaube daher , daß es bey dem fruͤhern Be —

ß ſein Bewenden haben muͤſſe.

o und Zacharia finden gwari gegen die Be -

ſich ieg
deg in Frage ſtehenden Protokolls an

— —
pauu acin þalten jedoch die Aufhebung

— — Tera Beſchluſſes bewandten Umſtaͤnden
h fuͤr bedenklich .



36 Protokolle der Erfen Rammer ,

Die Kammer

beſchloß ?

daß es bey dem fruͤhern Beſchluſſe ſein Bewenden |
behalten folle . |

Endlich fehritt die Kammer in Gemaͤßheit des in

der Sitzung vom 10 d. M . gefaßten Beſchluſſes zur

Wahl eines weitern Vicepraͤſidenten, welche durch Stim — |
menmehrheit auf |

den Oberhofmarſchall Frhrn . v. Gahling
fiel . Der Hr . Staatsminiſter Frhr . v. Berſtett uͤber⸗

nahm es gefaͤlligſt , Sr . Koͤniglichen Hoheit das Reſul⸗
tat der Wahl vorzulegen .

Frhr . v. Z9y11nhardt .

Zachariaͤ .
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Achte Sitzung .

Karlsruhe , den 22. April 1822

— —

Gegenwaͤrtig

die bisher erſchienenen Mitglieder mit Ausnahme

Sr . Hoheit deg Durhlauchtigten Práfidenten , Herrn

Marfgrafen Wilhelm zu Baden , ;
Gr . Hoheit deg Herrn Marfgrafen Leopold zit Ba -

den ,

Sr, Hoheit deg Herrn Markgrafen Marradi zu

Baden ,
der Herrn Staatsminiſtere Frhr . v. Berſtett und v .

Berkheim .

Weiter anweſend
die Herr Regierungs Commiſſaͤr , Staatsrath v. Gulat

und geheime Referendår y. Liebenfein ,
ij

6
Unter - dem Borfig deg zweyten Vicepraͤſidenten ,

iaatsraths Frhrn. v. Baden ;



138 Protofolle der Erien Kammer .

Nach Vorleſung und Genehmigung des Protokolls
der ſiebenten Sitzung wurde der nach den Beſchluͤſſen
der Kammer neu redigirte Geſetzentwurf uͤber die Stu —

dierfreyheit verlefen und genehmigt .

Beylage Ziffer 32 .

Der Herr Regierungs - Commiſſaͤr , Staatsrath v.
Gulat theilte in Abweſenheit des Staats - und Eabi —

netsminiſters Frhr . v. Berſtett ein hoͤchſtes Reſcript
Sr . Koͤniglichen Hoheit des Großherzogs vom roten
d . M. mit , wodurch der von der erſten Kammer
als dritter Vicepraͤſident in Vorſchlag gebrachte gez
þeime Rath und Oberhofmarfhal Frhr . v. Gayling
in dieſer Eigenſchaft beſtaͤtigt wird .

Beylage Ziffer 33 .

Hierauf erſtatteten , nach der Tagesordnung dazu
aufgefordert , der Frhr . v. Tuͤrkheim uͤber die Mo —
tion des geheimen Hofrath Zachariaͤ , daß ſuͤr alle
die Auslegung der Verfaſſungsurkunde und der Geſchaͤfts⸗
ordnung betreffende Fragen eine ſtaͤndige Commiſſion
ernannt werden moͤge, und der Frhr . v. Falfenffein
úber den von der Baus Commiffion vorgelegten Bericht ,
die Erbauung des Gtândchaufeg betreffend : im Namen
der gewaͤhlten Commiſſtonen Vortrag .

Beylage Ziffer 34 und 35

Die Kammer

befhtog
die Berathung uͤber den erſten dieſer beiden Gegen
ſtaͤnde in der naͤchſten Sitzung , jene uͤber den zweyten
aber nach 6. 57 . der Geſchaͤftsordnung in abgekuͤrzter
Form ſogleich vorzunehmen , womit die anweſenden Re⸗
gierungs⸗-Commiſſare ſich für einverſtanden erklaͤrten .
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Demnaͤchſt aͤuſſerte der zweyte Vicepraͤſident :

Es werde darauf ankommen :
. . 0b man dem Autrage des Commiſſions - Berichts

wegen der Eintheilung des Staͤndehauſes beyſtimme .

2. auf welche Art mit der zweyten Kammer deshalb

zu communiciren ſey .

Von mehreren Mitgliedern wurde bemerkt , daß in

dieſer gemeinſchaftlichen Angelegenheit ein Zuſammen —⸗

wirken beider Kammern noͤthig ſey , und dazu die ge —

woͤhnliche ſchriftliche Mittheilung der beiderfeitigen Bez

fhlùpe niht der geeignete Weg zu feyn fheine , wie

denn auch aur Leitung des Baugeſchaͤfts ſelbſt eine ges

meinſchaftliche Commiſſion niedergefegt worden fey , dag

jedoch , wenn , wie nicht au bezweifeln fey , die zweyte

Kammer får den hier zur Sprache gebrachten Gegenſtand

ebenfallg eine eigene Commiffon ernenne , der Wort -

laut Des Sen 75 der VBerfafunggurfunde einem fórmli -

hen Bufammentreten der beiderſeitigen Commiſſtonen

entgegen ſtehe , und es daher am zweckmaͤßigſten ſeyn

moͤchte , wenn man ſich fuͤr jetzt darauf beſchraͤnke , ders

ſelben Commiſſton , in deren Namen heute Bericht er —

ſtattet worden , die fernern geeigneten Einleitungen und

Antraͤge zu uͤberlaſſen , der zweyten Kammer von der

Ernennung dieſer Commiſſion Nachricht zu geben , und

deren Aeuſſeerung hieruͤber zu erwarten .

Die Kammer trat durch Stimmenmehrheit dieſem

Vorſchlag bey .

Endlich legte das Secretariat die Anzeigen von zwey

Motionen vor :

D des Bisthumsverweſers Frhr . v. Weſſenberg ,

die Errichtung einer Bildungsanſtalt fur Blindge —

borne betreffend :
i

Beylage Ziffer 36.
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2R des Hofraths v. Rotteck , die geſetzliche Abſchaf⸗

fung der Staatsfrohnden und uͤberhaupt die ſtren —

gere Beobachtung der fuͤr die Leiſtungen an den

Staat guͤltigen Principien des Rechts bezweckend .
Beylage Ziffer 37 .

Frhr . v. Zyllnhardt .

Zachariaͤ .

Beylage Ziffer 32 .

Enwuorf

eines Geſetzes uͤber die Studier - Freyheit .

Se

Künftig eht eg jedem Inlaͤnder frey , ohne vorher —
gegangene Staats - Erlaubniß zu ſtudieren , was und

wo er wil .

Go

Die mit dieſem Grundſatze im Widerſpruch ſtehenden

fruͤhern Verordnungen , ſind hiermit aufgehoben .

Jeder Inlaͤnder , der eine der beiden Landes Uni —

verſitaͤten beziehen , und fich Dadurch ein Necht zur Priz
fung und 4u den Mitteln der praftifchen Befáhigung
erwerben wil , (S: . ) muf . fih , ehe er gum afademi -

ſchen Bürgerrecht zugelafien werden darf , in den dafút

geordneten Formen genuͤgend daruͤber ausweiſen , daß

i er die erfor derliche vorbereitende Befaͤhigung , entweder

auf oͤffentlichen Lehranſtalten des In - oder Auslands ,

oder Durch Privats Unterricht erlangt hat .

gi

od
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Solche Inlaͤnder , die ſich von inlaͤndiſchen Lyceen
und Gymnaſien auf auslaͤndiſche Univerſttaͤten begeben
wollen , muͤſſen von dieſen Lehranſtalten auf gleicheWeiſe
entlaſſen , und mit den Zeugnifen úber hinreichende vors

bereitende Befåhigung verfehen werden , wie diejenigen
Snlånder , welche ihre Studien auf den landeg - Univer -

ſitaͤten fortſetzen wollen .

Solche Inkaͤnder , die blos Privat - Unterricht ge —

noſſen haben , und ſich auf eine auslaͤndiſche Univerſttaͤt
begeben wollen , muͤſſen fich bey einer inlaͤndiſchen mitt⸗

lern Lehranſtalt pruͤfen laſſen , und von da aus mit den

Zeugniſſen uͤber hinreichende vorbereitende Befaͤhigung
verſehen werden .

Daſſelbe gilt von ſolchen , welche von einer auslaͤn —⸗

diſchen Mittelſchule auf eine auslaͤndiſche Univerſitaͤt
ſich begeben wollen , nur daß hier nach Umſtaͤnden eine

Dispenſation eintreten und ſonach das Zeugniß der aus —

laͤndiſchen Mittelſchule genuͤgen kann .

S- 4.

Wer ohne die Abſicht , dem Staatsdienſt oder einer

eigentlich wiſſenſchaftlichen Laufbahn ſich zu widmen , blos
u Zwecken der Selbſtvervollkommnung oder veredelter

buͤrgerlicher Thaͤtigkeit , einzelne Lehrfaͤcher ſich anzu⸗ —
eignen wuͤnſcht , hat zwar den freyen Zutritt in die Hoͤr—
ſaͤle, ohne an die Bedingungen deg Şe 3. gebunden zu
fen , jedoch unter Beobachtung der bereits befiehens
den oder kuͤnftig zu erlaſſenden Vorſchriften .

SaS

<
Weder dag afademifche , noch da8 Privat- Gtudiüm

giebt kuͤnftig einen Anſpruch auf Anſtellung in Staats⸗
oder Kirchens Dienſten .

——

—

—

—

—
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Die jungen Theologen beider Hriflihen Confeo

nen erwerben einen ſolchen Anſpruch erſt durch die Muf -

nahme in die Candidatenliſten , oder durch die Erthei⸗

lung des Tafeltitels .

Junge Rechtsgelehrte , Cameraliſten , Philologen ,

Aerzte unb Chirurgen koͤnnen erſt alsdann , wenn ſie

nach vollendeten Studien eine Pruͤfung mit gutem Er —

folg beſtanden , und ſich darauf die gehoͤrige praͤktiſche

Befaͤhigung erworben haben , eine Anſtellung im Dienſte
des Staats erwarten , bhne jedoch auch alsdann einen

poſitiven Anſpruch darauf zu haben .

——
Die Pruͤfung , und wenn ſie ein genuͤgendes Reſul —⸗

tat gewaͤhrt hat , die Zulaſſung zu den Mitteln prakti —

ſcher Befaͤhigung , kann Keinem verſagt werden , der

a ) dag in dem Şen 3. Borgefchriebene erfüllt hats

b) fich in gehöriger Form dber Die Vollendung feiner

afademifcohen Studien augzumweifen vermag .

Ein Redt , die Zulafung jum Eramen und gu den

Mitteln praktiſcher Befaͤhigung zu verlangen , feht der

§. 4. bezeichneter Claffe von Gtudierenden nicht zu .

§. 7.

Durch beſondere Verordnungen , in ſo fern die bisher

beſtandenen nun nicht mehr genuͤgen , ſollen ſeſtgeſett
werden :

a) Die Vorſchriften uͤber die zum Seſcch

a

der Univer⸗

ſttaͤten bey Inlaͤndern erforderliche Vorbereitung

und Befaͤhigung und die daruͤber beyzubringenden
Nachweiſungen .

b) Die Vorſchriften uͤber die Pruͤfungen junger Theo⸗

logen beyder chriſtlichen Confeſſtonen , uͤber ihre

che

twe!

Mi

mi

Bef

als
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Aufnahme in die Candidaten - Liſten und die Erthei —

lung des Tafeltitels .

c) Die Vorſchriften uͤber die Pruͤfungen zjunger Rechts⸗

gelehrten , und uͤber die Zulaſſung derſelben zur

praktiſchen Befaͤhigung und zur Advocatur .

M Die Vorſchriften uͤber die Pruͤfnngen junger Ca⸗

meraliſten und die Zulaſſung derſelben zur prakti —

ſchen Befaͤhigung .

e) Die Vorſchriften uͤber die Pruͤfungen junger Aerzte
und Chirurgen , und die Ertheilung der Erlaubniß

zur aͤrztlichen und wundaͤrztlichen Praxis an die —

ben. š
i

— —

Auch auf Gymnafien und Lyceen fol Keinem , wels

Der fich úber den Befiş Der nõthigen Bortenntnife auge

weist , die Xufnahme verfagt , und eg follen die fùr die

Mittelſchulen beſtehenden Disciplinar - Verordnungen
mit dem Geiſte des gegenwaͤrtigen Geſetzes in Einklang
geſetzt , die demſelben widerſprechenden Vorſchriften aber

alg aufgehoben betrachtet werden .

Beylage Ziffer 33 .

Ludwig von Gottes Gnaden ,

Großherzog zu Baden , Herzog zu Zaͤhrin —
Sen , Landgraf zu Nellenburg , Graf zu

Salem , Petershaufen und Hanau , x

Aufdie an tng gelangte Anzeige , dag die Erfe

Rammer Unſerer getreuen Stande zu der Stelle ihres

dritten Vicepraͤſidenten Uns , in Gemaͤßheit des Reſcrip⸗
tes vom oten dD. M, Unſeren Geheimen Rath und Ober —
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hofmarſchall Freyperrn v. Gay ling in Vorſchlag brin⸗

ge ; ertheilen Wir anmit dieſer Wahl Unſere landes —

herrliche Beſtaͤtigung .

Wir beauftragen Unſern Staats - und Cabinets - Mi⸗

niſter Frhrn . von Ber ſtett Vorſtehendes zur Kennt⸗

niß der Erſten Kammer Unſerer getreuen Staͤnde zu
bringen .

Gegeben , Carlsruhe den 19 . April 1822 .

E E

vdt . Berſtett .

Auf Befehl Sr . Koͤniglichen Hoheit
Beiß .

HeD TAGLAR 3A

Commiſſionsbericht

uͤber den Vorſchlag einer ſtaͤndigen Commiſ —
ſion fuͤr Mottonen und andere Eroͤrterungen ,
welche die Auslegung der Verfaſſungsurkunde
oder die Geſchaͤftsordnung der Kammer

betreffen .

Ewer Attest

von dem

Staatsrath Freyherrn v. Tuͤrkheim .

Der Herr geh. Hofrath Zacharlaͤ hat in der erſten dieß⸗
jaͤhrigen Sitzung einige , die Verfaſſung und den landſtaͤn⸗

diſchen Geſchaͤftsgang betreffende Fragen ausgehoben , und

darauf die Bemerkung gegruͤndet, daß es wohl vortheil —⸗
haft ſeyn duͤrfte , auf jedem Landtage eine ſtaͤndige Com⸗

miſſion zu erneunen , an welche alle Antraͤge und Er

au
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oͤrterungen dieſer Gattung zur Bearbeitung verwieſen

wuͤrden, — eine Einrichtung , welche ſchon laͤngſt in

dem Brittiſchen Ober - und Unter Haus beſtehe .

Dieſer in der darauf folgenden Sitzung in die vor⸗

geſchriebene Form einer Motion gebrachte Antrag : bes

ſchraͤnkt ſich eigentlich auf die Ernennung einer ſtaͤn⸗

digen Commiſſion fuͤr alle Bearbeitungen , welche die Aus⸗

legung unſerer Verfaſſung und uunſerer Geſchaͤftsord⸗

nung betreffen , und die von dem Herrn Proponenten

aufgeworfene beſondere Fragen in dieſer Beziehung ſind
vor der Hand nur als Beyſpiele anzuſehen , um die

Zweckmaͤßigkeit des Vorſchlags damit zu begruͤnden .

Auh die Commiſſion , in deren Namen ich ſpreche ,
hat daher nur dieſen Antrag als den eigentlichen Ge —

genſtand ihrer Begutachtung zu betrachten , weil ſie nicht

die durch die Motion des Herrn geheimen Hofraths Za⸗

chariaͤ vorgeſchlagene ſtaͤndige Commiſſion , ſondern nur

eine Commiſſion zur Pruͤfung eben dieſer Motion - ift .

Sie wird ſich daher auch auf die einzelnen zu deren Be⸗

gruͤndung bereits ausgehobene Fragen nur in ſo weit

einlaſſen , als die hohe Kammer dadurch in den Fall

geſetzt werden kann , zu beurtheilen , ob dieſelben auf
eine weitere und beſondere Bearbeitueg ausgeſetzt wer⸗

den muͤſſen , oder als in Anregung gebrachte Zweifel

durch alsbaldige Encſcheidung erledigt werden koͤnnen .

So Zlaubt diefelbe den ihr gewordenen Auftrag auslegen
zu muͤſſen.

Was nun zuvoͤrderſt den eigentlichen Gegenſtand der

vorliegenden Motion betrifft , ſo laͤßt es ſich wirklich

nicht verkennen , daß bey einer jeden , beſonders aber

bey einer erſt vor kurzem ins Leben getretenen , noch

wenig durch Uebung oder Zuſaͤtze erlaͤuterten Repra —ͤ
ſentativ⸗ - Verfaſſung haͤufig zweifelhafte Faͤlle der An —

wendung vorkommen muͤſſen , welche einer Bearbeitung
in Commiſſtonen beduͤrfen , und nicht ohne eine ſolche

Protokole der Erten Kammer , 10
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Vorbereitung gleich in voller Verſammlung entſchieden
werden koͤnnen ; nur fragt es ſich , ob es raͤthlich ſeh ,

dazu eine ſtaͤndige Commiſſion niederzuſetzen ?
Der buchſtaͤbliche Inhalt unſerer Geſchaͤfts Ordnung

ſpricht dagegen , indem dieſelbe im . 40 . aus nahms⸗

weiſe einzig und allein fuͤr die Petitionen eine ſolche

ſtaͤndige Commiſſion , außerdem aber „fuͤr die vorkom⸗

mende ein zelne Geſchaͤfte ‘ jeweils beſondere Commiſ⸗

ſionen verſchreibt . Der Vorſchlag geht daher auf eine

Abaͤnderung dieſer beſtehenden Ordnung , und darum

wurde auch der Herr Proponent veranlaßt , denſelben in

die Form einer Motion zu bringen .
Es wird den meiſten Mitgliedern dieſer hohen Ver⸗

ſammlung noch erinnerlich ſeyn , daß ſchon im Jahr

1819 bey den Berathungen uͤber den Entwurf eben dieſer

Geſchaͤfts⸗ Ordnung davon die Nede war , db es nit

uͤberhaupt beſſer waͤre, ſtaͤndige Commiſſtonen nach einer

gewiſſen Einthellung der vorkommenden Gegenſtaͤnde in

Hauptfaͤcher ſtatt der jedesmaligen Wahl einer beſon —
dein Commiſſion fuͤr jeden einzelnen Gegenſtand einzu

fuͤhren , daß aber das Reſultat eine Verwerfung dieſer

Idee war , und zwar aus dem Grund , weil es nicht

raͤthlich ſchien , Zanze Geſchaͤftszweige hinſichtlich der

in der Regel ſehr entſcheldenden Commiſſions - Bearbei⸗

tung unwiderruflich in die Haͤnde einiger wenigen Mit⸗

glieder fuͤr die Dauer einer ganzen Sitzung zu geben ,
und dadurch in der Kammer ſelbſt einen vorherrſchen⸗
den Einfluͤß engerer Ausſchuͤſſe zu begruͤnden , Veret Ten ?

denz von ſo mancherley Combinationen abhaͤngt , da doch
bisweilen noch im Laufe der Verhandlungen uͤber einen

Gegenſtand der gegenſeitige Austauſch der Ideen auf

die Zweckmaͤſßgkeit einer Aenderung in der Vertheilung

Der Rolen und auf den Nugen aufmerffam macht , wet -

hen man inder Folge : bey Der Bearbeitung verwandt

Materien aus den Einſichten eines fruͤher , vielleicht fuͤr
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ganz andere Faͤcher in Anſpruch genommenen Mitglieds
ziehen kann . Findet man hingegen keinen ſolchen An

laß zu Veraͤnderungen in der Bildung der Commiſſio —
nen , ſo hindert nichts , dieſelben Mitglieder das naͤch—
ſtemal von Neuem in dem naͤmlichen Fache zu ver —

wenden ; gegen den Vortheil hierin wenigſtens freye

Haͤnde zu haben , kann aber die kleine Muͤhe bey der

Formalitaͤt jedesmaliger neuer Commiſſtonswahlen nicht
in Anſchlag kommen

Blos fuͤr die vorlaͤuſige Pruͤfung der einkommenden

Petitionen iſt eine Ausnahme von dem eben angefuͤhr —
ten Grundſatz gemacht worden , weil es ſich hier eigent —
lich nur von einer Vorarbeit handelt , uͤnd alle jene
Eingaben , welche einer in ihren Inholt weiter enz

gehenden Bearbeitung beduͤrfen , nach dem §. 55 .

unſerer Geſchaͤftsordnung zu dieſem Behuf an eigene

Commiſſionen verwieſen werden , — dieſelbe Einrichtung
aber auch auf Eroͤrterungen uͤber die Verfaſſung und

den Geſchaͤftsgang der Kammer auszudehnen , moͤchte
gerade fuͤr ſolche Gegenſtaͤnde aus den vorhin angege —
benen Gruͤnden noch weit bedenklicher ſeyn , als wenn

ſie ſonſt fuͤr einzelne Faͤcher der Geſetzgebung und der

erwaltung angenommen wuͤrde .

VUebrigens verſteht es ſich von ſelbſt , und iſt durch

die bisherige Uebung beſtaͤtigt , daß verwandte und

mit einander oft in genauer Verbindung ſtehende Be —

rathungs - Gegenſtaͤnde dieſes Zuſammenhanges wegen ,

ſehr leicht an eine bereits beſtehende , durch Erledigung
ihres Auftrags noch nicht aufgeloͤgte , Commiſſton ver —

wieſen werden koͤnnen

Unter Hinweiſung auf dieſes , von dem Gukfinden
er Kammer abhaͤngende und im Weſentlichen der von

dem Herrn Proponenten beabſichtigten Geſchaͤfts⸗ Ver —

einfachung entſprecheude Auskunftsmittel , geht daher

unſer Commiſſions Antrag dahin ! von der Ernennung
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einer ſtaͤndigen Commiſſion fuͤr Verfaſſungs⸗ und Ge—⸗—

ſchaͤfts - Gegenſtaͤnde Umgang zu nehmen .

Es bleibt mir nun noch uͤbrig, die Anſicht der Com —

miſſton uͤber die einzelne zur Begruͤndung des Vorſchlags
aufgeworfene Fragen — iedoch nur zu dem bereits vor⸗

hin angegebenen Zwecke in Kuͤrze vorzutragen :

) Welches iſt der Sinn und die Abſicht der

Verfaſſungs - Urkunde hinſichtlich der Erneuerung der

Univerſitaͤts - Abgeordneten , wenn ein ſolcher an die

Stelle eines vor dem Ablauf der beſtimmten 4 Jahre ab⸗

gegangenen Vorgaͤngers erwaͤhlt worden iſtz — wird

die Dauer ſelner landſtaͤndiſchen Eigenſchaft von ſeiner
Wahl an gerechnet , oder von der Wahl jenes Vorgaͤn —

gorg , telen Stellvertreter erit ?
Der G. 31 . ſagt hieruͤber buchſtaͤblich nichts , aber

der Zuſfammenhang und der daraus zu entnehmende Geiſt
der Verfaſſung ſpricht fuͤr die analoge Anwendung deſſen ,
was in dieſer Beziehung fuͤr andere durch Wahl ernann⸗

ten Mitglieder beider Kammern feſtgeſetzt iſt .

Der 86. 29 . heſtimmt , daß alle 4 Jahre die Haͤlfte
der grundherrlichen Deputirten austreten ſolle ; ebenſo
berordnet der §. 38 . in der zweyten Kammer alle 2 Jahre
eine Erneuerung eines Biertels ihrer Mitglieder .

Hieraug ift eine durch ale Betimmungen Éber die

Zuſammenſetzung der Landſtaͤnde , in fo weir fie aué gez

waͤhlten Mitgliedern beſtehen , hervorleuchtende Abſicht ei⸗

ner regelmaͤßigen , von Landtagen zu Landtagen erfolgen⸗
den theilweiſen Erneuerung derſelben zu erkennen , und in

dieſem Sinn iſt auch im Ha 39 . der Verfaſſungs⸗ Urkunde
die Diſtinction zwiſchen dem regelmaͤßigen Austritt der

Abgeordneten , welcher ſich auf dieſe in einer pars quota

feſtgeſetzte periodenweiſe Erneuerung gruͤndet , und einem

blos zufaͤlligen Austritt ausgeſprochen .
Auch die ohne allen Widerſpruch anerkannte bishe —

rige Praxis ſtimmt hiermit uͤberein . In der erſten Kam —
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mer , bey deren geringern Zahl von Mitgliedern eine

Erneuerung von 4 zu 4 Jahren als genuͤgend aner -

kannt wurde , iſt zwar noch kein Fall der Anwendung vor⸗

gekommen , wohl aber in der zweyten . Im Verlauf der

erſten 2 Jahre ſind mehrere Mitglieder derſelben in Folge

perſoͤnlicher Verhaͤltniſſe abgegangen und durch andere

erfegt worden . Defenungeachtet ift algemein anerfannt

worden , daf die planmåfige Erneuerung eineg Biertelg

der Mitglieder nach 2 Jahren - Dadurch nicht alterirt mwer-

den koͤnne, und die Neugewaͤhlten find alg Stellvertreter

ihrer Vorgaͤnger nur auf ſo lange eingetreten , als dieſe

nach dem Erneuerungs - Plan in der Kammer verblieben

waͤren . Haͤtte man ihre Deputirten - Eigenſchaft von

dem Zeitpunkt ihrer eigenen Wahl an gerechnet , ſo
wuͤrde man es von Zufaͤlligkeiten abhaͤngig gemacht haben ,
ob nach einer ſolchen zweyjaͤhrigen Periode einmal mehr
oder weniger als der vierte Theil der Kammer erneuert

wuͤrde . Wenn man aber auch die fuͤr die Mitglieder der

zweyten Kammer gegebene Beſtimmungen fuͤr jene der

Eiſten weniger anwendbar finden wollte , ſo iſt doch die

Frage , welche Hr . geh . Hofrath Zachariaͤ hinſichtlich
der Univerſitaͤts Abgeodneten als zweifelhaft ausgeho —

ben hat , in dem 8. 29 . hinſichtlich anderer Abgeordneten
in der erſten Kammer , nemlich ter grundherrlichen un —

fireitig entſchieden , indem eg dort beſtimmt ausgedruͤckt
iſt , daß alle 4 Jahre die Haͤlfte derſelben ohne Ruͤckſicht
auf zufaͤlligen Perſonen⸗Wechſel austreten muß , folglich

anzunehmen iſt , daß auch die gleich darauf im §. 31 . fùr

die Univerſitaͤts - Abgeordneten feſtgeſetzten 4qJahre eben -

faig eine vierjaͤhrige Landtagsperiode , nicht
Cine perfoͤnliche 4 jaͤhrige Amtswuͤrde be —

zeichnen .
Doß aber fuͤr die 2 Abgeordneten der Univerſttaͤten nicht

cbenfo . wie fór die g grundperrlichen , und fúr die

63 Mitglieder der pweyten Kommer gegen pine : gleichzei =
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tige Erneuerung durch Beſtimmung des von 2zu 2 Jahren elne

erfolgenden Austritts eines derſelben Vorſorge getroffen die

worden iſt , mag daher ruͤhren , daß eine ſolche Eintheilung chen

bep zweyen weniger als bey 8 . oder bey einer ganzen beſe

aus 63 . Mitgliedern beſtehenden Kammer noͤthig ſchien , —

wiewohl es an fich deg im Ganzen Durhherrfhend | per

Grundſatzes wegen conſequenter geweſen ſeyn moͤchte. iA
Die Coimmiffion ift nad ) alem diefe der Meinung , daf

die Erpeuerung der Untverſitaͤts - Abgeordneten regelmaͤe nad
‘ Fig nah g Jahren oder 2 Landtagsperioden — ohne mi
Ruͤckſicht , ob einer oder der andere als Stellvertreter ei

tig
nes ausgetretenen Vorgaͤngers in der Zwiſchenzeit erwaͤhlt dah
worden ſeye , zu geſchehen habe . Dabey verſteht ſich,
Da von ordentlichen zweyjaͤhrigen Landtagsperloden die ſicht
Rede ift , daf ein etwa in die Zwiſchenzeit fallender au⸗ tåt

ferördentlidher Landtag niht mitgezåhlt " werden fani beri
und eben fo wenig ein ahr , welches , mie dag abr rgy mep
unter Verhandlungen und Vertagung verſtreicht , wenn tof
der in dDaffelbe falende Landtag und dag auf diefem fúr
2 Jahre şu beftimmende Budget erft in dem Folgenden `
zum Abſchluß kommt , daß alſo Die nåh 4 Yahren vorge gt
ſchriebene Erneuerung jedenfalls erſt vor der Verſamm⸗ *
tung deg Zten ordentlichen Landtags der nach zweymali⸗ *
gem Ablauf eſnes Jahres , in welchem ein of dentlicher Land⸗ i

5

tag geſchloſſen wurde , und eines jedesmal daräuf folgen⸗

gen Jahres , fuͤr welches das auf demſelben regulirte J
Budget noch gilt , zu geſchehen habe . á

2) Sind die auf einem frihern Landtag gemaditt J
und unerledigt gebliebene Antraͤge auf dem folgenden

D
Landtag von dem Secretariat zu reproduciren , oter al ?

Y
nicht geſchehen (beſeitigt ) zu betrachten ?

x

Nach der Anſicht der Commiſſion beduͤrfen ſolche un⸗

erledigt gebltebene Antråge auf einem folgenden Landtag
ben

( nicht aber , wie es in dem Jahr 1820 der Ball war , b

der Fortfegung eines blos vertagten Landtags ) allerdingẽ
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elner wiederholten Anregung , und einer hierauf erfolgten ,
die Wiederaufnahme der fruͤhern Verhandlungen ausſpre —
chenden Eutſchließung der Kammer , wenn ſie nicht als

beſeitigt betrachtet werden ſollen , und zwar darum

a ) weil uͤberhaupt die Staͤnde - Verſammlung keine

permanente Behoͤrde , ſondern eine periodiſche Erſcheinung
iſt , und uͤberdleß

b) wegen der jedesmal , abgeſehen von Zufaͤlligkelten,
nach geſetzlichen Beſtimmungen erfolgenden Veraͤnderungen
inder perfònlichen Zufammenfegung , nicht mehr als tden -

tiſch mit der vorhergegangenen betrachtet werden fann ,

daher
c) Die Sortdaner fråherer Gefinnungen und An —

ſichten , welche uͤberhaupt ſelbſt bey unbezweifelter Identl⸗

taͤt nach einem bedeutenden Zeitraum und ſo mannichfach

veraͤnderten Umſtaͤnden zweifelhaft werden muͤßte, nicht

mehr als ſich von ſelbſt verſtehend , betrachtet werden kann ,

wohingegen es jedoch

d) nur darauf ankommen kann , daß der unerle —

digt gebliebene Gegenftand von . Nenem in Anregung - gez

bracht, und daraufhin von der Kammer in einer folgenden

Sitzung die Wiederaufnahme der daruͤber gepflogenen

erhandlungen , und zwar auf dem Punkt , auf welchem

ſie ſtehen geblieben waren , beſchloſſen , mithin aus geſpro⸗

chen werde , daß ſie ſich dieſe letztere auch jetzt wieder zu

igen mache , ohne dag eg darum noͤthlg waͤre, den Stu —

fengang der vorhergeſchriebenen Formlichkeiten , in ſoweit
ſolchen auf dem fruͤhern Landtag bereits Genuͤge geleiſtet

wurde , von Neuem durchzulaufen , indem es blos einer

Probe uͤber die Fortdauer gleicher Anſicht bedarf .

Hiernach wird ſich auch die weltere Frage entſchei⸗
en laſſen :

3) Wie ift eg wegen derjenigen Mittheilungen zu hal

— welche auf dem vorigen Landtage yon der erften

—
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Kammer an die zweyte ( oder umgekehrt ) erlaſſen worden ,

und von dieſer ohne Antwort geblieben ſind ?

Hier reichen nach der Meinung der Commiſſion ganz

die naͤmlichen ſo eben vorgetragene Gruͤnde zur Entſchel⸗
dung hin . Die zweyte Kammer kann nicht ohne erneuerte

Aufforderung und Erklaͤrung der Erſten , annehmen , daß

diefe fich noch zu einem auf dem vorigen Landtag pier :
über gegebenen Antrag befenne , — fann dDiefen da

ber auch niht mehr alg folchen behandeln und vor

nehmen ; fo wie fie Dazu niht mehr verbunden ift , eben

fo if fie auch nicht mehr dazu berechtigt , denn die Vollmacht |
der niht mehr identifchen Kammer , welche den Antrag alf

Erklaͤrung ihrer Entſchließung hinuͤbergab , iſt erloſchen —
Hingegen bedarf es ebenſo , wie vorhin bey der

zweyten Frage bemerft wurde , nur einer auf die ante

acta ſich beziehenden Beſchlußfaſſung der veranlaſſenden
Kammer , daß ſie ſich den fruͤhern Antrag wieder zu ei

gen mache , um denſelben bey der andern Kammer von

Neuem als ſolchen geltend zu machen < ohne daf Legtert
der Erftern eine abermalige Wiederholung der Motiong ’

oder anderer Gefháftformen zumuthen fann .

ğŞm übrigen wird eg niht nõthig und hier der Ort

nicht ſeyn , zu unterſuchen , was zu thun wåre , wenn

eine Kammer wiederholt Antraͤge der Andern unberuͤck

ſichtigt liegen ließe . Ein ſolches Verhaͤltniß zwiſchen beiden

Kammern iſt bey uns nicht zu beſorgen , uͤberhaupt nicht
wohl denkbar , da es ja einer jeden freyſteht , die An⸗

traͤge der Andern zu verwerfen , und wenn je der gal
eintråte , fo fónnte er nach feinem G. poſitiver Geſetze ,
fondern nur durch die aug dem Wefen und Zmed eine !

Repråfentativ - Verfafung gefhópfte , und fih am Ende

von ſelbſt aufdringende Ueberzeugung geſchlichtet werden /
daß man ſich gegenſeitig noͤthig hat , wenn uͤberhaupt et⸗

was Gedeihliches zu Stande gebracht werden ſoll .
Die von dem Hrn . Proponenten bey dieſem Anlah

O
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beſonders in Erinnerung gebrachte Mittheilung an die

zweyte Kammer uͤber die von Zyllnhardtſche Mo —

tion megen Modificationyder ŞS. 60 . und 73 . der Ver —

faſſungs⸗ Urkunde iſt unſtreitig von zu großer Wichtigkeit ,

alg daf diefelbe nicht auf die eben angegebene Weife . er -

neuert und in Gang gebracht werden folte . Die Com -

miſſton beſorgte aber die Graͤnzen ihres Auftrags zu ſehr

zu uͤberſchreiten , wenn ſie ſich vor einem Ausſpruch der

bohen Kammer hieruͤber , auch noch auf eine Erdrterung

dieſer Frage verbreiten wollte , ſo Vieles ſich auch noch
uͤber dieſen Gegenſtand ſagen ließe .

Beylage Ziffe Asy

Vortrag
iber den pon der Bau - Commiffion borge :

legten Bericht , die Erbauung deg Gtåndez

haufeg betreffend .

€ r fattet

von dem

Zrenherrn v. Falfenftein .

Der porliegende Bericht der Bau - Commiffon um -

faßt zwey Haupt - Gegenfånde , welche einer nåhern

Erörterung und darauf fich gråndenden Entſcheidung
der hohen Kammer unterliegen . Dieſe Gegenſtaͤnde find :

1) Der Koſtenaufwand des Staͤndehauſes , und

2) die Soliditaͤt und zweckmaͤßige innere Einrichtung

deſſelben .
In Anſehung des erſten Punctes bemerkt die Banz

Commiſſion in ihrem Berichte , daß es ihr , ohne die

Zweckmaͤßigkeit des Gebaͤudes aus dem Auge zu verlie —
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ren , nicht mõglih gewefen ſey , mit der vorgeſchriebe —
nen GSumme von 80,000 fi. augzureichen , und dag ein

Mehraufwand von 20,000 fl . zur gånzlichen Herfelung

und Vollendung deg Gcebåudes nöthig falle , ein Mehr -

Aufwand , welcher nicht ſowohl in dem Bauweſen an und

fuͤr ſich , ſondern vielmehr in der Erkaufung des Bau —

platzes , ſo wie in dem erforderlichen Ameublement und

den Nebenkoſten ſeinen Grund habe , wie es das beyge⸗

legte Verzeichniß uͤber ſaͤmmtliche Baukoſten ausweiſe ,

Noch wird ferner von der Bau⸗ - Commiſſton bemerkt ,

daß ſie es als unausweichlich noͤthig erachtet habe , ei —

nen geeigneten Theil des Bauplatzes an den Nachbar ,

Herrn Baumeiſter Fiſcher , kaͤuflich zu uͤberlaſſen , um

dadurch einem groſſen und koſtſpieligen Mißſtande zu

entgehen , der ſich ohne dieſe Vorkehrung durch die Noth —

wendigkeit des Anbaues an den rohen Giebel des Fiſcher —

ſchen Hauſes ergeben haben wuͤrde .

Die von der hohen Kammer zur Pruͤfung des Bau —

berichts niedergeſetzte Commiſſion glaubte ſich bey dem

wichtigen und allerdiags ſehr bedenklichen Umſtande ,

daß die Baukoſten des Staͤndehauſes die von den Staͤn —

den bewilligte Summe um den bedeutenden Betrag von

20,000 fle uͤberſteigen , mit den desfallſtgen Bemerkun⸗

gen der Bau⸗ - Commiſſion nicht begnuͤgen zu koͤnnen ,

und ſah ſich daher veranlaßt , dieſe letztere aufzufordern ,

ſowohl wegen des erwaͤhnten Mehraufwandes , als auch

uͤber die Urſache , warum eine Abweichung von dem

Bauplane des Herrn Oberbaudirectors Weinbrenner

Statt gefunden habe , eine motivirte ausfuͤhrliche Aeuſ⸗

ſerung abgeben zu wollen , um dadurch in den Stand

geſetzt zu werden , der hohen Kammer eine umſtaͤndliche

Darſtellung der Sache vorlegen zu koͤnnen .
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Muf diefe Aufforderung erfolgte eine Erflárung der

Mitglieder der Bats Commiffion von der erften Kammet

dahin ; daß dieſelben ſtets bereit ſeyen , alle erforderli —

chen Erlaͤuterungen zu geben , nur koͤnne dieſes vor der

Hand nicht anders als muͤndlich geſchehen , weil die

Acten , welche die Aufſchluͤſſe uͤber die in Frage geſtell —

ten Puncte enthalten , mit dem Dupplicat des Baube⸗

richts an die zweyte Kammer uͤbergeben worden ſeyen .

Bey dieſer Lage der Sache iſt die Commiſſion , de⸗

ren Organ ich zu ſeyn die Ehre habe , des Dafuͤrhaltens ,

daß dieſer Gegenſtand big zu der demnaͤchſt zu erwar —

tenden Communication der einſchlagenden Aecten um ſo

mehr ausgeſetzt werden duͤrfte , als es erſt moͤglich ſeyn

wird , nach Einſicht dieſer Acten eine mit den noͤthigen

Belegen verſehene Beleuchtung der in Frage ſtehenden

Puncte zu entwerfen , welche dann der hohen Kammer

als Grundlage zu der Beurtheilung und Schlußfaſſung

uͤber dieſe Sache dienen wird .

Was nun den zweyten Punct des Bauberichts be —

trifft , naͤmlich die Soliditaͤt und zweckmaͤßige innere Ein—⸗
richtung des Staͤndehauſes , ſo hielt die Commiſſion einen

Local - Augenſchein fuͤr den beſten Weg , wodurch man

ſich die Verſicherung verſchaffen koͤnne, ob und in wie

ferne den gerechten Erwartungen der hohen Kammer

hinſichich der Zweckmaͤßigkeit des ganzen Hauſes , und

ins beſondere in Beziehung auf das fuͤr den Dienſt der

erſten Kammet erforderliche Local entſprochen worden

ſey.
Zu dieſem Ende verfuͤgte ſich die Commiſſion mit

dem Herrn Vicepråfidenten Zrhrn . v- B aden , dem Herrn

Gecretår geheimen Hofrath Zadhariá , und bem Herrn

Obermarſchall Frhrn . v. Gayling , Letzterer als Mit —
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glied der Bau - Commiffion , am 20 . d. M. indas neue

Staͤndehaus .

Man unterſuchte und beſichtigte dieſes Letztere in

allen ſeinen Theilen auf das genauſte , und erhielt da —

durch die Ueberzeugung , daß dieſes Gebaͤude ſowohl
in ſeiner Anlage , als innern Eintheilung und Einrich —

tung vollkommen ſeiner Beſtimmung angemeſſen ſey , und

daf auch in Bezug auf ſeine Soliditaͤt nichts zu wins

ſchen uͤbrig bleibe .

Die Hauptparthien des Hauſes ſind die Sitzungs —
ſaͤle beider Kammern , welche nicht nur den noͤthigen
Raum in ſich faſſen , ſondern auch in geeigneter Hoͤhe
erbaut , und mit dem noͤthigen Lichte verſehen ſind .

Wenn auch der Saal der Erſten Kammer jenem der

Zweyten an Schoͤnheit und Eleganz etwas nachſtehen
duͤrfte , ſo wird doch der erſtere Durch vortheilhafte Bez

nutzung des Raumes alle jene Bequemlichkeiten dar —

bieten , die man in Beziehung auf ſeinen Zweck erwar —

ten darf .

Der innere Raum dieſes Saales iſt einſchließlich
des Praͤſidenten und der Secretaͤre auf 40 Perſonen

berechnet , eine Anzahl , welche den Beſtand der Erſten
Kammer auch in der Zukunft niemals uͤberſteigen duͤrfte .

Nebſt dieſen beiden Saͤlen iſt die noͤthige Anzahl
von Commiſſions - und Arbeits - Zimmern fuͤr de Ses

cretaͤre vorhanden , und eben ſo wenig vermißt man

den zur Aufbewahrung der Acten noͤthigen Platz .

Wenn auf dieſe Weiſe fuͤr ein zweckmaͤßiges Geſchaͤfts —

Locale fuͤr beide Kammern hinlaͤngliche Fuͤrſorge ge —

troffen worden ift , fo bleibt andererſeits noch uberdieß

ein fehr aasgedehnter Platz uͤbrig , welcher fuͤr die Woh —⸗
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nungen der Beamten und Diener der beiden Kammern

benugt werden fann

Bep Gelegenheit diefe Augenſcheins hat jedoch die

Commiſſion die Bemerkung gemacht , daß es aus man⸗

cherley Ruͤckſichten raͤthlich ſeyn duͤrfte , das Local bei —

der Kammern in der Art zu trennen und auszuſcheiden ,

daß die fuͤr jede Kammer noͤthigen Zimmer ſo viel moͤg⸗

lich an einander und in der nåmlichen Etage Tågen ,

Diefeg wårde nicht nur für den Dienft beider Kam -

mern febr förderlich ſeyn , ſondern es wuͤrde dadurch

manchen andern Inconvenienzen vorgebeugt , welche durch

das Beyſammenwohnen des Amtsperſonals beider Kam⸗

mern entſtehen koͤnnten.
Ein weiterer Vortheil wuͤrde ſich noch Pi: einer fols

then Augfheidung dadurch ergeben , Dafi eine jede Kams

mer ohne alle Hindernife in dem får fie befimmten Los

cale , alle : jene Cintheilungen und Einrichtungen treffen

laſſen koͤnnte, welche ſie noch uͤber die bereits beſtehen —
den als noͤthig und ihren Beduͤrfniſſen angemeſſen erach⸗
ten wuͤrde .

In Folge deſſen erlaubt fich die Commiſſion ihren

desfallſigen Antrag dahin zu ſtellen , daß fuͤr die Erſte

Kammerausſchließend die ganze mittlere Etage , dage —

gen aber eben ſo fuͤr die Zweyte Kammer der ganze un :

tere und der ganze obere Stock beſtimmt werden moͤchte.

Nur måften noch die zwey erſten Zimmer im unkern

Stock bey der Einfahrt von der Rittergaſſe her links ,

welche in dem lithographirten Plane mit d und e bezeich⸗
net ſind , fuͤr den Kanzleydiener der Erſten Kammer in

An ſpruch genommen werden .

Wenn dieſer Vorſchlag den Beyfall der hohen Kam —

mer erhalten ſollte , ſo wuͤrde dann hierwegen ungeſaumt
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die noͤthige Communication an die Zweyte Kammer zu

erlaſſen ſeyn , welche in der Erklaͤrung zu beſtehen haͤtte,

daß die nunmehr nothwendige Vertheilung der im Staͤn⸗
dehauſe befindlichen Zimmer und Behaͤltniſſe am ſchick—⸗

lichſten durch eine von beyden Kammern zu ernennende

gemeinſchaftliche Commiſſion - eingeleitet werden koͤnnte⸗

wozu ſich die ſchon beſtehende BauCommiſſion am Beſten

eignen duͤrfte .

Beylage Ziffer 36.

WDE EE ;

des Visthumsverwefers Frhr . v. Weffenberg die

Errichtung einer Bildungsanſtalt fuͤr Blindgebohrene im

Lande betreffend .

Kartgruhe , den 22 . April 1822 . :

J . H. v. Weſſenberg ,
Bisthumsverweſer .

Beylag e Ziffer 37
Dem Secretariat Einer hohen Kammer zeigt der Un —

terzeichnete vorſchriftsmaͤßig an , daß er eine Motion ,

die geſetzliche Abſchaffung der Staats - Frohnden

und uͤberhaupt die ſtrengere Beobachtung der fuͤr die

Leiſtungen an den Staat guͤltigen Principien des Rechts

bezweckend zu machen gedenke .

Karlsruhe , den 22 . April 1822 .

Hofrath v. Rottek .

— — — —
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Rarlsruhe , den 26 . April 1822

—
Gegenwaͤrtig :

Die bisher erſchienenen Mitglieder mit Ausnahme :

Sr . Hoheit des Durchlauchtigften Pråfidenten , Herrn

Wartgrafen Wilhelm zu Baden ;

` Or . Hoheit deg Herrn Marfgrafen Magimilian gu

Baden , und

des Herr Staatsraths Baͤumgaͤrtner—

Unter dem Vorſitz des zweyten Vicepraͤſidenten ,
Staatsraths Frhrn . v. Baden .

Das Protokoll der achten Sitzung wurde verleſen
und genehmigt .

Das Seeretariat machte hierauf die Anzeige von der

in der letzten Vorberathung geſchehenen Wahl der Mit —

glieder zweyer Commiſſionen , und zwar —
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D) für die Commiſſisn uͤber den , die Amortiſations⸗
Cafe Rechnung von I820/21 betreffenden Bericht
des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes

desFrhr . v. Falkenſtein ,
des Oberhofmarſchalls Frhr . v. Gayling und

des Frhr . v. GemmingenPreſteneck ;

2 ) fùr die Budgets - Commiffton

des Frhrn . v. GemmingenPreſteneck ,

deg Oberhofmarſchalls Frhrn . v. Gayling ,

des Frhrn . von Falkenſtein ,

des geh . Hofraths Zach ariaͤ ,

des Staatsraths Frhrn . v. Tuͤrkheim ,

des Staatsraths Frhrn . v. Zyllnhardt ,

des Bisthumsverweſers Frhrn . v. Weſſenberg ,
des Genermajors Frhrn . v. Freyſtedt und

des Frhrn . v. Gemmingen - Steinegg .

Der Vicepraͤſident erklaͤrte nunmehr die Dis —

cuſſiton uͤber die Motion des geh . Hofraths Zachariaͤ

wegen Ernennung einer ſtaͤndigen Commiſſion fuͤr die

Auslegung der Verfaſſungsurkunde und der Geſchaͤfts⸗

ordnung fuͤr eroͤffnet , mit der Bemerkung , daß vor

allen Dingen die Hauptfrage in Berathung zu ziehen

ſeyn werde , ob eine ſolche , Commiſſion zu ernennen fey

oder nicht ? ſodann koͤnne man zu den einzelnen Ver —⸗

faſſungs Fragen fortgehen , welche der Proponent aufge

felt , und der Commiffong : Bericht . vorláufig erórtert

habe .

Zacdhariâ : Yndem ich Hiermit den Antrag auf dil

Ernennung einer ftåndigen Commiffion får den angegt

benen Zweed zuruͤcknehme , wird die Discuſſion uͤber die

Hauptfrage ” wegfallen Eónnen , wenn nicht die Ramme !

ciner andern Meinung fepn folte . Da eg mir mehr auf
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iong - | die Sahe , alg auf die Form anfommt , fo vereinige ih
ericht mich ganz mit den wegen einer ſolchen Commiſſton in dem

Berichte enthaltenen Aeuſſerungen . Iſt ſie wirklich Be —

duͤrfniß, ſo wird ſich die Sache von ſelbſt machen , und

und die Einrichtungen ſind oft die beſten , welche ſich nach

und nach und unter dem Drange der Umfſtaͤnde entwi⸗ —

teln ,

, Auf die von dem Vicepraͤſidenten geſtellte Frage

p Senepmigte die Kammer die Zuridnahme der Motion .

Der VBicepråfident felte nunmehr die in der

Motion und dem Commiſſionsbericht beruͤhrten beſon —

dern Fragen zur Berathung auf , und zwar zupoͤrderſt

die Frage :
Welches iſt der Sinn der Verfaſſungsurkunde , wenn

fie F. 31 . feſtſetzt , jede der beiden Laͤndesuniverſi —

taͤten waͤhlt ihren Abgeordneten auf 4 Jahre ?

Dis⸗ Frhr . v. Türkheim : Ich muß zuvoͤrderſt darauf
ariá Aufmerkſam machen , daß , wenn auch der Auftrag der

r die , Commiffion , in Deren Namen ich Bericht erfattet habe ,

haͤfts⸗ unmittelbar nur auf die Begutachtung der von dem Herrn

ß vor 8eh . Hofrath Zachariaͤ gemachten Motion gerichtet

iepen War, fich dennoch die Commiſſion fuͤr verpflichtet hielt ,

on fey Auf die beſondern , von dem Proponenten uͤber die Bers

Ver⸗ faſſung und Geſchaͤftsordnung der Kammer aufgeworfe —

zufge⸗ Nen Fragen in ſo weit einzugehen , daß Die Rammer - m

oͤrtert den Stand geſetzt wuͤrde , ſich daruͤber auszuſprechen .

Frhr . v. Weſſenberg : Mit der Anſicht der Com—
if die miſſton , daß vier Jahre , fuͤr welche die Abgeordneten der

igege⸗ beiden Landesuniverſttaͤten gewaͤhlt werden , nach dem Sin⸗

er die * der Verfaſſungsurkunde zwey Landtage umfaſſen ſollen ,

mmer bin ich ganz einverſtanden . Hingegen nehme ich Anſtand der

r auf Anſicht beyzuſtimmen , daß nicht jeder ſolche Abgeordnete
Protokolle der 1. Kammer , 1i

ergy
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ohne Ruͤckſicht , ob ſein Vorgaͤnger erſt nach oder vor

Ablauf diefeg vierjährigen Terming ausgetreten fey ,

durch die Berfaffunggurfunde dag Redt , vier Jahre

und auf zwey Landtagen die Verrichtungen eines Abge —

ordneten auszuuͤben erhalten habe , ſondern daß er im

zweyten Falle nur als Erſatzmann ſeines Vorgaͤngers
anzuſehen ſey . Die Verfaſſungsurkunde 8. 39 . ſcheint
mir dieſes Recht jedem von den Univerſttaͤten Erwaͤhl⸗

ten unbedingt zuzuerkennen , ohne einen Unterſchied zu —

zulaſſen . Sie ſpricht nirgends von Erſatzmaͤnnern ; die

Analogie der Abgeordneten des grundherrlichen Adels ,

und derjenigen der zweyten Kammer ſcheint mir deswe —

gen nicht paſſend , weil ſich beide in einem andern Falle —,

als die Abgeordneten der Univerſitaͤten befinden . Denn

von jenen muß ein Theil nach einem gewiſſen Termin

periodiſch austreten . Bey dieſen aber iſt der Fall des

nothwendigen Austritts einzig auf den Umfluß der vier

Jahre feſtgeſetzt . Eben wegen der Verſchiedenheit der

Verhaͤltniſſe ſcheint man im §. 31 . der Verfaſſungsur —

kunde fuͤr den Fall deg Austritts eines Abgeordneten

der Univerſttaͤten , der vor dem Umfluß der vier Jahre

Statt faͤnde , eine beſondere Beſtimmung unnoͤthig er —

achtet zu haben . Daß uͤbrigens die beiden Univerſttaͤten

jedesmal zugleich ihre Wahlen auf vier Yahre vorneh

men muͤßten , davon ſagt die Verfaſſungsurkunde gleich⸗

falls nichts . Sie ſagt uͤberhaupt nicht : die Univerſittaͤ
ten waͤhlen alle vier Jahre , ſondern : ſie waͤhlen ihre

Abgeordneten auf vier Jahre ; dieſe Beftimmung abet

iſt von jener ſehr verſchieden .

Frhr . v Tuͤrkheim : Der Hauptgrund , auf wel

che die in dem Commiffionghericht enthaltene Yustegung
deg §. 31 . Der BerfafungsurÉunde beruht , ift der , daf
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aus andern Stellen der Verfaſſungsurkunde , und zwar

AUS den fen 29 . und 38 . beſtimmt der Grundſatz und

der Zweck hervorgeht , daß uͤberoll , wo in dieſer Urkunde

bon einem Wechſel der Deputirten die Rede iſt , dieſer

Wechſel, unabhaͤngig von Zufaͤlligkeiten und Perſoͤnlich⸗
teiten , nach einer feſten Regel , alſo nach gewiſſen Land —

tags Perioden eintreten ſoll . Wenn es im 8. 31 . heißt ,

daß jede der beiden Landesuniverſttaͤten ihren Abge —

ordneten auf 4 Jahre waͤhlt , ſo gebraucht die Verfaſ —

ſungsurkunde hier doch ganz dieſelben Worte , wie im

Şen 20 . , und fo wie in Dem legtern Şen die 8 Yahre un —

befritten den Ginn haben , daß jeden fånften Lands

tag eme neue Wahl gefchehen foll , fo iff aud der §. 31 .

auf dieſelbe Weiſe zu verſtehen . Die im Commiſſions - —

berihte enthaltene Anſicht iſt alſo kein Zuſatz , ſondern

eine Erklaͤrung .

Frhr . v. Weſſenberg : Ichkann michnicht uͤber⸗
deugen , dağ der vorliegende Fal , wnd die im Şen 20 »

Und 38 , enthaltenen gang diefelben find . Dicfe beiden

Sen enthalten Befimmungen , welche in dem § en 3I .

nicht vorkommen ; und wohl eben deswegen , weil die

dFaͤlle verſchieden ſind , weil der d. z1 . blos von zwey

exſonen ſpricht , und von der Zeit , wie fange fie

Deputirte bleiben flen .

Frher v. Tuͤrkheim : Nirgends iſt in der Ver⸗

faſſungsurkunde deg zufaͤligen Austritts eines Abge —

ordneten erwaͤhnt , auch in dem Fen 29 . und 31 . nicht .

ielmehr hat das Gereg allemal nur den planmifigen

UStritt yor Mugen . Sn fo fern ommen die Fálfe der

SSen 29 . 31 . und 33 . allerdings uͤberein ; der Wechſel
der Deputirten ſollte in allen dieſen Faͤllen nicht von Zu -

—

—
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—

—

—
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faͤlligkeiten abhaͤngen , ſondern nach einer einfachen Rech⸗

nungsregel beſtimmt ſeyn .

Regierungs - Commiſſaͤr Staatsrath v. Gulat : Der

Sinn des Geſetzes ſcheint mir der zu ſeyn , daß jeden

dritten ordentlichen Landtag die Univerſitaͤten neue Ab⸗

geordnete zu waͤhlen haben , daß alſo der in der Zwi

ſchenzeit Eintretende blos als Erſatzmann , oder als eine

und dieſelbe Perſon mit ſeinem Vorgaͤnger zu betrach⸗
ten ſey . Eine andere Auslegung wuͤrde nur Verwirrung

in die Ordnung der Wahl bringen .

Der Vicepraͤſident warf ſodann die Frage auf :

elhe Einleitung wegen Der Beſeitigung dieſes
Anſtandes zu treffen ſeyn duͤrfte ? Ob z. B - die

Frage mittelſt einer Motion zur weitern Verhand⸗

lung zu bringen ſey , oder ob ſie ſofort durch eine

Erklaͤrung der Kammer erledigt werden koͤnne ?

Frhr . v. Zyllnhardt : Was die Sache ſelbſt
betrifft , bin ih awar mit dem Commiſſtons bericht voll⸗

kommen einverſtanden , inzwiſchen ſind die Zweifel

welche gegen die in Dem Bericht enthaltene Auslegung

des fen 31 . der Berfafungsurfunde erhoben worden

ſind , ſo begruͤndet worden , daß ſie nicht als unerheb⸗

uch betrachtet werden koͤnnen . Ich glaube daher , daß
die Auslegung dieſes Fen mittelſt eines Geſetzes erfol⸗

gen muͤſſe, und daß eine einfache Erklaͤrung der Kammert
aber den Sinn dieſes Fen nicht hinreichen wuͤrde .

Dieſer Meinung traten der Hofrath v. Rotteck und

der Frhr . v. Tuͤrkhe im bey ; erſterer mit der weiters

Bemerkung , daß , obſchon der Gegenſtand die Recht
der erften Rammer betreffe , dennoch ein jeder Artikel
der Verfaſſungsurkunde ein gemeinſchaftliches Gut ſey—⸗

daf uoͤbrigens zwar nicht die Bitte um einen Geſetzent⸗
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wurf dieſer Art , wohl aber der Geſetzentwurf ſelbſt die

Zuſtimmung von 23 der erſten und der zweyten Kam —

mer erfordern wuͤrde .

Noch aͤußerte derſelbe Redner mit Zuſtimmung des

Frhr . v. Weffenberg , daş vieleicht die Regierung

durch diefe Debatte veranlaßt werden wirde , felbft ei -

nen Geſetzesvorſchlag uͤber dieſen Gegenſtand der Kam —

mer vorzulegen .

Nachdem hierauf der Herr Regierungs - Commiſſaͤr

Staatsrath v. Gulat erklaͤrt hatte , daß er es uͤber —

nehme , die Regierung auf die Nothwendigkeit einer

geſetzlichen Entſcheidung der aufgeworfenen Hauptfrage

aufmerkſam zu machen , und die Kammer von dem Er —

folg in Kenntniß zu ſetzen ,

befo tof

die Rammer , die Gahe einftweifen auf fih beruhen

zu laſſen .

Der Vicepraͤſident brachte hierauf den dritten

Punct des Commiſſtonsberichtes , welcher die auf dem

vorigen Landtage von der Kammer unerledigt gelaſſenen

Sachen , ſo wie die von ihr an die zweyte Kammer ge⸗

ſchehenenund von dieſer nicht beantworteten , Mitthei —

lungen betrift , aur Berathung .

Ueber den in dem Commiſſionsberichte ausgeſproche —

nen Grundſatz , daß Gegenſtaͤnde dieſer Art auf dem

folgenden Landtage auch ohne Wiederholung der ſchon

beobachteten Formen von neuem in Anregung gebracht
werden koͤnnen , war man im Allgemeinen einverſtan⸗

den jedoch wurde diefer Punet an die Commiffion zu

dem Ende zuruͤckverwieſen , damit ſie zuvorderſt Vor —

ſchlaͤge ͤber die Anwendung dieſes Grundſatzes nach

der Verſchiedenheit der Faͤlle , und da eine auf einem

fruͤhern Landtag unerledigt gebliebene Angelegenheit
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mehr oder weniger vorgeruͤckt geweſen ſeyn koͤnne , der
Kammer vorlegen moͤchte. Uebrigens wurde hierbey von

Mehreren ( Frhrn . v. Tuͤrkheim , v. Rotteck , Za⸗

ch ar iaͤ) bemerkt , daß in dem vorliegenden Falle nicht ,

fo wie in dem vorigen , Von einer Erflérung der Ber

faſſungsurkunde , ſondern nur von einer Erlaͤuterung der
Geſchaͤftsordnung die Rede ſey , daß daher , zumal DA

uͤber den Grundſatz keine Verſchiedenheit der Meinun—⸗

gen obwalte , zur Erledigung dieſes Gegenſtandes ſchon

ein Beſchluß der Kammer hinreichen wuͤrde . Noch brachte

der Vicepraͤfident die im Commiſſions - Berichte

erwaͤhnte Motion des Frhrn . v. Zyl lnhardt in An —

regung . Muf die Bemerfung deg Frrn . v. Zyl w

Hardt , daf , menn man fich einmal úber die Grund

fåke megen der Wiederaufnahme der auf einem fruͤhern

Landtage unerledigt gebliebenen Geſchaͤfte vereinigt habe ,

die Anwendung dieſer Grundſaͤtze auf einen beſondern

Gal , und mithin auf die von ihm fruͤher gemachte Mo⸗

tion fich von felh ergeben werde , wurde

he ftn fien :

die ſen beſondern Gegenſtand bis zur Berathung uͤber

den anderweit zu erſtattenden Commiſſtons - Berichl
ausgeſetzt ſeyn gu laffen ,

Der Bisthumsverweſer , Frhr . v. Weſſenberg —

begruͤndete hierauf , von dem Vicepraͤſidenten auf —

gefordert , ſeine Motion wegen Errichtung eine !
Bildungsanſtalt für Blindgeborne auf ſol⸗

gende Weife ?

Hochverehrteſte Herren !

Mit dankbarer Ruͤhrung gedenke ich der ungetheilten

wohlwollenden Theilnahme , die in unſerer vorigen WE

ſammlung meinem Antrag auf Errichtung einer alg ”

meinen Xnfalt får die , Bildung der Taubftummen
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Lande begegnet ijt , und ihnzum Antrag der verehrlichen

Kammer ſelbſt erhoben hat .

Die hohe Regierung hat Ihren Wunſch gewuͤrdigt ,

und bey der Eroͤffnung dieſes Landtags hat ſie Ihnen

die Hoffnung mitgetheilt , denſelben noch im Laufe die —

ſes Jahrs in Erfuͤllung zu ſetzen .

Dieß ermuthigt mich , heute das gleiche Intereſſe fuͤr

das Loos der Blindgebornen , und der in der Kind⸗

heit Erblindeten , einer Claſſe von Ungluͤcklichen , die

nicht minder der Huͤlfe und Unterſtuͤtzung bedarf , in Yn -

fpruch au nehmen ,

Die Entwickelung der geiſtigen und ſittlichen Anla⸗

gen leidet zwar bey dem Blinden von Geburt weniger

Schwierigkeiten , als bey dem Taubgebornen . Denn

außerdem , daß jenem die Empfaͤnglichkeit fuͤr den Un —

terricht mittelſt der artikulirten Laute der Sprache nicht

mangelt , kann ihm ſelbſt fuͤr den Unterricht mittelſt

der Schriftzeichen das zweckmaͤßig geleitete und geuͤbte

Gefuͤhl den Mangel des Geſichts in gewiſſem Maaß er⸗

ſetzen . € r if aber einer eigenen , langfamen und forgs

fåltigen Anleitung bendthigt . Fn einiger Bezichung iſt er

noch mehr als der Taubſtumme zu bedauern . Die ange -

borne Blindheit maht ihn får manhe Gefhåfte deg Le⸗

bens untuͤchtig , verſchließt ihm manche Wege des Erwerbs

und Unterhalts , die dem Taubſtummen ſich oͤffnen. Und

zu wie vielen und großen Entbehrungen verurtheilt ihn

nicht die ſinſtere Nacht , die ihn auf die Lebenszeit um —

huͤllt. Nur zu leicht verſinkt ein ſolcher Blinder in

eine dumpfe geiſtige und korperliche Unthaͤtigkeit ; er

ſteht ein Einſamer , Verlaſſener , Irrender , mitten in

Gottes herrlicher , von den Lichtern des Himmels er —

hellten Schoͤpfung da , wenn nicht eine freundliche
Hand ſich ihm zum Fuͤhrer darbie tet . Wen muß ſein

—

———
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Anblick nicht ruͤhren ? Ruft er nicht jedem Sehenden lic

zu : Erkenne , fuͤhle den hohen Werth des Augenlichts , ter

und bezeige dem Geber deine Erkenntlichkeit dafuͤr , in⸗ zu

dem du dem Bruder die Hand reichſt , dem diefe un

ſchaͤtbare Gabe verſagt iſt — Das eben iſt das ſchoͤne fåi

Verdienſt der menſchlichen Geſellſchaft , daß das Elend lei

der Einzelnen der Gegenſtand des Mitleids und der de

thåtigen Theilnahme von Mien wird . Worin anderg

beſteht das große Geſetz der Bruderliebe , als daß wir fai

Ciner dem Andern die Bürden deg Lebeng tragen hel Hi

fen , Einer dem Xndern , wag ihm mangelt , nath Berz hi

mögen gu erfegen fucdhen ? Wem folte demnach der Gez ti

danke an die Blindgebornen im Lande , denen es an Ge⸗

legenheit und Huͤlfsmitteln zu ihrer zweckmaͤßigen Aus —⸗ lei

bildung als Menſchen , als Chriſten und als Mitglieder de

des buͤrgerlichen Gemeinweſens gebricht , die mithin Zu

gleich Heimathloſen ihrem traurigen Schickſale uͤberlaſ—⸗ ch

ſen ſind , nicht den Wunſch einfloͤßen , daß durch eine

vaterlaͤndiſche Anſtalt das Loos auch dieſer huͤlsbeduͤrf — wi

tigen Claſſe von Mitbuͤrgern gemildert und verbeſſert de

werde ? Ein ſolcher Wunſch iſt in vielen Laͤndern laut rı

geworden , und in einigen murde ihm auf eine febr bez in

friedigende Art entfprochen , feitdem die Methode deg

Unterrichts der Blndgebornen einen hohen Grad von zu

Vollendung erreicht hat . Nicht nur die großen Haupt — gi

ſtaͤdte Paris , Wien , Berlin , Petersburg , London

beſitzen jetzt treffliche Anſtalten fuͤr dieſen milden Zweck , he

ſelbſt kleine Staaten z. . der benachbarte Canton Zuͤrich B

erfreut ſich ſolcher ,die von edler Mildthaͤtigkeit begruͤndet di

unter Der Obhut von Menfhenfreunden und dem Ghuge hu

der Regierung gedeihen . Gleich wie unſer goͤttlicher Er —⸗

toͤſer das Reich Gottes einem Senfkoͤrnchen vergleicht ,
ſo iſt es auch mit dergleichen Stiftungen der Menſch⸗

€
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nden lichkeit ; ſte wachſen unvermerkt zum Baum heran , un⸗

hts , ter defen Schatten von Jahr zu Jahr immer Mehreren

in⸗ zu ruhen und ſich zu laben vergoͤnnt iſt .

un⸗ Die Begruͤndung einer eigenen Blinden - Anſtalt

hoͤne fuͤr das Großherzogthum wuͤrde keinen groͤßeren , viel⸗

fend leicht aber den gleichen Aufwand , wie die Begruͤndung

der der Anſtalt fuͤr die Taubſtummen erfordern .

ders Unter den aufzunehmenden Blinden werden ſich gleich -

wir fats drey Clafen befinden : von gang armen , von fol -

pet - Hen, die einen Theil der Verpflegung , endlich von ſol⸗ [ii

Ver⸗ chen , die ſie ganz bezahlen koͤnnen . Die erſtere Claſſe ii

Gez wird aber wohl die zahlreichſte ſeyn . 9—

Ge⸗ Eine Verminderung des Koſtenaufwands koͤnnte viel — |

Aus⸗ leicht durch die Verbindung der Anſtalt fuͤr Blinde mit

eder der fuͤr die Taubſtummen erzielt werden , ohne daß der

thin Zweck der einen oder der andern dadurch im Wefentli - 9—

rla ſ⸗ chen Abbruch litte .
|

cine Doch moͤchte ich einer eigenen abgeſonderten Anſtalt ,

uͤrf⸗ wenn anders die erforderlichen Mittel aufgebracht wuͤr⸗ $

ffert den, den Vorzug geben , weil jede zu grofe € r weite - |
faut rung einer Ynftalt , und jedce Hermwidelung derſelben i

be⸗ in ihren Zwecken leicht ſtoͤrend auf ihr Gedeihen einwirkt .
—

des Demnach ſtelle ich meinen Antrag , in Hinſicht der ij
von zweckmaͤßigſten Ausfuͤhrung der Weisheit der hohen Res i

upt Sierung vertrauend , gang einfach Dabin : ij

n ꝛc. Daß Se . Koͤnigliche Hoheit , unſer gnaͤdigſter Groß —

ved , berzog, eprerbietigfi gebeten werden , får die angemefene i
ivich Vildung der Blindgebornen und in der Kindheit Erblin - i

ndet deten durch eine allgemeine Anſtalt milde Fuͤrſorge |
juge huldreichſt anzuordnen . UT IN

Ers Vertrauengvoll , meine Herren , empfehle ich den Ge- i

icht , genſtand Ihrer einſichtsvollen und menſchenfreundlichen
aſch⸗ Erwaͤgung und Unterſtuͤtzung .
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Dor Frhr . v. Falkenſtein , v. Kettner und meh —

rere Andere unterſtuͤtzten dieſe Motion . Die Kammer

beſch 106

hierauf , den Antrag in Betrachtung zu ziehen .

Weiter wurde der Hofrath v. Rotteck aufgefordert ,

ſeine die Abſchaffung der Staatsfrohnden

betreffende Motion zu begruͤnden.
RNotteck :

HOPER am meer !

Hoheiten , Excellenzien , hochzuverehrende
Herren !

Der Antrag auf Abſchaffung der Staatsfrohnden

wird keiner weitlaͤufigen Begruͤndung beduͤrfen , da eine

hohe erſte Kammer bereits im Jahr 1819 den von der

zweyten heruͤber gekommenen gleichlautenden Antrag ein —

muͤthig — denn nur in Anſehung einer außerweſentli⸗

chen Modification trat einesgetheilte Anſicht ein — ge⸗

nehmigt þat . Der verehrte Herr Berichterſtatter in die —

ſer hohen Kammer hat dabey das volle Gewicht der

in der zweyten uͤber die Schaͤdlichkeit und Verwerflich —⸗

feit der Staatsfrohnden aufgeſtellten Betrachtungen

nicht nur unbedingt anerkannt , ſondern noch mit wei —

tern eindringlichen Gruͤnden unterſtuͤtzt .

Meine Aufgabe beſchraͤnkt ſich daher darauf , zu

zeigen , daß die Urſachen , aus welchen eine hohe Re —

gierung ſich bisher nicht bewogen fand , der vereinten

Bitte beider Kammern durch Vorlage eines Geſetzent —

wurfes uͤber die Abſchaffung der Staatsfrohnden zu

willfahren , und welche wir aus der im Jahr 1820 von

einer hochverehrlichen Regierungs Commiffion vorge :

tragenen Mot ivirung des Geſetzentwurfs uͤber Abloſung
der Herrenfrohnden kennen , nicht geeignet erſcheinen ,
einen auf ſo unabweisliche Gruͤnde , auf Gruͤnde des



neh -

mer

dert ,
den

nde

nden

eine

ı Der

ein⸗

ntli⸗

ge⸗
die⸗

der

flich⸗

ngen

wei -

zu

Re⸗

nten

zentz

3u

von

orge⸗

fung
inen ,

Neunte Sitzung vom 26 . April . 1822 . 171

Recht s zumal gebauten Wunſch zu beſchwichtigen ,

und daß es nicht unmoͤglich ſey , die Bedenklichkeiten ,

die ſich der Aufhebung der Staatsfrohnden entgegen

fielen folen , zu Heben oder zu vermeiden ,

Es wurden ſolcher Bedenklichkeiten zumal zwey —

die jedoch unter ſich verbunden ſind —angegeben , naͤmlich

a) Die Schwierigkeit , die an die Stelle der Staats⸗

frohnden zu ſetzenden Geldleiſtungen neben den uͤbrigen
unvermeidlichen Geldumlagen zu bewerkſtelligen , indem

dieſe dadurch auf eine Hoͤhe wuͤrden gebracht werden ,

welche bey dem in manchen Landestheilen herrſchenden
Geldmangel den Einzug im hoͤchſten Grade druͤckend , ja

vielleicht in Gebirgsgegenden unmoͤglich machen wuͤrde ,

wo wenig Staatsfrohnden aus oͤrtlichem Grunde vor —

kommen , wo folglich nur ein geringer Theil der Frohn —

den von den Steuerpflichtigen in natura abverdient ,

und der groͤßere in Geld geleiſtet werden muͤßte.

b) Die Beſorgaiß , daß eben dadurch ein ſchaͤdli —

cher Geldabfluß aus den ohnehin geldaͤrmern Gebirgs⸗

laͤndern in die reichern Ebenen , wo die meiſten Staats —

frohnden vorkommen , herbeygefuͤhrt wuͤrde .
Eine naͤhere Beleuchtung wird dieſe doppelte Be —

ſorgniß zerſtreuen .

Fuͤrs erſte enthalten die angefuͤhrten Urſachen ein

merkwuͤrdiges Anerkenntniß des Umſtandes , daß gerade

nach dem wirklich beſtehenden Syſtem der Naturallei —

ſtung das geruͤgte Mißverhaͤltnißvorhanden iſt , wornach
naͤmlich von den geldarmen Gegenden lauter Geld

oder faſt nichts als Geld , von den geldreichern Gegen⸗

gen aber Geld und Arbeit gefordert wird . Natuͤrlicher

waͤre es allerdings , von den gel darmen Gegenden Ar⸗

beit , und von den geldreichen Gegenden Geld zu

verlangen . Wenn - aber nun in jenen : die Gelegenheit

—

—

a
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gu Arbriten får den Staat ermangelt , fo if nichts da -

durch gebeſſert , daß man in dieſen , wo es Gelegen —

heit dazu giebt , ſolche Arbeit fordert . Denn in jenen

bleibt Dann gleichmaͤßig die Buͤrgerſchuld in Gehd zu

entrichten .

Es iſt aber auch fuͤrs zweyte unrichtig , daß bey Ver —

wandlung der Frohnden in Geldleiſtungen ein Theil

die ſer letzten nothwendig auf die aͤrmeren Gegenden ,
und worin bisher nicht gefrohndet worden , fallen —
und nicht minder unrichtig , daß , wenn folies z .B. in

den Gebirgsgegenden Statt faͤnde, dieſelbe dadurch un -

gebuͤhrlich wuͤrden beſchwert werden . Denn mwenn eg

gerecht , dahe demVerhaͤltniß der Kraͤfte oder deg

Beſitzthums gemaͤß war , von einigen Gegenden doppelt

ſoviel als von andern , naͤmlich Geld und Frohnden zu

fordern , ſo wird es gleichfalls gerecht ſeyn , das Geldfur —

rogat fuͤr ſolche Frohnden nur denſelben Gegenden ,
die ſie zu leiſten hatten , aufzulegen ; und die aͤrmern mers

den alſo dadurch nicht belaſtet werden . Hatten aber

jene Frohndleiſtenden Gegenden bisher mehr , als das

billige Verhaͤltniß erheiſchte , von der Staatslaſt zutra⸗

gen , ſo iſt die Ueberweiſung eines — — day on an Dies

jenigen , die einſtweilen zu wenig leiſteten , eine Reſcht v⸗

nothwendigkeit , welche jedoch aber nur da gedacht
werden kann , wo jene aͤußerſte Armuth nicht Statt

findet . Es handelt ſich alſo um nichts anders , als

um eine im Allgemeinen gerechte Vertheilung der

Staatslaſten ( mit Einſchluß der in Geld zu verwandeln —

den Frohnden , als welche durchaus die ſelbe Natur

haben , wie die gemeinen Steuern , und daher auch der —

ſelben Regel unterliegen ) dieſe gerechte Vertheilung aber

ſetzt allerdings ein Steuerſyſtem voraus , welches in An —

ſehung der directen Steuer auf einem richtigen , nicht
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blos willkuͤhrlich beſtimmten , Anſchlag des Beſitzthums ,

und in Anſehung der indirecten — wofern dieſen uͤber —

haupt noch ein Raum bleibt — auf einer mehr dag Ber -

moͤgen als das Beduͤrfniß zum Zielpunct nehmenden

Baſis ruht .

Iſt nun ein ſolches Steuerſyſtem vorhanden , . D

wird jede Gegend und jeder Einzelne dadurch — wenig -

ſtens approximativ — weil die voͤllige Genauigkeit zu

erreichen unmoͤglich iſt —im wahren Verhaͤltniß ſeines

Vermoͤgens oder ſeiner Kraft zu der von andern belas

ſtet , ſo ſchwinden alle Bedenklichkeiten der Frohnd- Ab—
ſchaffung von ſelbſt . Nicht der pecuniaͤre Werth der

Frohnden fuͤr ſich allein , ſondern die ganze

Summe des Staatsbedarfs überhaupt wird

unter Die Landegtheile und deren Bewohner - repartirt ,

und jede VBeforgniğ , Dadurch die årmern Gegenden zu

ùberlajen , ift eitel , weil , um begrůndet zu feyn , eine

ungerechte Repartition müßte vorausgeſetzt werden ,

waͤhrend wir eine gerechte fordern .

Aber noch mehr : Die Abſchaffung der Staatsfrohn —

den , weit entfernt , die aͤmeren Gegenden , oder ins —

beſondere die Gebirgsbewohner , welche man dabey vor —

zuͤglich im Auge hatte , mit einer unerſchwinglichen Laſt

zu bedrohen , wird denſelben die erwuͤnſchte Gelhegen —

heit geben , entweder ihre Steuern unmittelbar durch

Arbeit zu entrichten , oder durch ſolche Arbeit ſich

das zur Entrichtung der Steuer noͤthige Geld zu ver —

ſchaffen . Manche Arbeiten fuͤr den Staat finden ohne⸗

hin ſchon in jenen Gebirgsgegenden ſelbſt Statt , und zu

den in den Ebenen noͤthigen iſt uͤberall von einer

gewiſſen Strecke des Gebirgs der Zugang nicht fern .

Moͤgen ſolche Arbeiten an Unternehmer verpachtet ,

moͤgen fie auf unmittelbare Eiaatg - Anordnung Durh

If
|

I
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Lohnarbeiter verrichtet werden , immer finden die

armen Gebirgsbewohner die bereite Quelle eines Geld -

erwerbs , welcher nicht nur zur Steuerzahlung , ſondern

wohl auch noch zu weiterer Aushuͤlfe dienen kann . Ar —

beiten von bedeutendem Umfang und in einer beſtimm —

ten oder bekannt gemachten Zeit Statt findend locken

immer die Arbeiter herbey , und wenn ſelbſt von jenſeits

des Schwarzwaldes Maͤnner und Weiber ins geſegnete

Rheinthal zur Erndte oder Weinleſe ziehen , wenn die

Bewohner des Appennin periodiſch und in geregelten

Schaaren die Feldgeſchaͤfte weit entfernter Ebenen freu —

dig beſorgen , und die galliziſchen Bauern viele Tage —

reiſen weit durch ganz Spanien der naͤhrenden Arbeit

nachziehen , wie koͤnnte man zweifeln , daß nicht auch

der etwa in beſtimmten Zeiten wiederkehrende Chauſeen

ſo wie der jetzt auf Staatskoſten betriebene Fluß - Bau

unſerer Ebenen die duͤrftigen Bewohner des Schwarz⸗

waldes herbey locken , und eben dadurch einen bedeuten⸗

den Theil des Geldwerths jener Arbeiten den Gebirgsge —

genden zuſenden werde ?

Waͤre aber auch nicht dem alſo , ſo kann es gleich⸗

wohl der Regierung ſelten ſchwer werden , — ſie hat

wenigſtens immer die Verpflichtung dafuͤr zu ſorgen —

daß die aus den einzelnen Provinzen und Bezirfen jåhrs

lich in die StaatsCaſſe ficfenden Geder in einem die

Moͤglichkeit der fortwaͤhrenden Entrichtung erhaltenden

Verhaͤltniß dahin wieder zuruͤckfließen , und daß , wo

nicht eine guͤnſtige Handelslage , Reichthum des Bodens ,

oder Flor der Gewerbe ſolches von ſelbſt bewirken , ei —

gends von Staatswegen Quellen des Verdienſtes eroͤff⸗

net , und dadurch Der zur Gefundheit deg ganzen Staatgz

koͤrpers noͤthige regelmaͤßige Kreislauf des Geldes er —

halten werde .
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Es iſt dieſer Grundſatz ein ganz allgemeiner , der

alſo nicht blos in Bezug auf Frohnden oder Frohndgelder

Statt findet ; ſeine Vernachlaͤſſtgung im Ganzen kann

daher nicht wieder gut gemacht werden durch Beybehal —

tung der Staatsfrohnden .

Noch ein dritter Grund fuͤr dieſe Beybehaltung wird
im Vortrag der Regierungs - Commiſſton aufgefuͤhrt ,

naͤmlich der neue Adminiſtrations - Aufwand , welchen

die Erhebung , geſicherte Verwendung und Verrechnung

des ſtatt den Frohnden umzulegenden Geldſurrogats

veranlaſſen wuͤrde .

Ich geſtehe , daß es mir unbegreiflich iſt , wie ein

ſolches geſchehen koͤnne . Durch verhaͤltnißmaͤßige Er h oͤ⸗

bung derjenigen unter den jetzt ſchon beſtehen —

den Steuergattungen , die eine Erhoͤhung zulaſſen ,

würde alles vollbracht , und waͤre ſolches die directe

Steuer , dadurch kaum irgend ein neuer Aufwand

veranlaßt , wohl aber der ſehr große Aufwand , der mit

der Frohnd - Umlage , und mit der Leitung deg ganzen

Frohndgeſchaͤfts verbunden iſt , erſpart werden .

Wenn dieſes nun die einzigen Gruͤnde ſind , aus

welchen eine hohe Regierung den Wunſch der Staͤnde

bis jegt noch nicht erfuͤllen zu duͤrfen glaubte , ſollten

wir nicht mit Zuverſicht hoffen , durch eine erneuerte ,

die Dringlichkeit der Sache mit Nachdruck darſtellende

Bitte , zum Ziel zu gelangen ? —

Es duͤrfte zum Beweis der Nothwendigkeit der

Frohnd Ab ſchaffung wohl genuͤgen , auf den §. g: unfe =

rer Conſtitution zu weiſen : „ Alle Badener tragen

ohne Unterſchied zu allen oͤffentlhichen La —

ſten bep : Dieſer Paragraph iſt unerfuͤllt , ſo lange

die Staatsfrohnden dauern . Wer wird laugnen , daß

dieſe Frohnden wahre oͤffentliche Laſten ſeyen ?
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Und gleichwohl ſind nur gewife Cafen von Bürgern

au deren Tragung verbunden . Diefe Claffen tragen

daneben gleich allen uͤbrigen zu den Geldleiſtungen bey⸗

ſte ſind alſo zweymal belaſtet , und jener Paragraph
in Anſehung ihrer ein bloſſer Schall .

Much der S. 7. und der §. 13 . , von welchem der er⸗

fte die Grei heit aler ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte

ausſpricht , der zweyte aber demEigenthum und der

perſoͤnlichen Freybeit Aller einen gleichen Schutz ver —

heißt , werden verletzt durch die Staatsfrohnden . Wir

haben zweyerley Claſſen von Unterthanen : „bothmaͤſ —⸗
ſige und unbothmaͤſſige “ d. h. Unfreye und Freye ,

und es giebt Gattungen des Gigenthums — z. B .
|

das Zugvieh — welche nicht unantaſtbar , wie die Ue —

brigen , ſind .

Wohl mag man , wie der 6. 14 . der Conſtitution mit

Recht beſagt , gezwungen werden , ſein Eigenthum zu oͤf⸗

fentlichen Zwecken abzugeben , aber was derſelbe §. r4 -

in Bezug auf einzelne Faͤlle ſolcher Zwangsabgabe zur

Herſtellung des Rechts und der geſellſchaftlichen Gleich —

heit verordnet , daß naͤmlich dafuͤr die FEntſchaͤdigung ! “

Staͤtt finden muͤſſe , das muß von Rechtswegen auch uͤber⸗

all da geſchehen , wo eine ganze Claſſe von Unterthanen

oder von Beſitzthuͤmern fuͤr den oͤffentlichen Dienſt in

vorzuͤglichen oder unmittelbaren Anſpruch genommen

wird .

Es hat uͤbrigens die Conſtitution hier nur ausdruͤck⸗

lich feſt geſetzt , was ohnehin ſchon allgemeinen ge —

ſellſchaftlichen Rechtes , alſo in jeder rechtlichen Staats⸗

verfaſſung als von ſelbſt ſich verſtehend , oder ſtillſchwei⸗

gend anerkannt mit einbegriffen iſt . Denn welcher Rechts⸗
grund lieſſe ſich dafuͤr aufſtellen , denjenigen , welcher

etwas beſitzt oder verrichten kann , was fuͤr den

eiry

br
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Staat nothwendig oder nuͤtzlich iſt , darum zum Schul d —

ner deg Staats zu erflâren , dD, h, von ihm deßwegen
ĉin praecipuum der Leiftung , alfo mehr gu verlangen ,
als son dem Andern , melher bey gleicher Theilnahme
an den BVortheifen deg Gtaatgvereing und bey gleichem

Vermoͤgen zu pecunliaͤrer oder ſtellvertretender Leiſtung
jenes beſtimmten Beſitzthums oder jener beſondern Fer —

tigkeit ermangelt ? — Nah einem folchen Princip wår -

den — da der Staat gar mannichfaltige Gegenſtaͤnde
und Arbeiten braucht — auch gar manche Claſſen des

Staats in eine ſehr arge Bedraͤngniß kommen , und z. B .

bon den Schneidern und Schuſtern verlangt werden

koͤnnen , daß ſie neben ihren uͤbrigen Steuern auch noch
die unentgeltliche Verfertigung der Kleider und Schuhe
fuͤr die Armen —vielleicht gar fuͤr den Hofſtaat und die

Beamten —uͤbernaͤhmen , ſo etwa auch bey den Waf⸗

fenſchmieden , bey den PapierFabricanten , bey allen

Bauprofeſſtoniſten u. ſ. w. Springt aber bey dieſen
Claſſen die Ungerechtigkeit und Unthunlichkeit in die

Augen , ſo muß die Conſequenz dieſelbe Ungerechtigkeit

auch in Anſehung der Bauern , uͤberhaupt der Bothmaͤ —

ßigen und der Viehbeſitzer anerkennen , wenn man die —

ſelben zur ausſchlieſſenden unentgeltlichen Uebernahme
der gemeinen Hand - und der Fuhrfrohnden neben allen

andern gemeinen Steuern anhaͤlt . Oder wie ? laͤßt ſichs

rechtfertigen , laͤßt ſichs mit irgend einem Princip ver —

einbaren , daß , waͤhrend z. B . der Marſch einer Armee

den Kaufmaͤnn , den Wirth , den Handwerker bere i⸗

Dert , dem armen Viehbeſitzer dadurch — Dank der

Staats - Geſetzgebung — das Herzblut abgezapft , und

die Thraͤne des Kummers erpreßt wird ! Der Staat

braucht auch blos die Leiſtung , nicht aber die Un ent⸗ —

Protokolle der 1. Kammer . 12
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geltlichkeit derſelben ; er fann daher die Le gtenidht

fordern .

Nicht minder ungerecht erfcheint die Frond felbf
in Bezug auf die unter derſelben Clafſe geſche —

hende Repartirung . Hier ift abermals fein Rechtsprinz

zip , ſondern theils Zufall , theils Willkuͤhr zum

Geſetz erhoben . Weil z . B . gerade eine Heerſtraſſe durch

dieſen oder jenen Ort lauft , muͤſſen die Viehbeſttzer

dieſer Orte geplagte Frohndknechte ſeyn ; oder weil man

fuͤr gut findet , gewiſſe Beduͤrfniſſe wie unter andern

Guß⸗ und Stangeneiſen fuͤr den ArmeeBedarf von Alb —

bruck und Kandern auf der langen Straſſe uͤber Loͤrrach

und Muͤllheim nach Karlsruhe ſchleppen zu laſſen , waͤh—

rend es doch viermal leichter , und fuͤr denjenigen der

beides bezahlen muͤßte , viermal wohlfeiler waͤre, es

auf dem Rhein an den Ort ſeiner Beſtimmung zu brin —

gen , — weil man alſo zur Zeit noch fuͤr vortheilhafter

erachtet , der Staatscaſſe einige Erſparniß zu verſchaf —

fen , als dem Unterthanen eine viermal groͤſſere Laſt ab⸗

zunehmen , ſo muͤſſen die Anwohner jener Straſſen ganz

allein den ſchweren Landtransport ſolcher Artickel be —

ſtreiten , und leiden eine Laſt , deren Geldanſchlag , dem

Werth des verfuͤhrten Eiſens ſelbſt gleich kommt , waͤh—

rend gluͤcklichere Gegenden , und die vielleicht einen viel

groͤſſern Viehſtand haben , verſchont bleiben . Weiter :

Die eine Straſſe , in deren Naͤhe etwa viel und wohl⸗

habende Ortſchaften liegen , wird durch ſolche Concur —

renz , etwa auch wegen Naͤhe des Materials und wegen

guͤnſtiger Beſchaffenheit des Bodens ohne groſſe Be —

ſchwerde unterhalten ; dagegen mag in einer andern

Gegend eine lange Straſſenſtrecke , und wmo dag Mate ?

rial ſchwer herbey zu ſchaffen , etwa auch eine oͤftere

Wiederherſtellung der Kriegs - oder anderer Zufaͤlligkeiten
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KA
wegen nõthig it , der unerfhwinglihen Mihe weniger

elbſt verarmterDoͤrfer anheim gegeben ſeyn . In einer drit —

fpe :
tin Gegend endlih — ich werde fie nennen , wenn mang

pii verlangt, wird mit unnoͤthiger Pracht , die etwa loͤblich

zum waͤre, wenn ſie in guten Zeiten aus gemeinen Staats —

iró —— beſtritten wuͤrde , aber zu theuer bezahlt iſt mit

figer en Seufzern der Frohndknechte , eine Rieſenbruͤcke uͤber

man "inen kleinen Bach gebaut , und 30,000 FrohndFuhren

bern Chen niht hin , um nur die Straſſe rechts und links

Alb⸗
bis zur Hoͤhe der Bruͤcke aufzufuͤllen . Solche Denk —⸗

bale moͤgen dem Nilthale anſtehen , aber ſie verunzie —

—* ren das von einem volksfreundlichen Fuͤrſten regierte

E !
conſtitutionelle Badiſche Land .

es Wohl wird hie und da einige Abhuͤlfe durch Zuzug

brin⸗ duch entfernterer Ortſchaften , oder durch andere Mil —

after derung verſucht . Allein theils iſt dieſes unzureichend

hafe M Hebung deg Druds , theilg mit rechtsunbegruͤndeter

fabe Belaſtung anderer verknuͤpft , uͤberall dem Ermeſſen

ganz Alſo der Willkuͤhr anheimgeſtellt .

[ bez Nirgends weiß der Pflichtige , was oder wie viel

dem er zu leiſten habe ; nicht das Geſetz , ſondern die Be —

wäh Börde und der3üfall walten , und eg ift im Grund

piel — wag anch wirklich das Geſetz ſelbſt beſagt ( Conſt .
iter ? | Cdift Q. 16. ) jede Staatsfrohnd „ ungeme ffen “ : atfo
wohl | teine feibeigenfhaft .

agn | p,
Don fage aud nicbt, Der Vortheil und Nadtheit

Ege k Lage an vielgetriebener Straſſe hebe ſich wechſelſei —

—
ig auf . Der Vortheil iſt nur fuͤr gewiſſe Claſſen vor -

Pate banden , und der Nachtheil får andere . HfS aber

sftere mudi, daß z. B . der Viehbeſitzer darum ſchwerer be —

seiten
aftet werde , weil fein Nachbar der Kaufmann oder

Birth aug der Ortslage Vortheil ziehen ? —
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Ich will vom Standpunet des Recht herabſteigen zu eine

jenem der Staats Wirthſchaft . nen

Iſt es flug , iſt es der Agricultur , insbeſondere wah

der wichtigen Viehzucht foͤrderlich , wenn eine Straf ten

auf den Viehbeſitz gelegt wird ? Und was iſt es ander | Vier

als Gtrafe , menn , wer . fein Capital auf Bermehrung nig

des Viehſtandes anfegt , dafür zu - einer : Leitung yer bote
fållt wird , pon melher er bey jeder andern Verwendung viel
wuͤrde frey geblieben ſeyn ? Wahrlich , man ſollte ehet dder

3 Praͤm ien auf die Erhoͤhung des Viehſtandes ſetzen — lichk
E als Strafen ; und eine Staatswirthſchaft , welche letzteres . v

a
thut , iſt mit ſich ſelbſt im Widerſpruch . ſen

Wie , wenn etwa die Anwohner einer Ettappenſtraſſe wen

durch den Ausbruch eines Kriegs mit lang dauerndem ter ,

Frohnddrang bedroht , ihr Vieh ploͤtzlich abzuſchaffen ten

beſchloͤſen ? — Viele thun es gewiß ; und Alle wuͤrden einz

es thun , wenn ſie klug waͤren — wie waͤre dann Rath fanı

zu fhaffen ? Soll man dag Vieh aug den entfernten G ” ben

genden herbeytreiben , und dadurch zi einem gleichen | . Sre

EntfHlug auch dort auffordern ? her

Goll man jedem Bater die Zwang Pfidht auf | Wri

legen im Verhaͤltniſſe ſeines Grundbeſitzes Zugvieh zu

halten , alfo auch fich immer friſches anzuſchaffen , ſo din,
oft das Alte der FrohndArbeit unterlag ? Oder ſoll mati ver

ihn ſelbſt an den Frohndwagen ſpannen ? Das Letzte Gq

tåre oft minder graufam , alg dag Erfe , eg håtte m ben

nigteng nicht den Dauernden Ruin zur Folge , wi von
die wiederholte Zugrunderichtung des Zugviehs .

Ueberhaupt , wenn es wahr iſt , daß der eigentliche

Nationalreichthum in der Wohlhabenheit des Volks , in

der Summe der Privatvermoͤgens , nicht in dem einſei⸗

tigen Gewinne der Staatscaſſe beſteht , daß alſo eine

Minder Ausgabe dieſer oͤffentlichen Caſſe , wenn ſie durch
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einen vier oder zehnmal groͤſſern Aufwand der Untertha —

nen erfauft werden muf , feine Erſparungh fondern eine

wahre Vergeudung iſt , wenn weiters allej Frohnd Arbei⸗
ten — Hand⸗ und Zug - Frohnden ohne Unterſchied —

vier bis zehnmal koſtſpieliger , deah . in ſolchem Verhaͤlt⸗

nif mepr Beit , Mühe und Nebenaufwand deri aufges

botenen Arbeiten verſchlingend , und dabey erſt noch

viel ſchlechter ſind , als welche durch bezahlte Arbeiter

oder Unternehmer geſchehen , und wenn endlich die Moͤg—

lichkeit zu leiſten und zu tragen , durch eine gleiche , d .

heverhaͤltnißmaͤßigeVertheilung der Laſt unter alle Claſ —⸗

ſen und Glieder der Geſellſchaft unendlich erhoͤht wird ,

wenn alſo von der Geſammtheit nicht nur daſſelbe leich⸗

ter , ſondern unendlich me her wird geleiſtet und beſtrit⸗

ten werden koͤnnen , als bisher von einigen Claſſen oder

einzelnen Pflichtigen geleiſtet und beſtritten worden , ſo

kann wohl kein rationeller Staatswirth anſte —

hen, den Stab der Verwerfung gleichmaͤßig wie der

Freund des Rech tes uͤber die StaatsFrohnden zu bre —

chen; und es iſt alſo der erſte Theil meines Antrags

gerechtfertigt .
Ich nehme jedoch das Wort „ StaatsFrohnd “ aller -

dings nur in demjenigen Sinne , in welchem ein hoch —

verehrter , durch theoretiſchen wie durch practiſchen

Scharfblick gleich auggezeichneter Redner in dieſer ho —

hen Kammer es nahm , als er bey der Verhandlung
vom Jahr 1819 folgendes ſagte :

„ Indeſſen iſt auf der andern Seite zu bedenken ,

daß gerade nicht alles , was der Staat von ſeinen

Angehoͤrigen zu fordern berechtigt , mit Geld ab -

than merden fann . — Er nimmt niht Geld , fon -

dern auch bisweilen perfónlihe Rråfte in An ſpruch,
und es iſt niht redt , weny der Bürger für dag
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Ganze nichts thun - mil , al Steuer zahlen , unè

ſich als Soͤldner fuͤr alles , was er außerdem lei —

ſtet , zahlen zu laſſen . Wenn man dieß beherzigt /

fo wird man wohl z. B . nicht darauf antragen koͤn—

nen , daß auch Skreifen als außerordentliche Auf⸗

gebote zur Handhabung der oͤffentlichen Sicherheit
im Taglohn bezahlt werden , ſo wenig als in Kriegs⸗
zeiten das Aufgebot eines Landſturms zur Verthei

gung des Vaterlandes gegen aͤuſſere Feinde , oder

die Buͤrger - und Menſchenpflicht der Huͤlfsleiſtung
in Nothfaͤllen bey Feuer - und Waſſersgefahr . Nut

dag , was auch im Privatleben ein Gegenſtand der

Lohnarbeit iſt , kann als eigentliche Frohnde be⸗

trachtet , und in der vorgeſchlagenen Auſhebung

begriffen werden ,

Die auszuſprechende Aufhebung der durch ſolche
Begriffsbeſtimmung klar genug bezeichneten Sta a ts⸗

Frohnden ( und daſſelbe wuͤrde, mit Beruͤckſichtigung der

aus den beſondern GemeindsVerhaͤltniſſen flieſſenden

Rechtsverſchiedenheiten , auch in Anſehung der Ge —

meindsFrohnden gelten ) unterlaͤge daher nach al —

lem Geſagten durchaus keinem Bedenken mehr , wofer —

ferne nur

a ) verordnet wuͤrde , daß — wo es immer thun⸗

lich — von den Steuerpflichtigen , von den aͤrmern zu—⸗

mal , eine gewiſſe Steuer quo te oder Summe ( das Letzte

ſcheint mir beſſer ) durch billig zu taxirende Arbeit fuͤr
den Staat koͤnne abverdient werden , und wofern

b) der Vorbehalt fuͤr die Staatsgewalt bliebe in

Faͤllen der Noth die unmittelbare Dienſtleiſtung von

allen dazu tauglichen Buͤrgern zu fordern , jedoch mit

der Verbindlichkeit der dafuͤr — abermals nach billiger
Taxirung — zu entrichtenden Entſchaͤdigung —
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* In dieſe letzte Claſſe gehoͤren
nun zumal die Kriſeg s⸗

frohnd en , von welchen ich hier nicht wiederholen will ,

J was ich daruͤber bereits 1819 geſprochen , ſondern blos

guf * unter Berufung auf die damals behaupteten Grund⸗
rheit

fige — mit zwey Worten fage , daf meiner Meinung

—
nach , nur die vom eigenen oder Bundes verwand —

—* ten Heer , alfo mittelbar vonder eigenen Staats -

u Gemalt , niht aber die vom Feind alfo ohne reHtgs

aas: verbindlichen Befehl blos factiſch durch phyſiſchen zwang Hi

aufgelegten , daher als Ungluͤck zu betrachtenden Kriegs -
Rur

na laften einen Rechtsanſpruch auf Entfhådignng geben , |

—

dasß
aber nicht nur die Kriegsfrohnden , ſondern auch |

bung
Lieferungen und Einquartirungslaſten unter

der Herrſchaft de ſſel ben Grundſatzes ſtehen . |

olhe Hier zeigt fich. nun ein natůrlicher UWebergangspunct ii

at3 zu dem zweyten Theil meiner Motion , Die Gels

g der tendmachungdes Rechts Anſpruch aufgeſell — |

nden ſchaftliche Gleichſtellung bey allen Gat —⸗

Ge tungen von Staatslaſten bezweckend .
h al

Auch nach Aufhebung der Staatsfrohnden — im |
ofer eigentlichen Ginn diefeg Wortes — bleiben , wie frå - i

þer bemerft morden , die Bürger gleichwohl noh per - |

thun fòntihe Lleiffungen neben den Steuern fuig , |

wap und eg thut dringend noth auf diefe beiden Gattungen l
tegt der Leiſtung dieſelben Rechtsprincipien anzuwenden , die iji Sá

t fp wir eben in Bezug auf die Staats grohnden alg maaf » ijji
x

gebend anerkannten . Es thut ſolches ſchon darum noth ,
*

—
weil nach der eben aufgeſtellten Betrachtung die Ver — ia

— wandlung der Staats Frohnden in Geldleiſtung ſelbſt ein i
mi Unrecht werden oder bewirfen fónnte , wenn niht úber l

|liger alle Leiſtungen ein allgemeines , Geſetz des Rech⸗
tes walten ſollte
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Das geſellſchaftliche Recht beſteht aber einerſeits
in dem Geſetz der Gleichheit ( d . h. Verhaͤltnißmaͤßig⸗
keit der Laſten zu den Vortheilen und zu den Kraͤften)
anderſeits in jenem der Sparſamkeit , d. h. der

ſorgfaͤltigſten Enthaltung von unnoͤthiger Beſchraͤn⸗
kung oder Belaſtung Einzelner wie Aller .

Man kann nicht laͤugnen , daß gegen diefe beyden Gez

fege zur Beit noh in den meiften Gtaaten gang unyer -

antwortlich gefúndigt wird , und auch unfer Staat em

fheint nicht frey von diefer Sünde . Dag Gefez der

Gleichheit erheiſcht die wir kliche Vertheilung
der Laſt auf alle nach dem Maaß ihrer Verpflichtung ,
und zwar um ſo genauer und ſtrenger , je ſchwerer die

Leiſtung iſt , oder , wo dieſes unmoͤglich oder beſchwer⸗

lich waͤre , die Beſorgung des Dienſtes durch Frey wil⸗

lige , deren Belohnung dann Sache des Contracts iſt ,
o der endlich die genuͤgende Entſchaͤdigung fuͤr
diejenigen , die zwangsweiſe — etwa durch das

Lo os — zum Dienſte berufen werden . Man verglei —
che mit dieſen Prinzipien unſer ConſceriptionsGe —
feg , und man wird darin — wag immer får einen Zi

tel man får die Milizpflicht aufſtelle — die tra ur ig —
ſte Abweichung von denſelben finden . Nicht minder

wird auch das Geſetz der Sparſamkeit durch unſer

Militaͤrſyſtem — verletzt ; und unſer Steuerſyſtem ,
wie freylich das faſt aller Staaten — hat gar keinen

Rechtsboden , ſondern iſt blos auf jenem der Came —

raliſtik , welche nur Ergiebigkeit und ſichere Ein —

bringlich keit der Steuern will , erbaut .

Ein unermeßliches Feld der ernſteſten Betrachtung

thut ſich hier auf vor mir : ich enthalte mich vorerſt es

zu beſchreiten Wenn einer hohen Kammer , deren Nach —

ſicht ich vielleicht jetzt ſchon durch allzulangen Vortrag
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misbraucdht habe , meine Motion der Berathung nicht

unwuͤrdig erſcheinen ſollte , ſo wird ſich bey der Com⸗

miſſionsVerhandlung und ſodann bey der Discuſſton

in der vollen Kammer der geeignete Anlaß zur naͤhern

Entwickelung der aufgeſtellten Grundideen darbieten .

Auch wird , ſelbſt im Fall der Verwerfung meiner Mo —

tion , die verhieſſene Vorlage eines neuen Con ſer i p⸗
tionsgeſetzes nicht minder eines Geſetzes uͤber die

Ausgleichung der Kriegskoſten und ſodann das

VBudget mich zur Wiederaufnahme der Hier blof an =

gedeuteten Rechtsbeleuchtung fuͤhren .

Fuͤr jetzt alſo beſchraͤnke ich mich auf den Antrag ,

eine hohe Kammer wolle beſchließen , Se . Koͤnigliche

Hoheit um einen Geſetzesvorſchlag zur Abſchaffung der

Staatsfrohnden in Gemaͤßheit der aufgeſtellten Anſich —

zu bitten , und zu gleicher Zeit ihren Wunſch dahin aus —

ſprechen , daß bey den neu zu erlaſſenden Geſetzen uͤber

alle Leiſtungen an den Staat ohne Unterſchied , ob ſie

im Krieg oder Frieden und ob in Geld oder Geldes —

werth oder in perfónliher Kraft - zu entrichten , gum

Hauptprincip die Herſtellung der wahren , moͤglichſt

vollkommenen , Gheichheit zwiſchen allen Claſſen und

Einzelnen moͤchte genommen werden . Damit es jedoch

nicht ſcheine , als ob dieſer Antrag blos ins leere Allge —

meine , und nicht auf beſtimmten Richtpunkt gehe , ſo

ſey mir noch erlaubt , mit ein paar Worten die Rechts —

widrigkeiten zu bezeichnen , welche ich an unſerm Conn —

ſcripttions - und Steuergeſe tz zu erkennenglaube .
Das Conſcriptionsgeſetz legt

M die wichtigſte und ſchwerſte Buͤrgerpflicht faſt

ausſchließend denjenigen auf , welche noch nicht ein —

mal Buͤrger ſind , und von welchen nicht gewiß iſt ,
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ob ſie nach erlangter Großjaͤhrigkeit Buͤrger unſeres
Staates ſeyn wollen .

Sollte man daher auch den Soldatendienſt , oder

die Stellung zum Looſen , als den beſtimmten An —

kaufspreis des kuͤnftigen Staatsbuͤrgerrechts gel —
tend machen wollen , ſo bliebe immer ſchwer zu rechtfer —

tigen , als unbedingte Schuld zu betrachten und

einzutreiben , was an eine vom freyen Willen des

Pflichtigen , naͤmlich von ſeiner Annahme abhaͤngende

Bedingniß gebunden iſt . Auch wird dieſe Beding —

niß den als großjaͤhrig erſt Einwandernden nicht ge —

macht .

Sie erſcheint alſo in der That blos als eine mit

der Geburt auf unſerm Staatsgebiete uͤberkommene

Verpflichtung , daher als Leibeigenſchaftslaſt —

der Staat iſt Leibherr der nachwachſenden Generation ,

VDas Conſeriptionsgeſetz legt allen maͤnnlichen

Haͤuptern ohne Unterſchied dieſel be Verpflichtung

auf , ohne Ruͤckſicht auf Fam ilien und Vermoͤgen,
alſo daß z. B . der Vater , welchem der Staat etwa

nichts als ſein taͤglich erarbeitetes ſchwarzes Brod

ſchuͤtzt , ſeine ſechs Soͤhne — den einzigen Segen , wel —⸗

chen Gott ihm verliehen — bis auf den letzten ohne

Rettung verlieren kann , wenn es alſo das Loos will ,

waͤhrend der Millionaͤr , der den Schutz der Armeen wie

der Behoͤrden fuͤr ſein Hab und Gut in den mannich —

faltigſten und fortwaͤhrenden Anſpruch nimmt , wenn

von ſeinen ſechs Soͤhnen vielleicht einen das Loos ' ges

troffen , mit einem Scherflein ſeines Reichthums ihn

loskauft , und alſo ſein koſtbarſtes Beſitzthum erhaͤlt .
Es ſind aber die Kinder — zumal vor erlangter Groß —

jaͤhrigkeit —wahres Eigenthum des Vaters ; der

Staat nimmt ſie wirklich den Eltern weg , wenn er ſie

a
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unter die Waffen ruft , und es erſcheint alſo ungerecht ,

weil ſchreyend ungleich , wenn dem einen Vater ſechs

Soͤhne , dem andern nur einer oder kein er genom -

men wird ;

3) Das Conferiptionggefeg lågt daS Mittragen oder

Nichtmittragen an der groͤßten Laſt , an der ſchwer —

ſten Buͤrgerpflicht — unbekuͤmmert um Vertheilung nach

Grundſaͤtzen — auf den Ausſchlag des Loo ſes an —

kommen , als ob wir in den Staat getreten waͤren , um

die perſoͤnliche Freyheit und ſelbſtſtaͤndige Standeswahl

um geben und Gliedmaßen den Wuͤrfeln zu ver —

trauen . Was wuͤrde man zu einem Steuergeſetz

ſagen , welches die Zahlung der Steuerſumme durchs
Loos vertheilte , alſo daß z. B . 20 Buͤrger pon 100 die

ganze Summe allein , die uͤbrigen 80 aber nichts zu zah⸗

len haͤtten ? Iſt das Leben und die Standeswahl nicht

eben ſo wichtig , als eine Geldſumme . Dieſem allen

waͤre gleichwohl leicht abzuhelfen , und ohne Schwaͤchung

vielmehr zum Vortheil der bewaffneten Macht .

Ich waͤre wohl bereit , daruͤber umſtaͤndliche und ge⸗

nuͤgende Vorſchlaͤge zu thun . Aber die Betrachtung ,

daß mein gegenwaͤrtiger Vortrag ſchon zu einer unge⸗

woͤhnlichen Laͤnge gediehen , demnach gegruͤndete Be —

ſorgniß vorhanden iſt , eine hohe Kammer durch deſſen

noch weitere Verlaͤngerung zu ermuͤden , beſtimmt mich ,

einſtweilen davon zu ſchweigen , und mir die Darlegung

meiner Vorſchlaͤge fuͤr einen der oben angedeuteten An —

laͤſſe vorzubehalten . So auch in Ruͤckſicht des Steu er —

ſy ſte ms , auf welches mir bis jetzt nur einen einzigen

Blick vergoͤnnt ſeyn moͤge!

Man hat zumal drey Steuerſubſtrate feſtgeſetzt :

Beſitz , Erwerb und Genuß ( oder vielmehr Be —

duͤrfniß , als welches man , wie einen zuverlaͤſſigen
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Steuereinheber , wie eine Art von Preffer be

nugt ) allein man hatertens niht atle Yeten von Bez

fig un niht alle Nrten von Erwerb mit Steuer bes

legt , und dadurch den Grundfag aufgegeben , an

derſeits hat man durch Beſteuerung des Genuſſes
oder Beduͤrfniſſes auch den Gegenſatz von Er —

werb , naͤmlich die Ausgabe beſteuert , und durch ſolchen

merkwuͤrdigen Wid er ſpruch mit ſich ſelbſt auf das

Rechtsfundament verzichtet . Zwar iſt geſagt worden

daß die indireete Steuer auf diejenigen gemuͤnzt

ſey , deren Beſitzthum oder Erwerb der Kenntnißnahme

des Staats ſich entziehen , oder derſelben ohne große

Inconvenienz nicht zu unterwerfen ſeyn wuͤrde ; allein

man vergaß , oder hielt der Erwaͤgung unwerth , daß

die indirecte Steuer gleichmaͤßig die einen wie die an —

dern , ja in der Regel dieſelben , die fruͤher ſchon directe

Steuer bezahlt haben , noch mehr als die ſie nicht zahl —

ten , trifft . Was iſt aber von der Rechtlichkeit einer

Maaßregel zu ſagen , welche , nachdem von hundert

Staats ſchuldnern z . Be 80 ihr Betreffniß bezahlt , 20

aber — ohne Verſchulden der achtzig — ſich der Be —

zahlung entzogen haben , nunmehr alle Hundert und

unter ihnen alſo die achtzig zum zweytenmal beym

Kopf nimmt , um dann doch auch die Zwanzig mit zu

erwiſchen ? Es waͤre um kein Haar beſſer , als wenn

man um zwanzig Schuldige , die ſich hinter achtzig

ſchon abgeſtraften verſteckt und unkenntlich gemacht

haͤtten , gleichwohl zu erreichen , alle Hundert von neuem

zuͤchtigte ; eine Methode , die derjenigen - niht unåhns

lich wåre , wornah man , wenn von den an einer Gal -

lerenbank geſchmiedeten Straͤflingen Ei ner das Ru —

der falſch anzieht , der ganzen Bank einen gemeinſchaft⸗

lichen Peitſchenhieb ertheilt .

bis
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Dieſe rechtliche Seite der indirecten Steuer iſt

bisher nicht gehoͤrig gewuͤrdigt worden . Man hat ſich

damit begnuͤgt , ſie von ſtaats wirthſchaftlicher
oder auch von polizeylicher und moraliſcher

Seite zu beleuchten . Ich aber meine , daß uͤberall das

erſte und entſcheidende das Recht ſeyn muͤſſe, und

daß felbſt die Staͤnde die Befugniß nicht haben , eine

nach ihrer Weſenheit un ger echte Steuer zu betw it

ligen .
Sh wiederhole meinen Antrag .

Zach ari a :ͤ Jndem ih auffehe , um die Motion

meineg Sreundeg und Amtsgenoſſen zu unterſtauͤtzen ,

bitte ich den verehrten Herrn Vicepråfidenten um die

Verguͤnſtigung , einige Bedenklichkeiten vorausſchicken

3u dDúrfen , welche die Motion in mir gewedt þat , Das

mit meine Empfehlung wenigftens einiges Gewicht habe .

Die erſte Bedenklichkeit betrifft nicht ſowohl den

Gehalt , als den allgemeinen Z3weck der Motion . Ich

muß geſtehen , daß ich eine gewiſſe Scheu vor allen den

Motionen habe , welche die Bitte um einen Geſetzes —

vorſchlag zum Gegenſtand haben , vielleicht daß das

Alter , welches ſich mir unwillkommen naht , mich furcht —

famer macht . Doch fann ich auch emen Grund får jene

Scheu anfuͤhren . Ich bin naͤmlich noch fehr zweifels

haft , ob der eigentliche oder doch der groͤßere Werth

unſerer Verfaſſung darin beſteht , daß ſie der Regierung

ein hemmendes , oder daß ſie ihr ein anregendeg Prinz

cip gegenuͤberſtellt ; und in dieſem Zweifel werde ich

dadurch beſtaͤtigt , daß aͤhnliche Antraͤge in Frankreich

nur ſelten von den Kammern ausgehen , auch im britis

ſchen Parlemente die Bills faſt nur von den Miniſtern

und ihren Freunden eingebracht werden . Auf jeden

Fall erlaube ich mir , dieſen Zweifel der Pruͤfung derje⸗

—

—

—
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nigen gu unterwerfen , welchen die ewig gute Sache un⸗

ſerer Verfaſſung , vielleicht auch denen , welchen das In⸗

tereſſe von Deutſchland uͤberhaupt am Herzen liegt

Wohl folte ih eine Vertheidigung diefer Meinung þin -

zufuͤgen , da fie nicht zu denen gerechnet werden moͤchte,

welche die neue faſt fremdartige Sprache liberal nennt.

Jedoch eine ſolche Vertheidigung wuͤrde am wenigſten
in dieſer Verſammlung an ihrem Orte ſeyn , da ich hier

noch nie die wahre Liberalitaͤt der Denkungsart zu ver —

miſſen Veranlaſſung gehabt habe , welche darin beſteht ,

daß man die Meinungen Anderer achtet , weil man die

eigenen von Andern geachtet wuͤnfcht , oder in die eigenen

Miß trauen zu ſetzen gelernt hat .

Die zweyte Bedenklichkeit betrifft die Motion ſelbſt ,

ſo wie ſie geſtellt iſt . Nach der Verfaſſuugsur —

kunde iſt eine jede Bitte um einen Geſetzesvorſchlag

unter Angabe der Gruͤnde an die Regierung zu

richten . Ich muß nun geſtehen , daß mir in der vorlie —

genden Motion auch jetzt noch ſo Manches dunkel nnd

zweydeutig iſt , daß ſie mir kaum zu einem Antrage auf

einen Geſetzentwurf reif zu ſeyn ſcheint . Die Motion

handelt von Staatsfrohnden . Allein laͤßt ſich wohl ein

fuͤr die Praxis tauglicher Begriff von den Staatsfrohn⸗

den uͤberhaupt aufſtellen ? Und waͤrde nicht ein ſolches

Geſetz vielmehr , ſo wie das Geſetz uͤber die Herrenz

frohnden , die Leiſtungen einzeln aufzaͤhlen muͤſſen ? Wo

iſt z. B . die Grenzlinie zwiſchen Staats - und zwiſchen

Gemeindefrohnden ? Sind nicht die ſogenannten Staats —

frohnden oft , was den Rechtsgrund der Verbindlichkeit

betrifft , wahre Privatleiſtungen ? Dag ehemalige deut -

ſche Recht unterſchied nicht ſo ſtreng zwiſchen oͤffentli⸗

chen und Privatverhaͤltniſſen . Auch die Verhaͤltniſſe ,

welche wir als ſtaatsrechtliche betrachten , beruhten auf
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Vertraͤgen und Privilegien , und gehoͤrten mithin in ſo—⸗
fern in dag Gebiet des Privatrechts. Gleichwohl un —

a
terſtuͤtze ich die Motion mit voller Ueberzeugung und

jin
mit dem aufrichtigſten Mitgefuͤhle .

hie ,
Die erſte Bedenklichkeit iſt nur ein Zweifel , den ich

ter Aufgeworfen Habe ; fie geht am Ende auf cine Regel , |

fen
welche ihre Ausnahmen leidet , und ich wuͤrde allemal eni

pier geneigt ſeyn , eine ſolche Ausnahme zuzulaſſen , wenn ai
e

ein Mitglied dDiefer Kammer einen Antrag får befonderg ifi
| Ùringlich hált . Jm Privatleben hat man allein den [i

eht, Nichter ; 7 R — |

vie
ichter zu hóren , Derin ung ift ; mwenn wir fúr Tau -

ea
fende fprechen , Haben wir zugleich die Wuͤnſche derer

| du beridfichtrgen , fùr welche wir fprechen ; und der vora I
iof | liegende Antrag ift allerdings von der gróften Wih - [if

feit ; fein Gegenftand greift . in fehr viele Berhåltniffe
sug und Aufgaben unfereg óffentlichen Rechtes ein ; er wird H
lag den Wuͤnſchen Vieler entſprechen . 9

sgi Meine wente Bedentlichfeit betrifft mehr die Form |
J atg den Xnhalt des Antrags . Wird Die Motion vols

af
ftåndig erörtert , fo führt dag vielleicht zu dem Reſul —

— tate, Daf mittel einer Vorſtellung der Wunſch an

—
die Regierung gelangt , durch eine Commiſſion den

sbn -
Gegenftand nach allen feinen Bezie - ii

hes
huugen eroͤrtern zu laſſen . oA ; |

tar
Aug diefen Gründen erlaube

ich mir die Motion
Wo

zu dem Ende zu unterſtuͤtzen, daß ihr eine forgfåltige,
hen

frene , offene und alfeitige Prúfung ju Theil werde .

—
Der Vicepraſfident : Die Kammer wird jetzt ,

da die Motion unterſtuͤtzt iſt , zu entſcheiden haben , i
feit — |

db die Motion in Betrachtung gezogen ’ , oder vertagt
eut

ntti: werden fone , oder alg auf ſich beruhend anzuſehen ſey ? I

uſſe ,
Hofrath v. Rotteck begehrt das Wort , um kurz |!

—
die wichtigſten Geſichtspunkte zu beleuchten , welche Il
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die Entſcheidung der Frage leiten koͤnnten , ob eine

Berathung uͤber ſeine Motion Statt finden ſolle oder

nicht ?

Der Vicepråfident verweif auf den S. 5I der

Geſchaͤftsordnung , nach welchem fuͤr jetzt keine weitere

Discuſſion uͤber die gemachte Motion zulaͤſſig zu ſeyn

ſcheine .
Rachdem fich mehrere Mitglieder dber dag Recht

deg Proponenten , nach erfolgter Motivirung deg An⸗

trags das Wort nochmals zu begehren , geaͤußert , und

namentlich die Frhrn . v. Tuͤrkheim und v. —A

hardit ſich im Allgemeinen fuͤr dieſes Recht erklaͤrt

hatten , und zwar letzterer in der Ruͤckſicht , daß dem

Proponenten nicht zu verweigern ſey , ſeine Motivirung

noch durch einen Nachtrag zu ergaͤnzen ; wurde von der

Kammer
beſchloſſßen :

die Motion des Hoftaths v. Rotteck in Betrach —

tung zu ziehen ;

wobey jedoch der Frhr . v. Berkheim bemerkte , daß

er fuͤr eine weitere Berathung uͤber dieſe Motion nur

inſofern ſtimmen koͤnne , als ſte die Staats frohn —
den zum Gegenſtand habe , daß er hingegen , weil und

in wiefern die Motion noch auf verſchiedene andere Ge —

genſtaͤnde gerichtet ſey , darauf antragen muͤſſe, daß

ſie auf ſich beruhe .

v. Rotteck : Da nun der Beſchluß gefaßt iſt , meine

Motion in Betrachtung zu ziehen , ſo hoͤrt der Grund auf ,

aus welchem ich das Wort begehrte , und ich ſtehe da⸗

her gern von meinem Begehren ab . Wenn aber im All⸗

gemeinen der Grundſatz aufgeſtellt werden will , daß ,

wenn eine Motion unterſtuͤtzt iſt , alſo gleich , ohne ir⸗

gend eine vorlaͤufige Discuſſton , uͤber die Frage : ob

fie

ftin

tvie

twel

þer
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ſie in Betrachtung zu ziehen ſey oder nicht ? abge⸗
ſtimmt werden muͤſſe ; ſo erklaͤre ich mich feyerlich , und

wie ich glaube , pflichtgemaͤß gegen eine ſolche Anſicht ,

welche in offenbarem Widerſpruch ſteht mit allen fruͤ—

hern Uebungen und mit der Natur der Sache . Unſere

Geſchaͤftsordnung ſucht allenthalben die Beſonnenheit
der Schlußfaſſungen zu gewaͤhrleiſten . Es ſtreitet alſo

durchaus gegen ihren Geiſt , uͤber irgend eine Frage ,

und zumal uͤber eine ſo wichtige Frage , als die zur

Sprache gebrachte iſt , abzuſtimmen oder zu entſcheiden ,

ehe die Gruͤnde gehoͤrt worden ſind , welche fuͤr die eine

oder die andere Entſcheidung beſtimmen moͤchten .

Der Vicepraͤſident : Durch die Erklaͤrung des

Hrn . Hofraths v. Rotteck wird zwar die aufgewor —

fene Frage fuͤr jetzt beſeitigt . Wegen zukuͤnftiger Faͤlle

aber wuͤnſchte ich noch immer , daß die Kammer die

Frage entſchiede : ob nach beendigter Motivirung ei —

nes Antrages der Proponent noch einmal das Wort

verlangen koͤnne, um nachtraͤgliche Bemerkungen zu

machen . Iſt dieſes verſtattet , ſo kann auch Andern das

Wort zu einer Erwiederung nicht verweigert werden .

Und ſo wuͤrde alſo gegen den Ginn deg §. 51 . der Ge -

ſchaͤftsordnung eine Discuſſion ſchon wegen der Vor —

frage entſtehen .
v. Rotteck : Ich glaube , die Norm iſt hier leicht

zu ſinden , und von ſelbſt gegeben . Eine Digcuffion

findet Statt , aber woruͤber ? blos uͤber die Vorfrage :
Soll die Motion in Berathung gezogen , oder ohne wei —

teres beſeitigt werden ? Nach erſtattetem Commiſſions —

bericht findet dann die Discuſſion uͤber die definitive An⸗

nahme oder Verwerfung oder Motiſicirung der Motion

Statt . Aus dieſem verſchiedenen Zweck geht hervor ,

daß die erſte zwar auch die Sache ſelbſt beruͤhren muß ,
VProtokolle der Erſten Kammer . 13
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doch nur vorlaͤufig und ſummariſch ; die zweyte aber

tiefergehend ausfuͤhrlicher und vollſtaͤndiger.
Die Beurtheilungskraft eines jeden Mitglieds wird

ihm hiernach von ſelbſt die Grenze beſtimmen , uͤber

Helche hinauszugehen , unſchicklich oder zweckwidrig waͤre .

Sollte es ſolche Grenzen uͤberſchreiten , oder ſollte das

Praͤſidium oder ein anderes Mitglied der Meinung ſeyn ,

ſie ſey uͤberſchritten ; fo haben ſie wie bey allen ande —

ren Verhandluugen das Recht , den auf Abwege geras |

thenden Redner zuruͤckzurufen , oder zu veranlaſſen , daß

die Kammer ſich fuͤr hinreichend unterrichtet erklaͤre , und |

dieſemnach die Discuſſion geſchloſſen werde . So iſts

auch immer gehalten worden , und eine weitere Feſtſe⸗

tzung waͤre daher uͤberfluͤſſig.

Hebel : Es ſcheint mir ſonderbar , wenn ein , Red -

ner , der feine Motion begråndet hat , noh Dag Recht

zu einer nachtraͤglichen Motivirung in Mnfpruh nimmt .

Ein Anderes ift eg , wenn er bemerft , daf man feinen

Vortrag mifverfanden Habe , und daS Wort verlangt ,

um das Mißverſtaͤndniß zu heben .

Srhr . v. Tårfheim : So wie die Rammer irgend

ceinen Beſchluß zu fafen hat , if eg allemal erlaubt

den Gegenſtand des zu faſſenden Beſchluſſes zuvor zu

einer Eroͤrterung und Berathung zu bringen , inſofern

ſich nicht die Kammer fuͤr genugſam unterrichtet erklaͤrt⸗

Die hierauf von dem Vicepraͤſidenten geſtellte

Frage :
Ob man einverſtanden ſey , daß es genuͤge , die uͤber

den 6. 51 . der Geſchaͤftsordnung gegebenen Erlaͤute —

rungen zum Protokoll zu nehmen , und im Uebri⸗

gen mit Ruͤckſicht auf d. 38 . der Geſchaͤftsordnung mit
einer weitern Entſcheidung des aufgeworfenen Zwei⸗
fels Anſtand zu nehmen ? `
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wurde eintimmig bejaht .

Fondem Bicepråfidentén dazu aufgefordert ,

erfattete nunmehr der Dberhofmarfhal Frhr . v. Gaps

ling , Namens der zu Pråfung der Rechnung vom vo -

tigen Landtage niedergeſetzten CommiſſionsBericht .

Beylage Ziffer 38 . ( ungedruckt . )

Es wurde

beſchloſſene

die Berathung daruͤber auf die naͤchſte Sitzung aus⸗
zuſetzen .

Endlich brachte der Vicepraͤſident die Ernen —

nung eines Archivars in Vortrag , wobey er insbe —

ſondere bemerkte , daß es um ſo nothwendiger ſeyn

werde , einen Archivar auf dieſem Landtage zu ernen⸗

nen , da der Sitz der Kammer demnaͤchſt in das neue

ſtaͤndiſche Gebaͤude zu verlegen , und in dieſem die er —

forderliche Einrichtung durch einen zuverlaͤſſigen Beam —

ten der Kammer zu treffen ſey . Die Kammer hiermit
in der Hauptſache vollkommen einverſtanden , ſetzte je —

doch auf die Bemerkung des Frhrn . v. Berſtett , daß
der Bezug des neuen ſtiaͤndiſchen Gebaͤudes noch nicht
ſo nahe ſey , die Ernennung eines Archivars bis zum

Ende des Landtags aus .

Irhr . v. Zyllnhard

Zachar ia .ͤ

— — — ——
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Karidruhe , den 3- May r822 . |

|

—
o

: Gegenmárttg |

die bisher erfhienenen Mitgticder mit Ausnahme | »
Sr . Hoheit des Durchlauchtigſten Praͤſdenten , Herrn

8

Xi j
WMartgrafen Wilhelm zu Baden ,

|

3 der Herrn Staatsminiſter Frhr . v. Berſtett und Frhr .
>

v. Berkheim und de

des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner .
v.

M

Unter dem Vorſitz des zweyten Vicepraͤſidenten ,

Staatgrathó Şrhr . v. Baden .

r Nach Verleſung und Genehmigung deg Protokolls

der neunten Sitzung legte der Vicepraͤſident vor A

) ein hoͤchſtes Reſcript , wodurch der geheime Re

! ferenbår v. Baur beauftragt wird , das neurevidirte

Conſcriptionsgeſetz , und zwey Geſetzentwuͤrfe uͤber OH

gruͤndung der oͤfentlichen Sicherheit den Kammern vor⸗ |
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zulegen , auch Vortrag úber Die Ausgleichung der Kriegs —
koſten zu erſtatten .

Beylage Ziffer 39 .

2) einen €Erlaf der zweyten Kammer , betreffend

den Geſetzentwurf wegen Gleichſtellung der katholiſchen Aawi
und evangeliſchen Pfarrer binfichtlich der Befteuerung

)

der Guftentations - Summe. ,

Beylage Ziffer 40 . und

Unterbey lage zu Bifer 4a- R

Die Kammer
pi

Meto tog

dieſen Geſetzentwurf demnaͤchſt in einer Vorberathung

in Erwägung zu ziehen . |

3 ) cinen weitern Erlaß der zweyten Kammer we — Hiii

gen Ernennung einer Commiſſion zu Vertheilung des

Locals im neuen Staͤndehauſe . i

Beylage Ziffer 41 .

rhr . Das Secretariat machte ſodann die Anzeige , daß in

der Vorberathung
|
f

; |

1 ) får die Motion deg Bisthumgvermwefers Frhr . J —

v. Weſſenberg , wegen Erxrrichtung einer Bildungs —

e

errn

Anſtalt fuͤr Blindgeborne

der Praͤlat Hebel

iten , der Frhr . v. Falfenftein und siji
der Staatsrath Frhr . v. Tuͤrkheim ,

kolls a ) fúr die Motion des Hofraths v. Rotteck auf o
por; Abſchaffung der Staatsfrohnden

Re⸗ der Llandoberjågermeiter v. Kettner , —
dirte der Generallieutenant v. Schaͤffer und

der geh . Hofr ath Zach ariaͤ
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zur Bildung der Begutachtungs - Commiſſionen gewaͤhlt
worden .

In Gemaͤßheit der Tagesordnung erſtattete nun —

mehr der Frhr . v. Tuͤrkheim den Commiſſtonsbericht
wegen Wiederaufnahme der auf einem fruͤhern Land —

tage unerledigt gebliebenen Gegenſtaͤnde .

Beylage Ziffer 42 .

Der Vicepraͤſident bemerkt zuvoͤrderſt , daß ,

was den Hauptgegenſtand des Berichtes betreffe , da

ſich dieſer nicht auf die Verfaſſung , ſondern nur auf

die Geſchaͤftsordnung der Kammer beziehe , die in dem

Bericht enthaltenen Vorſchlaͤge ſofort in Berathung ge —

zogen , und ſchon durch einen Beſchluß der Kammer be —

kraͤftigt werden koͤnnten .

Da ſich die Kammer hiermit fuͤr einverſtanden er —

klaͤrte , ſo ſtellte der Vicepraͤſident die Frage :

Ob die Kammer jenen Vorſchlaͤgen ihre Zuſtimmung

ertheile ?

v. Rotteck : Obſchon ich den im Commiſſtonsbe —

richt ausgeſprochenen Grundſaͤtzen und deren Anwen⸗

dung im Allgemeinen beypflichte , ſo erlaube ich mir

doch die Bemerkung , daß noch auf zwey Punkte , die

in dem ſo eben gehoͤrten Vortrag nicht beſprochen ſind ,

duͤrfte Bedacht zu nehmen ſeyn , naͤmlich

Erfteng ift niht beråhrt worden , wie eg mit den

bon Der jweyten Kammer an die erfte gelangten , und

bier nicht erledigten Gegenftånden zu halten fey , und

awar nach den verfhiedenen Stadien der Behandlung ,
d . b. je nahdem úber fie bey ung noch gar Feine Bers

handlung eingetreten , oder etwa bereits der Commifs
fiongbericht erftattet , oder die Digcuffion bereits eróf -
Ret war . Jeh glaube jedoeh, der Analogie der fùr die

uͤbrigen Faͤlle aufgeſtellten Grundſatze gemaͤß waͤre die
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Maxime , ſolche Antraͤge , ohne Unterſchied , in welchem

Stadium der Verhandlung ſie ſtille geſtanden , niemals

anders als auf ein erneuertes Anſinnen der zweyten

Kammer wieder in Berathung zu nehmen .

Zweytens vermiſſe ich die Unterſcheidung zwi —

ſchen den unerledigten Verhandlungsgegenſtaͤnden des

jedesmal juͤngſten von jenen eines aͤltern Landtags ;

gleichwohl ſcheint ſolche Unterſcheidung mir nothwendig .

Es kann ein Landtag ploͤtzlich geſchloſſen werden ,

die Nichterledigung jener Gegenſtaͤnde daher blos durch

Mangel an Zeit veranlaßt ſeyn . Bey der zu vermu —

thenden Fortdauer deſſelben Willens oder derſelben In —

tereſſen auch beym nachſtfolgenden Landtag mag die

Wiederaufnahme der unerledigten Gegenſtaͤnde wohl

unbedenklich mit einiger Abkuͤrzung der Formen Statt

finden . Ruͤhren ſolche Gegenſtaͤnde aber von aͤltern

Landtagen her , ſo muͤſſen ſie wohl als gaͤnzlich erlo —

ſchen oder beſeitigt betrachtet werden , da ſchon ihre

Nichtwiederaufnahme auf dem zunaͤchſt gefolgten Land —

tag fuͤr eine ſtillſchweigende Erklaͤrung des nicht mehr

fortdauernden Willens , gewiſſermaßen fuͤr einen Be —

ſchluß , ſie unerledigt zu laſſen , gelten mag .

Solche Gegenſtaͤnde koͤnnten alſo durchaus nicht an —

ders , als wie ganz neue , wieder zur Sprache gebracht ,

und verhandelt werden .

Frhr . v. Tuͤrkheim : In Beziehung auf den erſten

Punkt muß ich bemerken , daß der fruͤhere Commiſſions —

bericht daruͤber bereits Folgendes enthaͤlt : die zweyte

Kammer kann nicht ohne erneuerte Aufforderung der

erſten annehmen , daß dieſe ſich noch zu einem , auf dem

vorigen Landtage heruͤbergegebenen Antrag bekenne , —

kann dieſen daher auch nicht mehr als ſolchen behan —

deln und vornehmen , ſo wie ſie dazu nicht mehr ver —
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bunden ift , eben fo if fie auh nicht mehr Dazu bered -

tigt , denn die Volmacht der ñicht mehr identiſchen
Kammer , welche den Yntrag als Erflårung ihrer Ent -

ſchließung hinuͤber gab , iſt erloſchen .

Hier iſt alſo beſtimmt ausgeſprochen worden , daf
die Kammer nur in ſo fern verbunden , und berechtigt

iſt , einen bey ihr unerledigt gebliebenen Antrag der

zweyten Kammer wiederaufzunehmen , als dieſe den

Antrag ausdruͤcklich von neuem in Anregung bringt .
v. Kettner : Es ſcheint mir nothwendig zu ſeyn ,

daß von beiden Kammern uͤbereinſtimmende Grundſaͤtze
uͤber die Behandlung der von fruͤhern Landtagen ruͤck⸗

ſtaͤndigen Geſchaͤfte aufgeſtellt und befolgt werden . Es

koͤnnte ſonſt der Fall eintreten , daß die zweyte Kammer

hieruͤber andere Grundſätze beobachtete , als die erſte .
Ich ſtelle es daher der Kammer anheim , ob es nicht

rath ſam ſeyn duͤrfte , ſich uͤber den vorliegenden Gegen⸗
ſtand mit der zweyten Kammer zit benehmen .

Frhr . v. Weſſenberg : Ich finde es bedenklich ,
wenn ſich die Kammer in Beziehung auf die Grundſaͤtze ,
nach welchen ſie die auf einem fruͤhern Landtage uner —

ledigt gebliebenen Gegenſtaͤnde wieder aufzunehmen
hat , durch beſtimmte Beſchluͤſſe binden wollte . Viel —

mehr muß ihr frey ſtehen , nach der Veeſchiedenheit der

Umſtaͤnde fuͤr die wieder in Anregung gebrachten Gegen⸗
ſtaͤnde jedesmal die angemeſſenſte Verhandlungsform zu

waͤhlen .

Zachariaͤ : Es iſt in der bisherigen Berathung ,
in welcher uͤbrigens die in dem Commiſſtonsbericht ge —
machten Vorſchlaͤge ihrem Inhalte nach nicht angefoch —
ten worden ſind , erſten s der Zweifel aufgeworfen
worden , ob ſich uͤberhaupt die Kammer durch beſtimmte ,
ins Einzelne gehende Beſchlüſſe in Anſehung des vor —⸗
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liegenden Gegenſtandes bilden fol ? Da jedoch Be —

ſchluͤſſe dieſer Art die Kammer nicht unbedingt binden ,
da ſie zur Beſchleunigung des Geſchaͤftsganges nicht

wenig beytragen , und da die vorgeſchlagenen nicht die

Moͤglichkeit ausſchließen , die Eigenthuͤmlichkeit eines

jeden einzelnen Falls zu beruͤckſichtigen , ſo kann ich

dieſes Bedenken nicht theilen .

Es iſt zweytens die Frage aufgeworfen worden ,

wie es mit der Wiederaufnahme derjenigen Antraͤge zu

halten ſey , welche auf einem fruͤhern Landtage von der

zweyten Kammer an die erſte gelangt , in dieſer aber

unerledigt geblieben ſind ? So wie ich nun mit der

Meinung des Frhrn . v . Tuͤrkheim , daß Geſchaͤfte die —

ſer Art nur auf einen wiederholten Antrag der zweyten

Kammer von der erſten wieder aufgenommen werden

koͤnnen , vollkommen einverſtanden bin , ſo werden uͤbri —

gens die im Commiſſionsbericht enthaltenen Vorſchlaͤge

auch auf den Fall , daß ein ſolcher Antrag von der zwey —

ten Kammer geſchieht , analogiſch anwendbar ſeyn .

Es iſt drittens gefragt worden , ob man diefe Bors

ſchlaͤge auf die von dem letzten Landtage rückſtaͤndigen

Sachen zu beſchraͤnken habe ? So wenig ich nun das

Gewicht der Gruͤnde verkenne , welche fuͤr dieſe Be —

ſchraͤnkung ſprechen , fo fcheint fie mir doch wegen - der

Freyheit , welche die gemachten Borfchláge Der Kammer

lafen , auf die Wiederaufnahme einer Sache einguge -

gehen , oder nicht cinzugehen , entbehrlich zu ſeyn .

Endlich vierteng dürfte eg allerdings rathfam

feyn , die dermalen zu faſſenden Beſchluͤſſe der zweyten

Kammer mitzutheilen . Auch ihre Geſchaͤftsordnung hat

die erſte Kammer der zweyten mitgetheilt .

v. Rotteck : Ich muß auf der Unterſcheidung zwi —

ſchen den von den juͤngſten , und den von aͤltern Land —
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tagen herruͤhrenden Gegenſtaͤnden beharren . Würde

ſie nicht anerkannt , ſo koͤnnte ich auch zur Maxime , die

Berathungsform der erſten abzukuͤrzen , niemals meine

Zuſtimmung geben . Der Grund der Unterſcheidung iſt

klar und wichtig ; und ich glaube , daß ein , auch durch

eminentes Stimmenmehr gefaßter Beſchluß , einen

auf einem alten Landtag erlegenen Gegenſtand ohne

tweitereg da mwmieder aufzunehmen , wo feine Berathung

damals ſtehen geblieben , ein dDurchaug nichtiger Bes

flug , und ſchon durch die Einſprache eines einzigen

Mitglieds zu vereiteln waͤre .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Ich kann mich durch eine

in meinem vorliegenden Berichtsconcept erſichtliche Cor —

rectur darauf ausweiſen , daß mir die Unterſcheidung

zwiſchen Antraͤgen , we che auf dem letzten , und ſolchen ,

welche auf einem fruͤhern Landtag unerledigt geblieben

ſind , nicht entgangen iſt , daß ich mich aber vorſaͤtzlich

nicht darauf eingelaſſen habe , um nicht allzugroße
Subtilitaͤten zu veranlaſſen . Inſofern aber dieſer Un —

terſchied jetzt zur Sprache gebracht wird , bekenne ich

mich zu der ſo eben von dem Herrn Hofrath v. Rot —

' eck vorgetragenen Anſicht , daß blos Antraͤge, welche

auf dem letzten Landtage gemacht , aber nicht erledigt
worden find , mit den in dem Commiffiongbericht vor -

gefhlagenen , auf frůhere Verhandlungen verweifenden

Abkuͤrzungen , wieder vorgenommen werden fónnen , nicht

aber folche , welche auf dem vorlegten oder einem frå -

þern erliegen geblieben find , und zwar aug dem ent -

ſcheidenden Grund , weil das Stillſchweigen auf dem

letzten Landtage ſchon eine Aufgebung derſelben ausge —

fprochen , und diefelben alfo ſtreng genommen nicht mehr

unerledigt genannt werden fónnen .
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yer i : Hebel : Zu dem wag der Herr StaatSrath Frhr . | engi
ie | 9. Tuͤrkheim bemerkt hat , will ich noch hinzufuͤgen , i iii
1e Í dafi , wenn von Gegenftånden die Rede ift , welche nicht 1 d
f | auf dem legten , fondern auf einem frůhern Landtage | —0

h | Vorgefommen find , der Fall eintreten fann , daf die KART
m | Kammer aug gang andern Perfonen befteht . Aus die —

H

1e | fem Grunde muf allerdings der —— Unterſchied

g | Statt finden .

— Frhr . v. Weſſenberg : Ich wiederhole die ſchon

von mir erhobene Bedenklichkeit wegen der Kaͤthllchkeit

aller dieſer Beſtimmungen . Jeder Landtag bildet ein

abgeſchloſſenes Ganze ; mithin muß auf jedem Landtage
1e

|
ein jedes , von fruͤherer Zeit ruͤckſtaͤndiges , Geſchaͤft von il

s neuem beginnen . |

5 v. Rotted : Das verehrliche Mitglied hått , alfo |
r

die Auffefung einer allgemeinen Regel får unnoͤthig ;

man werde , wenn einzelne Faͤlle vorkommen , nach Um —

* ſtaͤnden den geeigneten Beſchluß faſſen .
|

poi Ueber Maximen im Allgemeinen oder zum Voraus

ch ſich zu verſtaͤndigen und auszuſprechen , halte ich fuͤr

—
weit raͤthlicher , als erſt in den vorkommenden concre —

ten Faͤllen nach ſolchen Maximen ſich umſehen . Im Ni

z legten Fall tritt leicht eine Befangenheit fùr oder wis
| |

a
der ein ; im erjen Fal find blog Principien maafs |

K
gebend .

i Hip

jt Frhr . v. Zyllnhardt : Auch iſt ſchon in der vori — i
i - gen Sitzung die Nothwendigkeit befonderer Regeln

t⸗ durch einen foͤrmlichen Beſchluß anerkannt worden .

n Auf die nunmehr von dem Viczpråfidenten .
i j

E Sehaltene Umfrage erflârte fich Die Rammer mit den int —4

t Commiffongbericht enthaltenen Borfchlågen fúr eins i
verſtanden . Auch
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efh Epsg
die Kammer

dieſe hiemit angenommenen Vorſchlaͤge ausdruͤcklich auf
die Wiederaufnahme der auf dem lettzzten Landtage

unerledigt gebliebenen Gegenſtände zu beſchranken ;

ſo daß die Geſchaͤftsruͤckſtaͤnde eines fruͤhern Landtages

ſpaͤterhin ganz ſo zu behandeln ſeyn wuͤrden , als ob

daruͤber noch nie eine Verhandlung Statt gefunden

haͤtte.
Der Vicepraͤſident brachte nunmehr den in dem

Berichte enthaltenen Zuſatz wegen der Auslegung und

Anwendung des 6aſten hen der Verfaſſungsurkunde :
„ Kein Geſetz , das die Verfaſſungsurkunde ergaͤnzt ,
erlaͤutert oder abaͤndert , darf ohne Zuſtimmung einer

Mehrheit von 2/3tef der anmefenden Gtåndeglicder eiz

ner jeden der beiden Kammern gegeben merden , “

zur Berathung .
v. Rotteck : Es muß wohl eine zweyfache Art der

Auslegung der Verfaſſungsurkunde , oder der Geſchaͤfts—
ordnung unterſchieden werden , die eine , die durch ein

Geſetz oder durch eine fuͤr eine ganze Claſſelvon Faͤllen
aufzuſtellende Regel , und die andere , die blos factiſch ,
durch die in einem vorkommenden Fall gemachte An —

wendung des Verfaſſungsartikels geſchieht . Die erſte
erfordert allerdings , infofern von Verfafunggartifeln
geredet wird , die Zufimmüng von 2/3 der Mitglieder

beider Kammern , und die Sanctionirung des Großher⸗
zogs , die zweyte aber geſchieht durch einfache Majori —
taͤt einer einzelnen Kammer , und beruht lediglich auf
der Ueberzeugung oder Meinung der Stimmenden üͤber
den wahren Sinn eines Artikels . Eine ſolche factiſche
Auslegung der Verfaſſungsartikel geſchieht bey den

meiſten Beſchluͤſſen , iſt auch wirklich unausweichlich und
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e
pflichtgemaͤß. Nicht minder ift eine allgemeine Augle -

gung , in fofern fie nur alg Marime , niht alg Gefegz

gelten foll , zulaſſig und oftmals raͤthlich .

v. Kettner : Mit den von dem Herrn Hofrath
v. Rotted aufgeftelten Grundfágen bin ich zwar eina

verſtanden . Jedoch bemerke ich , daß ein Beſchluß , wel —

cher uͤber dieſen Gegenſtand gefaßt wuͤrde , auf jeden

Fall an die zweyte Kammer gelangen muͤßte.

Srhr . yv. Weffenberg : Es dårfte eine eigene Wo -

tion nothwendig feyn , Damit ein Befehluf İber die

Auslegung des 6aſten §. der Verfaſſungsurkunde ge —

faßt werden koͤnne.
Frhr . v. Tuͤrkheim : Wie ſchon in dem Commiſ —

ſtonsbericht bemerkt worden iſt , ſteht man ſich bey der

Anwendung des 6aſten F. der Verfaſſungsurkunde in

einen Widerſpruch verwickelt .

Wenn in einem gegebenen Falle eine Erlaͤuterung
der Verfaſſung durchaus nothwendig iſt , wenn etwas

geſchehen muß , und man ſich mit Ja oder Nein zu ent —

ſcheiden hat , wie ſoll man ſich helfen , wenn ſich gleich —

wohl nicht 2/3 der Gimmen fuͤr die eine oder fuͤr die

andere Meinung entſcheiden ? Die Kammer muß einſt⸗

weilen nach der Meinung handeln , welche die Mehrheit

der Stimmen fuͤr ſich hat . Was ſollte ſonſt z. B . m

dem Gtreitfalle wegen der Wahl neuer Univerfitåtgabs

geordneter geſchehen ?
v. Rotteck : Wenn man der Kammer dieſes Recht

nicht einraͤumen wollte , ſo waͤre faſt gar keine Beſchluß —

faſſung moͤglich . Es wuͤrde naͤmlich zu derſelben Ver —

nichtung hinreichen , daß ein einziges Mitglied , oder

daß auch die andere Kammer einen Zweifel uͤber den

Sinn des Verfaſſungsartikels aufregte , welchem zufolge

der Beſchluß Statt gefunden . Ich wiederhole es , die
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Kammer hat das Recht , wie die Pflicht , die Verfaſ⸗

ſungsartikel factiſch , durch Anwendung auf vorkom —

mende Faͤlle auszulegen . Hat ja ſelbſt jeder Privat -
mann ſolches Recht und ſolche Pflicht , wo immer es um

Entſchluͤſſe oder Handlungen zu thun iſt , die durch die

Conſtitution , oder uͤberhaupt durch das Geſetz ihre Be —

ſtimmung erhalten ſollen . Alſo wird dieſes wohl auch
bey der Rammer Statt finden . Moͤglich bleibt dabey

allerdings eine unrichtige Deutung oder Anwendung .
Allein die Beurtheilungskraft der Mehrheit , dann die

Publicitaͤt der Stimmgebung , endlich auch die Aufmerk —⸗
ſamkeit der andern Kammer und der Regierung ſind hin⸗
reichende Garantieen der Richtigkeit oder Mittel der

Berichtigung . Es kann auch eine irrige Anwendung
eines Artikels , oder der daruͤber von irgend einem Mit —

glied aufgeregte Zweifel leicht der Regierung oder einer

Kammer den Anlaß geben , eine authentiſche Erklaͤrung
in Form eines Geſetzentwurfs vorzuſchlagen , oder zu
erbitten .

Zachariaͤ aͤußerte den Wunſch , daß die Berathung
uͤber den vorliegenden ſehr wiggtigen Gegenſtand , ſo
wie es ſonſt mit Commiſſionsberichten gehalten zu wer⸗
den pflege , auf die naͤchſte Sitzung ausgeſetzt werden

moͤge, damit die Sache zuvor deſto reiflicher in Bedacht
genommen werden koͤnne .

Auf die von dem Vicepraͤſidenten gehaltene
Umfrage

befhtlof
die Rammer einftimmig

diefen Theil deg Commiſſionsberichts in der naͤchſten
Sitzung Von neuem in Berathung zu ziehen.

Hierauf wurde der Beſchluß der vorigen Sitzung /
daß man bey der Berathung uͤber den Commiſſtonsbe⸗
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richt auf die Motion des Frhrnv . Zyllwhardt we —

gen Modiftcation der 86. 60 und 73 . der Verfaſſungsur —
kunde zuruͤckkommen wolle , von dem zweyten Seecretaͤr

der Kammer verleſen .

Der Frhr . v. Zyllnhardt wiederholte nun ſeine

wegen diefer § § . auf dem vorigen Landtage gemachte

Motion , und beruft fich auf die fråhere Begråndung

derſelben . Auf die Bemerfung des Frýrn . v. Tuͤrk⸗

beim , daf vieleicht mit diefer Motion die von ibm

frůher in Anregung gebrachte Frage : wag ift im §. 60

und 73 . Der Berfafunggurfunde unter Finanzgegenſtaͤn —
den zu verehen ? mit Vortheil in Verbindung gefegt
werden fónne , indem man fo im Gtande fey , die Form
der Herhandlung abzufårzen , und den aug dem 6aſten

§. der Berfafungguréunde entfehenden Gchwierigteiten

3u, entgehen , ermwiederte

Der Frhr . v. Zyllnhardt : daß ihm beide Gegen —
ſtaͤnde nicht in einer unzertrennlichen Verbindung zu

ſtehen ſchienen , auch ſeine Motion bereits mittelſt eines

Beſchluſſes der Kammer an die zweyte Kammer gelangt

ſey , und es daher geeignet ſcheine , ſich hier auf ihren

bisherigen Gegenſtand und Umfang zu beſchraͤnken , vor —

behaltlich der Erweiterung deſſelben durch eine eigene

Motion. “

Eben fo brachte der geh . Hofrath Zachariå die von

dem Frýrn . v. Baden auf dem vorigen Landtag gemachte

Motion , die Erhebung des Advocatenſtandes , und zumal

deſſen Ausbildung zur Pflanzſchule guter Richter betref⸗

fend, in Erinnerung . Er bemerkte zugleich , daß der des —

halb auf dem vorigen Landtage an die zweyte Kammer er —

laſſene Beſchluß von die ſer ohne Antwort geblieben ſey . Er
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fuͤhrte hierbey weiter ein Reſcript des Großherzoglichen

Staatsminiſterii vom 2. November 1820 , nach welchem in

der erſten Inſtanz in der Regel keine Advocaten zuge —

laſſen werden ſollen , zur Unterſtuͤtzung des Wunſches
an , daf die Regierung diefe mit den Grundfágen deS |

Rechts und unſerer Verfaſſung ſchwer zu yereinigende Verz

ordnung einer nochmaligen Pruͤfung unterwerfen moͤge .

Muf die von dem Vicepraͤſidenten gehaltene

Umfrage erklaͤrte ſich die Kammer fuͤr ein verſtanden ,

ſowohl die Motion des Frhrn . v. Zyllnhardt als

die des Frhrn . v. Baden in der naͤchſten Sitzung in

Betrachtung zu ziehen .

Sodann erftattete , von dem Bicepråfidenten

aufgefordert , Der Prålat Hebel Nameng der wegen

des Antrags des Frhrn . v. Weſſenberg auf Errich —

tung einer Bildungsanſtalt fuͤr Blindgeborne ernannten

Commiſſion Bericht .

Beylage Ziffer 43 .

Die Kammer

beſchloß ?

die Berathung uͤber dieſen Bericht in der naͤchſten

Sitzung vorzunehmen ;

wobey bemerkt wurde , daß eine Berathung in abge —
|

kuͤrzter Form um deßwillen nicht gewaͤhlt werden Fónne |

weil der Beſchluß , die Berathungsform abzukuͤrzen ,
nach der Geſchaͤftsordnung die Zuſtimmung eines Re —

gierungs - Commiſſaͤrs beduͤrfe , ein zur Ertheilung die —

ſer Zuſtimmung beauftragter Regierungscommiſſaͤr aber

in der Kammer vermißt werde .

Endlich legte der Vicepraͤſident eine Eingabe
des Hauptmanns Arnold wegen Aufſtellung des Bild⸗

niſſes Sr . Koͤniglichen Hoheit , des Großherzogs , in
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dem fir die erfe Kammer befimmten Saale deg neuen

Staͤndehauſes vor .

Beylage Ziffer 44 . ( ungedruckt . )

worauf

beſchloſſen

wurde ,

dieſe Eingabe an die wegen Vertheilung des Locals

des Staͤndehauſes ernannte Commiſſion zur Begut —⸗

achtung abzugeben .

Die Kammer verwandelte nunmehr auf den Antrag
des Frhrn . v. Falkenſtein , welcher von mehreren

Mitgliedern unterſtuͤttt , und hierauf einſtimmig ange —

nommen wurde , die oͤffentliche Sitzung in eine ge —

heimel
Frhr . v. Zyllnhardt .

Zachariaͤ .

x

Beylage Ziffer 39 .

Sudwig von Gottes Gnaden ,

Großherzog zu Baden , Herzog ju ZåHrin :

Sen , Landgraf auw Nellenburg ; Graf zu

Salem , Peters haufen und Hanau I c .

Wir ernennen Unfern geh , Referendår v. Baur ,
: Um in den Kammern das neurevidirte Conſeriptionsge —

fet , imd die beiden Geſetzentwuͤrſe uͤber Begruͤndung
der oͤffentlichen Sicherheit vorzulegen , und daſelbſt

Vortrag uͤber die Kriegskoſten - Ausgleichung zu er —

ſtatten .

Protokolle der 1. Kammer , 14

*
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Unſer Staatsminiſter des Innern , Freyherr v. Ber k⸗

heim iſt beauftragt , Obiges zur Kenntniß der beiden

Kammern Unſerer getreuen Staͤnde zu bringen .

Gegeben Karlsruhe den 29 . Maͤrz 1822 .

udwig .

Auf Befehl Sr . Kónigl . Hoheit .

Weiß .

Beylage Ziffer 40 .

DEN~

Hochverehrlichen Praͤſidium der erſten

Ramme der Gtåndeverfammlung .

Die şweyte Kammer hat in ihrer oͤffentlichen Sitzung

am 27ſten d. M. durch — mit Stimmenmehrheit ge —

faßten Beſchluß — den von der hohen Regierung der

felben vorgelegten Gefeges = Entwurf ber di ?

Gleichſtellung Der fatholifhen Pfarrer

mit den evangeliſchen ruͤckſichtlich der , beh

Berechnung der directen Steuer in Abzug

fommenðen Gustentation g - Summe unver |

ånderti angenommen .
Í

Unter Mittheilung dieſes Geſetzesvorſchlags hat die |

zwey

gebe
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$

rk⸗ zweyte Kammer die Ehre hievon dorthin Nachricht zu
Den | geben .

;

Karlsruhe Den 20 . Mpril 1822 . |

Sm Namen der zweyten Kammer der Staͤndeverſamm —

lung der Praͤſident

Foͤhrenbach .
der erſte Secretaͤr

jeit.
v. Itz ſtein .

Unterbeylage zu Ziffer 40 . 9

Ludwig von Gottes Gnaden ,

Großherzog zu Baden , Herzog zu Zaͤhringen ; Land⸗

graf zu Nellenburg , Graf zu Salem , Petershauſen

und Hanaujiti : f w.

Auf den Bericht Unſeres Finanzminiſteriums

uͤber die Gleichſtellung der katholiſchen Pfarrer mit den

evangeliſchen ruͤckſichtlich der bey Berechnung der directen

Steuer in Abzug kommenden Sustentations - Summe ,

t haben Wir unter Zuſtimmung Unſerer getreuen

Staͤnde verordnet , und verordnen hiermit :
—

J

zung Den katholiſchen Pfarrern ſoll vom t . Suny d S:

g àn die gleiche Gustentationg = Summe wie den eyange -

der⸗ liſchen Pfarrern bey Berechnung ihrer directen Grund⸗

DiC | Haͤuſer- und Gefaͤll - Steuer in Abzug kommen .

we ` Art. 2

ber Un ſer Finanzminiſterium iſt mit dem Vollzug j
AUS

| beauftragt .
wer⸗ Gegeben Karlsruhe

| Auf Vefebl
Sr : Königlithan: apait,
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A

Vermoͤge Beſchluſſes der heutigen Siung nimmt

die zweyte Kammer den Geſetzesvorſchlag an .

Karlsruhe , den 27ſten April 1822 .

Im Namen der unterthaͤnigſt treu gehorſamſten zwey⸗

ten Kammer der Staͤndeverſammlung

der Praͤſident

Foͤhrenbach .

die Secretaͤre

v. Ittzzſt ein .

Baumgaͤrtner .

Speyerer .

Beylage Ziffer 4i.
An

das hochverehrliche Praͤſidium der erſten Kammer der

Staͤndeverſammlung .
Auf die gefaͤllige Mittheilung vom 22 . d . M . —
wir die Ehre zu eroͤffnen, daß die Abgeordneten

Baumgaͤrtner
Embdt

v. Gleichenſtein

Griesb ach und

v. Itzzſt ein

von der zweyten Kammer zu der Commiſſton erwaͤhlt
|

worden find , welhedie auf die Vertheilung des Locals
im ſtaͤndiſchen Gebaͤude ſich beziehenden Einleitungen

mt

bor ;

uͤ b

nei

ne
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zu treffen , und ihre Desfalfigen Anträge der Rammer

dorzuiegen beauftragt ift .

Karlsruhe den r , May 1222 .
a

Sm Namen der zweyten Kammer

Der Pråfident

Foͤhrenbach .

Der erſte Secretaͤr

Itz ſt ein .

Beylage Ziffer 42 .
/ Ñ

Commiſſions⸗Bericht

über die bey Wiederaufnahme Der auf eiz

nem fruͤhern Landtag unerledigt gebliebe —
nen Antraͤge zu beobachtenden Regeln und

Geſchaͤftsformen .

Erſtattet

von dem

Sta atsrath Frhruv . Tuͤrkheim .

J Gemaͤßheit des in der letzten Sitzung erfolgten Be —

ſchluſſes bin ich beauftragt , uͤber zwey , bey Gelegenheit
des Vorſchlags einer ſtaͤndigen Commiſſion fuͤr die auf die
Verfaſſung und den landſtaͤndiſchen Geſchaͤftsgang ſich be —

ziehende Eroͤrterungen aufgeworfene Fragen , den verlaus⸗

ten weitern Bericht zu erſtatten . Dieſe Fragen lauteten

wie folgt :

M Sind die auf einen fruͤhern Landtag gemachten
und unerledigt gebliebenen Antraͤge auf dem folgenden
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Landtag : von dem Secretariat zu reproduciren , oder alg

nicht geſchehen Cbefeitigt ) zu betrachten ?
2 ) Wie ift e8 wegen Derjenigen Mittheilungen 4u

halten , tmwelche auf dem vorigen Landtage von Der erften
Kammer . an Die zwepte ( oder umgefeprt ) erlafen morden ,
und von diefer ohne Antwort geblieben find ?

Der erhaltene Auftrag geht niht fowohl dahin , die

in dem frůhern Commiffiong - Bericht bereits hierauf ge -

gebene Antwort volltåndiger zu begrůnden , alg vielmehr

nur Dabin , diefelbe durch fpecielle Anwendung auf die

verfchiedenen Stufen des Geſchaͤftsgangs , auf welchen
cin Gegenſtand beym Schluß des vorigen Landtags uner⸗

ledigt liegen geblieben ſeyn kann , weiter auszufuͤhren .

Von einer Motion , welche blos angezeigt , aber

noch nicht motivirt worden war , kann die Rede nicht ſeyn ,
denn Hier ift noch kein eigentlicher vnd ausgefuͤhrter An —

trag , ſondern nur die Anzeige Deg Borhabeng eineg folz
hen ; erneuert ſich das Vorhaben , ſo muß ſich auch die

Anzeige deſſelben erneuern .

Die Caſuiſtik , welche den Gegenſtand dieſes Berichts
bildet , beginnt alio mit dig Vorausſetzung , daß in der
Kammer bereits der Beſchluß gefaßt worden feye , eine

Motion in Betrachtung zu ziehen , oder eine Petition

nach dem 8. 55 . der Geſchaͤftsordnung auf gleichem We —

ge zu behandeln .

Von dieſem Moment an bis zur Erſtattung des Com⸗

miffiong - Berichts befindet fich eine Sache auf der erſten
Stufe des Geſchaͤftsgangs ; war es eine Motion , und

der fruͤhere Propenent will fie auf dem folgenden Landtag
wieder in Gang bringen , fo funn er fi die Fornilichfeit
der nochmaligen Motiong - Anzeige erfparen , und entwe -
der mittelſt neuer Motivirung , oder mit Berufung auf
die frůhere der Kammer den Anlag geben , nach der alg ”
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Spatium deliberandi får jeden niht vorher angekuͤn⸗

digten Vorſchlag unerlaͤßlichen Ausſetzung bis zur naͤchſten

Sitzung uͤber die Wiederaufnahme einen Beſchluß zu faſſen .

Das Naͤmliche gilt von Berathungs - ⸗- Gegenſtaͤnden ,

welche durch eine Petition veranlaßt worden ſind , nur

mit dem Unterfchied , daß dieſe von jedem Mitglied der

Kammer wieder in Anregung gebracht werden koͤnnen ,

ſtatt daß eine Motion nach dem F. 52 . der Geſchaͤftsord⸗

nung big zur Cróffnung der Digcuffion blog ihrem Pro -

Ponenten : angehòrt , folglich ein Dritter , wether fie fpå -
ter wieder aufleben machen wollte , fich gwar inder Mo -

tivirung nach Belieben auf dag , was fein Borgånger hon

Sefagt þat , berufen , folglich fùrzer fafen , aber von Der

Foͤrmlichkeit einer vorgaͤngigen neuen Motions - Anzeige

nicht entbunden werden koͤnnte .

Auf der zweyten Stufe befindet ſich der Gegenſtand ,

wenn ein Commiſſions - Bericht daruͤber erſtattet worden

it . Hier gilt får denjenigen , welcher ihn wieder in Anz

regung bringen mwil, Dag Nåmliche wie auf der erften

Stufe ; von der Entſchließung der Kammer aber hängt es

alsdann ab , je nachdem entweder neue Anſichten und

veraͤnderte Umſtaͤnde zur Sprache gebracht worden , oder ei —

ne einfache Erneuerung des fruͤhern Antrags erfolgt iſt ,

denſelben von Neuem in eine Commiſſion zu verweiſen ,
oder ihn blos nach 8. 23 . der Geſchaͤftsordnung zur Dis —

cuſſion zu bringen . Wenn auf dem vorigen Landtag uͤber
den Commiſſtonsbericht bereits eine Discuſſton eroͤffnet

worden , dieſelbe aber noch zu keinem Beſchluß gefuͤhrt

baben follte , ſo iſt bey der Wiederaufnahme eines Anz

trags auf dieſer dritten denkbaren Stufe fruͤherer Behand⸗
lung nur das zu bemerken , daß nach dem vorhin Geſa —

ten die Veranlaſſung dazu , wenn es eine Motion war ,

nunmehr von jedem Mitglied der Kammer ohne neue Mo-
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tionsanzeige eben ſo gut , als von dem urſpruͤnglichen
Proponenten ausgehen kann . Uebrigens verſteht es ſich
don felbft , Daf wenn feine Nova eine abermalige Ber -

weifung an eine Commiffion veraánlaffen , nur die Digcuf -
ſion wiedergufgenommen und zur Beſchlußfaſſung gebracht
zu werden braucht .

Mit dieſer iſt die Sache abgethan . Wenn der Be⸗

ſchluß uͤber einen Antrag auf dem vorigen Landrtag nicht
mehr an die andere Kammer gelangt iſt , eben ſo wie in
dem Fal , wenn derfelbe von diefer legtern ugerledigt ge
blieben ift , muf , twie foon friher bemerft wurde , auf
die Anregung eineg Mitglieds der Rammer in einer fol
genden Gigungebefchloffen werden , den Antrag gut ers
neuern , Die abermalige Mittheilung an die andere Rame

mer darf aber in Diefem legtern Fall feineãwegg die Form
ciner blofen Erinnerung deg auf dem vorigen Landtag
hinúbergegebenen Antrags erhalten , weil diefer feine Folge
niehr gegeben werden fann ; fie muf vielmehr in der

gorm eines neuen Antrags Åbergeben werden ,

Zum Beſchluß ſeye es vergoͤnnt , den der Commiſ⸗
ſion aufgegebenen Fragen noch etne weitere beyfuͤgen ,
naͤmlich : Von welcher Natur ſind derartige Eroͤrterun⸗ —

gen uͤber den Sinn der Verfaſſung , und wie muͤſſen ſie
Daher behandelt werden ? Wenn in diefer Beziehung irz

gend eine Frage : aufgeworfen . wird , fo ift dag Reſultat
der Berhandlungen daråber , entweder , daf die zur Er⸗

oͤrterung gebrachte Stelle der Verfaſſung als klar , oder daß
der Sinn und die Abſicht derſelben als zweifelhaft erkannt
wird . Im erſten Falle ſpricht die daruͤber berathende
Kammer blos eine Folgerung aus dem eroͤrterten Verfaſ⸗
ſungs⸗Paragraphen aus , und richtet ſich nach dieſer nicht
beſtrittenen Auslegung , ohne daß es dazu einer weitern

Geſchaͤftsform , namentlich einer Mittheilung an die an —

dere Kammer beduͤrfte; im letztern Fall hingegen , wo ein

|

|

3w

eini

wel

ten

geh
any

fir
blo

bre

lich
die

mu

der

vor

der

an

ge

un

Si

ſor

faf
ner

bår



en

t

er⸗

uſ⸗

cht

ʒe⸗

cht
in

zez

uf
ol⸗

er⸗

m⸗

ag

ge
er

iſ⸗

n,

nz

fie
r

D amain i na O
——

Zehnte Sitzung vom 3. May . 217

Zweifel uͤber den Sinn dieſer Stelle anerkannt wird , iſt
eine Auslegung , und zwar eine authentiſche , erforderlich ,
welche als Ergaͤnzung der Verfaſſungsurkunde zu betrach⸗
ten ift , und nach §. 64 . derſelben durch beide Kammern

Beþen muf , und in jeder der Zuftimmung von 2/3tel der

anmefenden Mitglieder bedarf ,

Daß in dieſem §. eine folche Mehrheit niht blog

fùr Ergånzungen und Abånderungen , fondern auch får
bloße Erláuterungen erfordert mird , ift freylich ein Ge -

brechen ; Denn wo mwirflidh ein Zweifel , mithin die Még -
lichkeit zweyer ſich wiederſprechender Auslegungen , und

die Nothwendigkeit eines Ja oder Nein vorhanden iſt ,
muß auch eines von beiden erfolgen , und kann nicht durch
den Zufall , daß keines von beiden eine Stimmenmehrheit
von 25tel fuͤr ſich hat , verhindert werden . Der §. 64 ,
der Verfaſſungsurkunde ſelbſt duͤrfte alſo der erſte ſeyn ,
an welchem ſeine eigene Kraft zu erproben waͤre; ſo lau⸗

ge er aber nicht abgeaͤndert wird , kann man nicht die oft
unvermeidliche Beantwortung eines Zweifels uͤber den

Sinn der Verfaſſung , im einzelnen vorfommenden Fall ,
fondern nur die Fragé : ob diefe Beantwortung der Bers

faſſung ſelbſt beygefuͤgt werden ſoll ? von der vorgeſchriebe —
nen Stimmenmehrheit von 2/3 in beiden Kammern abs

haͤngig machen .
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Beylage Ziffer 43 .

Commifſſionsbericht
úber die Motion megen Errihtung einet

Bildungsanſtalt fuͤr Blindgeborne .

Erſtattet

von dem

Prålaten Hebel

Die Motion , Aber welche wir die Ehre haben , der

hohen Kammer unfern Bericht zu erftatten , lågt Den

menſchenfreundlichen Wuͤnſchen , welche vor zwey Fah -

ren fuͤr die Errichtung eines Taubſtummen - Inſtituts
ausgeſprochen wurden , aͤhnliche Wuͤnſche fuͤr die Stif —

tung einer wohlthaͤtigen Schweſteranſtalt derſelben zum
Beſten blindgeborner und ſolcher Kinder nachfolgen , die

ſchon in den erſten Lebensjahren des Lichtes der Augen
beraubt worden ſind . Auch fuͤr dieſe Motion liegen
die empfehlenden Gruͤnde in allen Gemuͤthern . Sie

bedarf keiner Rechtfertigung von außen .

Es iſt zwar moͤglich , und kaum zu bezweifeln , daß
neben den Taubs Gebornen die Zahl der Blinden mert -

bar die kleinere ſeyn werde , wenigſtens duͤrfte die

Blindheit , wo ſie erſcheint , ein zufaͤlliges Gebrechen
ſeyn , waͤhrend die Taubheit hie und da ein trauriges

Familien - Erbe zu ſeyn ſcheint , ein Ungluͤck , das ſich

oft in mehrern einzelnen Mitgliedern der Familien fort —

pflanzt und vervielfaͤltigt , und oft erſt nach mehreren
Generationen ſich wieder erneuert .
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Eben ſo wahr iſt es , was auch der verehrte Herr

Verfaſſer der Motion nicht unbemerkt gelaſſen hat , daß

die angeborne Blindheit der Entwickelung der geiſtigen

und ſittlichen Anlagen weniger Schwierigkeiten entge —

genſtellt , als die Taubheit . Die Erfahrung hat wohl

keinen Widerſpruch , daß der Blinde durch das Leben

und ſeine ſanften und harten Anregungen , vielſeitiger

und wirkſamer als der Taube fuͤr das Leben koͤnne ge⸗

bildet werden ,
,

Ailein diefe Wahrnehmungen Fónnen der guten Ga -

he , von welcher hier die Rede ift , wohl feinen Ein⸗

trag thun . Die Zahl der Blinden , wenn auch die ge —

ringere , iſt noch bedeutend groß genug , um die verein —

ten Kraͤfte der Geſellſchaft zur milden Fuͤrſorge fuͤr ſie

aufzufordern . Dieſe Ungluͤcklichen , in einer Welt , die

fie nicht ſehen , ſind noch beklagenswerth genug , und

es wuͤrde fuͤr jedes Zeital ? er , vor allen aber fuͤr das

jetzige erleuchtete und hochgebildete , ein Vorwurf ſeyn ,
febr Ungluͤckliche unbeachtet ihrem Schickſal zu uͤber —

laſſen , weil ſie noch nicht die allerungluͤcklichſten ſind ,

zumal , wenn in einem Lande wie hier , durch eine dana

kens werthe Zuſicherung die Hoffnung bereits zur Ge⸗

wißheit erhoben iſt , daß eine freundliche Zufluchts⸗

ſtaͤtte fuͤr die Ungluͤcklichſten ſchon in kurzem werde er⸗

oͤffnet werden .

Die Motion giebt uͤber die Summen , die zur Er —

richtung und Erhaltung der Anſtalt erforderlich ſeyn

duͤrften , uͤber die Mittel zur Gewinnung derſelben ,

und uͤber den Ort , wo ſie zu errichten waͤre, keine be —

ſtimmten Vorſchlaͤge , und keinen Stoff zur naͤhern Pruͤ⸗

fungen : Sie legt dieſes alles vertrauensvoll in die

Haͤnde einer weiſen und hochherzigen Regierung , die
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nicht muͤde wird , menſchenfreundliche und patriotiſche

Wuͤnſche , die ihr vorgetragen werden , unter die nahen

Gegenſtaͤnde ihrer Aufmerſamkeit und Sorge aufzu⸗

nehmen .

Eines jedoch wird nicht unbemerkt gelaſſen , daß die

Blinden - Anſtalt einen nicht groͤßern Aufwand , als die

Anſtalt fuͤr die Taubgebornen erfordern duͤrfte . Es wird

aber zuͤgleich , wi wohl nicht ohne Bedenken , der Moͤg—⸗

lichkeit Erwaͤhnung gethan , zur Minderung des Auf⸗

wandes beide Anſtalten zu vereinigen .

Die Commiſſion moͤchte nicht ohne Noth ſich fuͤr

dieſe Vereinigung erklaͤren . Es ſind zwey disparate

und unvereinbare Operationen , Taube und Blinde fuͤr

ſich und fuͤr die menſchliche Geſellſchaft zu erziehen .

Es iſt wenigſtens eben ſo gedenkbar , wie ſie ſich ſtoͤ—

ren , als wie ſich gegenſeitig erleichtern koͤnnten , wenn

gleich beide die Richtung haben , zuletzt in der Errei —

chung eines Hauptzweckes zuſammen zu treffen . Ueber —

dieß koͤnnen wir uns der Beſorgniß kaum erwehren , daß
das Zuſammendkaͤngen vieler Ungluͤcklichen in die naͤm —

liche enge Umgebung in ihren Gemuͤthern keine vortheil —

hafte Stimmung bewirken wuͤrde . Es iſt vielleicht der

ſcheinbarſte Einwand , der gegen beiderley Arten ton Ers

ziehungshaͤuſern geſchehen kann , daß ihre Zoͤglinge jeder
in dem andern nur das Bild ihres eigenen Ungluͤcks

wiederfinden , und faſt abgeſchloſſen von der Geſellſchaft

ſind , fuͤr die ſie doch gebildet werden , in die ſie uͤber

kurz oder lange wieder zuruͤcktreten ſollen . Das Zu⸗

ſammenwohnen von Ungluͤcklichen zweyedley Art , die

ſich faſt auf keine Weiſe , nicht durch das Wort , nicht

durch Zeichen , nicht einmal durch die ſinnvolle Gebaͤr —

denſprache gegenſeitig mittheilen und befreunden koͤnn⸗
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ten , wuͤrde wenig geeignet ſeyn , dieſen Vorwurf zu ent⸗

kraͤften.

Allerdings wird die vorgetragene Bitte , wenn fe
erfuͤllt werden ſoll , die ſchon vielfach belaſtete Staats —

caſſe mit einer neuen Ausgabe in Anſpruch nehmen .

Allein der Herr Urheber dieſer Motion vereinigt ſi ſich mit

der Commiſſion in dem Wunſche , daß wenigſtens nur

der Anfang des guten Werkes , wenn auch nach Un -

fiånden noch im Kleinen und Beſchraͤnkten , geſchehen

moͤchte , und uͤberlaͤßt ſich mit ihr , wenn nur erſt eine

feſte Grundlage , und gleichſam ein Anſatzpunkt gebildet

iſt , der gerechten Hoffnung , daß alsdann die Anſtalt
durch den Eintritt der Zoͤglinge aus bemittelten Fami —

lien , und durch freywillige Beytraͤge , durch Stiftungen

und Vermaͤchtniſſe zu einem erwuͤnſchten Umfang ſich

ausdehnen werde . Das Naͤmliche iſt an andern Orten

geſchehen . Das Badiſche Volk , empfaͤnglich fuͤr alles

Gute , und bereitwillig dazu , wird hinter keinem zuruͤck⸗

bleiben .

Die maͤßige Summe von dreytauſend Gulden jaͤhr⸗

lich aus der Staatscaſſe wuͤrde daher zur erſten Begruͤn⸗

dung und zur Sicherung der Fortdauer des Inſtituts

genuͤgen . Sie uͤberſteigt nicht diejenige , auf welche zur

Stiftung der Taubſtummen - Anſtalt angetragen worden

iſt . Beide werden in der Minderung des menſchlichen

Elends , in der Erleichterung anderer oͤffentlichen Caſſen ,

in der Ehre des Landes , dem eine ſchoͤne Anſtalt nach

der andern entbluͤht , w hinreichende Verguͤtung
ſichern .

Durch alle dieſe Erwaͤgungen beſtimmt , nimmtdie

Commiſſton kein Bedenken , der hohen Kammer den Ge⸗
genſtand der Motion zu geneigter Zuſtimmung und zur
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unterthaͤnigſten Bitte an Se . Koͤnigliche Hoheit , den

Großherzog , zu gnaͤdigſter Anordnung der Errichtung

eines ſolchen Inſtituts , und Anweiſung von jaͤhrlich
dreytauſend Gulden aus der Staatscaſſe zu empfehlen .

Die Commiſſion glaubt ihren Vortrag nicht zweck —⸗

maͤßiger , als mit der Wiedererinnerung an ein ſchoͤnes
und beyfallwuͤrdiges Wort ſchließen zu koͤnnen, mit wel⸗

chem vor zwey Jahren ein verehrtes Mitglied dieſer

Kammer ſeine Zuſtimmung zut dem Antrag auf Errich —

tung des Taubſtummen⸗Inſtituts begleitet hat , daß

jeder Landtag mit irgend einer wohlthaͤtigen , heilbrin⸗

genden Stiftung bezeichnet , in die Annalen einer glor⸗

reichen Regierung uͤbergehen , und in dem Andenken

eines dankbaren Volkes moͤge erhalten werden .
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